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#ST# 76.033

Botschaft
des Bundesrates an die Bundesversammlung

zu einem Bundesgesetz über internationale Rechtshilfe in Strafsachen
und einem Bundesbeschluss über Vorbehalte

zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

(Vom 8. März 1976)

Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Damen und Herren,

Wir beehren uns, Ihnen mit dieser Botschaft Entwürfe für
- ein Bundesgesetz über internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRSG) sowie
- einen Bundesbeschluss betreffend Vorbehalte zum Europäischen Auslieferungs-

übereinkommen zu unterbreiten.

l Übersicht

11 Der Gesetzesentwurf

Rechtshilfe in Strafsachen im Sinne des Gesetzestitels umfasst die Ausliefe-
rung, die Ermittlungen und Beweiserhebungen für ein ausländisches Strafver-
fahren (sogenannte kleine, im Entwurf als «andere Rechtshilfe» bezeichnet), die
stellvertretende Strafverfolgung und die Vollstreckung fremder Strafentscheide.

Die Beschleunigung und Erleichterung des grenzüberschreitenden Verkehrs
und der Nachrichtenübermittlung wie auch die Verflechtung der internationalen
Wirtschaft führten zu neuen Formen der Kriminalität. Die herkömmlichen
Methoden der internationalen Zusammenarbeit reichen für deren wirksame Be-
kämpfung nicht aus.

Die starke Zunahme teilweise mit empfindlichen Strafen belegter Wider-
handlungen im Zusammenhang mit der technischen Entwicklung ruft im Interesse
ihrer wirksamen Ahndung ebenfalls einer verbesserten internationalen Zusam-
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menarbeit (von 76 300 strafrechtlichen Verurteilungen entfielen z. B. im Jahre
1973 46 750 = 60% auf Strassenverkehrsdelikte). Eine weitere Steigerung der Zahl
solcher Widerhandlungen ist -von der im Aufbau begriffenen Gesetzgebung über
den Umweltschutz zu erwarten.

Der grosse Bestand an Ausländern in der Schweiz lässt auch mehr Ausländer
straffällig werden. Die ihnen auferlegten Freiheitsstrafen müssen heute in einer
ihnen ungewohnten Umgebung unter Aufsicht von Personal, dessen Sprache sie
nicht oder nur mangelhaft verstehen, und nach Methoden, die nicht ohne weiteres
auf sie abgestimmt werden können, vollzogen werden. Das wirkt der angestrebten
Wiedereingliederung des Verurteilten fast zwangsläufig entgegen.

Mit dem Ziel, der Entwicklung der Strafrechtspflege seit dem Ende des
19.Jahrhunderts auch in der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen
Rechnung zu tragen, sind zwischen 1953 und 1972 europäische Übereinkommen
geschaffen worden. Diese Entwicklung erfordert die Anpassung des nationalen
Rechts. Das vorliegende Gesetz soll durch diese Anpassung die internationale
Zusammenarbeit im Gebiete der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen er-
leichtern sowie die Rechtssicherheit verbessern und den Rechtsschutz des Betrof-
fenen ausbauen,

Der Entwurf geht davon aus, dass die wesentlichen, im Auslieferungsrecht
entwickelten Grundsätze für alle Formen dieser zwischenstaatlichen Zusammen-
arbeit gelten müssen. Er fasst diese im ersten Teil zusammen, dessen l. Kapitel den
Geltungsbereich regelt. Das 2. Kapitel (Anwendbares Recht) enthält die Vor-
schriften, die sich aus der besonderen rechtlichen Natur der Materie für den
Begriff der ' Strafbarkeit einer Handlung, für das von den beteiligten Behörden
anzuwendende Verfahrensrecht und für die Anrechnung im Ausland erstandener
Haft ergeben. Das 3. Kapitel behandelt das innerstaatliche Verfahren, insbeson-
dere die Kompetenzausscheidung zwischen Bundes- und kantonalen Behörden,
sowie den Rechtsschutz. Das 4. Kapitel regelt das zwischenstaatliche Verfahren.

Die Teile zwei bis fünf sind den einzelnen Formen der Zusammenarbeit
gewidmet. Jeder ist in ein materiellrechtliches und ein verfahrensrechtliches Kapi-
tel aufgeteilt.

Der zweite Teil behandelt die Auslieferung. Er passt im wesentlichen ihre
landesrechtliche Regelung den Grundsätzen des Europäischen Auslieferungsüber-
einkommens (AS 7967-814) an, dessen System der Generalklausel für die Um-
schreibung der auslieferungsfähigen Delikte und andere Neuerungen übernom-
men werden (vgl. dazu die Botschaft vom 1. März 1966, BB1 1966 I 457f.). Das
innerstaatliche Auslieferungsverfahren ist vereinfacht, der Rechtsschutz des Be-
troffenen erheblich verstärkt worden.

Mit der im dritten Teil vorgesehenen Regelung der «ändern Rechtshilfe»
wird gesetzgeberisches Neuland betreten. (Dies gilt übrigens auch für die Teile vier
und fünf.) Auch hier soll das Landesrecht im wesentlichen auf das Europäische
Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (AS 1967 831) ausgerichtet
werden (vgl. dazu die bereits zitierte Botschaft vom I.März 1966, S.473ff).
Darüber hinaus werden dem schweizerischen Rechtshilferecht eigene Besonderhei-
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ten geregelt, wie die Anwendung des Grundsatzes der Spezialität auf die Rechts-
hilfe und der Schutz des Geheimbereichs. Das Kapitel über das Verfahren enthält
die für diese Form der Zusammenarbeit erforderlichen ergänzenden Vorschriften
für das innerstaatliche Verfahren.

In den Teilen vier und fünf werden Formen der Zusammenarbeit behandelt,
die bisher noch wenig und vornehmlich nur für die grenznachbarlichen Verhält-
nisse angewendet worden sind (Wald-, Jagd- und Fischereifrevel; Rheinschif-
fahrts-und Bodenseeschiffahrtspolizei-vgl. Mannheimer Akte (AS 1967 1597) und
Vertrag zwischen der Schweiz, der Bundesrepublik Deutschland und Österreich
über die Schiffahrt auf dem Bodensee vom 1. Juni 1973 - (AS 1976 19 ff.) Art. 101
Bundesgesetz über den Strassenverkehr SR 74.01). Im vierten Teil wird die stellver-
tretende Strafverfolgung von Auslandsdelikten nur geordnet, soweit sie nicht im
Rahmen der originären Gerichtsbarkeit, etwa aufgrund der Artikel 4-6 des Strafge-
setzbuches (StGB [SR 311.0]) oder anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen ohne
Ersuchen des verfolgenden Staates zulässig ist. Der Entwurf schafft Gerichtsbar-
keit rein subsidiären Charakters, die nur ausgeübt werden kann, wenn der Tatort-
staat darum ersucht und zudem die weitere Verfolgung des Beschuldigten wegen
der gleichen Tat im ersuchenden Staat ausgeschlossen ist, soweit das schweizeri-
sche Urteil und dessen Vollstreckung den Strafanspruch zum Erlöschen gebracht
hat. Damit soll also an der bestehenden Regelung der autonomen schweizerischen
Gerichtsbarkeit über Auslandstaaten, insbesondere gemäss den Artikeln 4-6 des
StGB nichts geändert werden.

Teil fünf über die Vollstreckung von Strafentscheiden soll eine seit einiger
Zeit stets spürbarer werdende Lücke in der Regelung der zwischenstaatlichen
Zusammenarbeit ausfüllen. Der Europarat hat ein Übereinkommen ausgearbeitet,
das am 28. Mai 1970 in Den Haag zur Unterzeichnung aufgelegt wurde und heute
für Dänemark, Norwegen, Schweden und Zypern in Kraft steht. Die Konferenz
der Europäischen Justizminister hat in zwei Resolutionen (Rom 1962 und Berlin
1966) auf die Bedeutung der Vollstreckung fremder Strafentscheide hingewiesen.
Die landesrechtliche Regelung soll deshalb die Voraussetzungen für die Ratifika-
tion des europäischen Übereinkommens schaffen.

Der sechste Teil umfasst die Bestimmungen über die Änderung bisherigen
Rechts, über den zeitlichen Wirkungsbereich der einzelnen Teile des Gesetzes und
über die Zuständigkeit des Bundesrates für Erlasse über die Ausführung des
Gesetzes.

12 Bundesbeschluss betreffend Vorbehalte zum Europäischen
Auslieferungsiibereinkommen

Mit dem Bundesbeschluss vom 27. September 1966 über die Genehmigung
von sechs Übereinkommen des Europarates haben die eidgenössischen Räte u. a.
verschiedene Vorbehalte und Erklärungen zum Europäischen Auslieferungsüber-
einkommen genehmigt (Art. 2 des Bundesbeschlusses). Bei Annahme der im Ent-
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wurf zum IRSG vorgesehenen Regelung werden zwei dieser Vorbehalte gegen-
standslos, ein anderer entspricht nicht mehr ganz der gegebenen Rechtslage. Nach
Artikel 26 Ziffer 2 des Übereinkommens müssen Vorbehalte zurückgezogen werden,
sobald die Umstände es gestatten. Der Europarat hat auch schon öfters dem
Wunsche Ausdruck verliehen, die Staaten, die Vorbehalte gemacht haben, möch-
ten prüfen, ob diese nicht zurückgezogen werden könnten. Es erscheint deshalb als
geboten, gleichzeitig mit dem Gesetzesentwurf auch die Folgen, die sich aus seiner
Annahme ergeben, zu prüfen. Für die Genehmigung des Rückzugs bzw. der
Änderung von Vorbehalten, die von den eidgenössischen Räten genehmigt wor-
den sind, bedarf es eines separaten Bundesbeschlusses.

2 Allgemeiner Teil

21 Ausgangslage

Abgesehen von der Auslieferung, die zwar als die wichtigste Form der interna-
tionalen Zusammenarbeit zu betrachten ist, hat diese Materie bis heute keine
gesetzliche Regelung gefunden. Das Auslieferungsgesetz vom 22. Januar 1892 (SR
353.0) berücksichtigt jedoch weder neue Formen strafrechtlicher Sanktionen, ins-
besondere die Massnahmen nach den Artikeln 42 ff. StGB noch den bedingten
Strafvollzug oder die bedingte Entlassung.

Eine Reihe schwerer Delikte des StGB, das 1942 in Kraft trat, kann nicht
unter einen der Tatbestände subsumiert werden, die nach Artikel 3 des Ausliefe-
rungsgesetzes zur Auslieferung Anlass geben konnten (z. B. Art. 129 Gefährdung
des Lebens; Art. 157 Wucher; Art.201 Zuhälterei u. a.).

Für die sogenannte kleine Rechtshilfe in Strafsachen folgten die meisten
europäischen Staaten, auch die Schweiz, der im 19. Jahrhundert entwickelten Pra-
xis, indem sie - wenn auch in unterschiedlichem Masse - die wichtigsten Grund-
sätze des Auslieferungsrechts anwendeten, soweit dies den Eigenheiten der kleinen
Rechtshilfe entsprach. Dies gilt vor allem für die Grundsätze der beidseitigen
Strafbarkeit1 der verfolgten Tat, des Ausschlusses der Rechtshilfe bei politischen,
militärischen und fiskalischen Taten und der Vermeidung der doppelten Verfol-
gung oder Bestrafung (ne bis in idem). In den bis zum Ausbruch des Ersten
Weltkrieges abgeschlossenen Auslieferungsverträgen finden sich mit wenigen Aus-
nahmen summarische Verpflichtungen zur Leistung von Rechtshilfe in Form von
Zustellungen oder Vornahme von Untersuchungshandlungen in nicht politischen
Strafsachen. In der Regel wurde auch gegenüber Staaten, mit denen keine vertrag-
liche Regelung bestand, freiwillig in analoger Anwendung der vertraglichen
Regeln Rechtshilfe geleistet.

Die in zahlreichen Staaten infolge der Weltwirtschaftskrise eingeführte Be-
schränkung des freien Zahlungsverkehrs, die Errichtung von Diktaturen in ver-
schiedenen Ländern und die Erfordernisse des verstärkten Staatsschutzes auf wirt-
schaftlichem Gebiet veranlassten die Schweiz, auch den Grundsatz der Spezialität
der Auslieferung auf die Rechtshilfe anzuwenden, d. h. den Missbrauch der im
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Rahmen der vertraglichen Verpflichtungen erteilten Auskünfte zu Zwecken, für
die sie nicht bestimmt waren und nicht hätten erteilt werden dürfen, durch ent-
sprechende Auflagen zu verhindern.

Anderseits haben die Verhältnisse damals eine erhebliche Erweiterung des
Schutzes namentlich der schweizerischen Wirtschaft vor dem Auskundschaften und
dem Verrat von Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnissen durch das Ausland
erfordert. Es mussten Mittel und Wege gesucht werden um eine erhebliche Beein-
trächtigung dieses verstärkten Schutzes durch die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen zu verhindern; das bewirkte zwar in einem gewissen Grade schon die
Anwendung des Spezialitätsgrundsatzes auf die Rechtshilfe. Die Geheimsphäre
wird aber dadurch am wirksamsten geschützt, dass, wie dies bereits jahrzehntelange
Praxis ist, die Übermittlung von Auskünften aus dem Geheimbereich an das
Ausland auf Fälle beschränkt wird, in denen die Beschaffung der Auskünfte auf
keinem ändern Weg als dem der Rechtshilfe möglich erscheint, die Auskünfte als
für die Wahrheitsfindung unerlässlich zu betrachten sind und ein die Verweige-
rung der Rechtshilfe überwiegendes Interesse an der Erforschung der Wahrheit
anerkannt werden muss.

Der ersuchte Staat führt bei Durchführung der zwischenstaatlichen Zusam-
menarbeit nicht selbst ein Strafverfahren. Eine Ausnahme von dieser Regel macht
nur die stellvertretende Strafverfolgung, in beschränktem Umfang auch die Voll-
streckung fremder Strafentscheide. Soweit der ersuchte Staat nicht eigene Strafge-
walt für den ersuchenden Staat ausübt, gehört seine Tätigkeit in der internationa-
len Zusammenarbeit in Strafsachen zur Besorgung der auswärtigen Angelegenhei-
ten, mithin zur internationalen Verwaltungstätigkeit.

Sämtliche Verfahren der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in Strafsachen
ziehen für die davon betroffenen Personen mehr oder weniger schwerwiegende
Eingriffe in persönliche Freiheitsrechte nach sich, namentlich durch die Beschran-
kung der persönlichen Freiheit und die Vorführung vor die zuständige Behörde,
sowie durch die Verpflichtung zur Aussage, zur Duldung von Durchsuchungen
und zur Preisgabe gesetzlich geschützter Geheimnisse. Diese Eingriffe erfolgen
jedoch im Interesse eines in einem ändern Staat hängigen Verfahrens. Die Organi-
sation eines Strafverfahrens und die von ihm zur Verfügung gestellten Untersu-
chungsmittel sind ein aufeinander abgestimmtes Gefüge. Sie sind von Staat zu
Staat verschieden. Das Recht des Staates, der die Eingriffe vornimmt, regelt die
Voraussetzungen ihrer Zulässigkeit im Hinblick auf die von seinen eigenen Orga-
nen durchgrführten Verfahren. Eingriffe im Interesse eines fremden Strafverfah-
rens erfordern Voraussetzungen, die für eigene Verfahren nicht nötig sind und
daher dem eigenen Recht fehlen. Regelungen des eigenen Rechts können anderer-
seits nicht ohne weiteres angewendet werden, ohne dass sich daraus eine für den
fremden Staat untragbare Beeinträchtigung seines Verfahrens ergibt. Die Rechts-
natur und diese Besonderheiten dürfen bei der Regelung der Materie nicht ausser
acht gelassen werden. Sie haben nicht nur für das Verfahren, sondern auch für
einzelne Bestimmungen des materiellen Rechts ihre Bedeutung.
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22 Vorgeschichte des Entwurfs

Im Jahre 1948, anlässlich des Beitritts der Schweiz zum Internationalen Ab-
kommen von 1929 über die Bekämpfung der Falschmünzerei (AS 7949 1082). ver-
langte die Kommission des Nationalrates in einem Postulat die Revision des Aus-
lieferungsgesetzes (P zu 5443). Die bald darauf einsetzende Tätigkeit des Europa-
rates, mit dem Ziel, für die verschiedenen Formen der internationalen Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete der Rechtshilfe in Strafsachen den wesentlichen Entwick-
lungen der Strafrechtspflege seit dem Ende des 19. Jahrhunderts auch in dieser
Zusammenarbeit Rechnung zu tragen und sie auf eine möglichst weitgehende
Berücksichtigung der sozialen Wiedereingliederung des Rechtsbrechers auszurich-
ten, liess es angezeigt erscheinen, vor einer Revision des Auslieferungsgesetzes die
Ergebnisse dieser Arbeit abzuwarten. Als diese sich überblicken liessen, legte die
Polizeiabteilung im Jahre 1968 einen Vorentwurf für ein Bundesgesetz vor, mit dem
nicht nur das Ausheferungsgesetz revidiert, sondern auch die ändern Materien der
zwischenstaatlichen Zusaminenarbeit in Strafsachen unter Berücksichtigung der
Grundsätze der Europäischen Menschenrechtskonvention (AS 1974 2151) geregelt
werden sollten.

Zur Überarbeitung des Vorentwurfs der Polizeiabteilung setzte das Eidge-
nössische Justiz- und Polizeidepartement eine verwaltungsunabliängige Experten-
kommission unter dem Vorsitz von Herrn Bundesrichter Dr. E. Schweri ein. Als
Mitglieder gehörten der Kommission an: Dr.A.Bader t, Staatsanwalt (Tessiri),
Nationalrat Dr. A. Bonnard, Regierungsrat (Waadt), Dr. W. Burkhard, Staatsan-
walt (Basel-Stadt), Prof. Dr. Fr. Clerc (Neuenburg), alt Bundesrichter Dr.
F. Faessler (Pully), Dr. H. Feldmann, Fürsprecher (Bern), Dr. P. Fink, Oberrich-
ter (Zürich), Nationalrat Dr. A. Muheim, Regierungsrat (Luzern), Dr. R. Pagan,
Untersuchungsrichter (Genf) und Prof. Dr. H. Schultz (Thun).

Die Kommission beriet den Vorentwurf in zwei Lesungen und bereinigte
schliesslich in ihrer 25. Sitzung vom 29. März 1972 den von einem Redaktionsaus-
schuss überarbeiteten Text, von dem in Zusammenarbeit mit Herrn Prof. Clerc
auch eine französische Fassung erstellt wurde. Sie folgte weitgehend der dem
Vorentwurf der Polizeiabteilung zugrunde gelegten Konzeption, berücksichtigte
aber auch gewisse Ergebnisse der parallel zu ihren Arbeiten durchgeführten Ver-
handlungen mit den USA über einen Staatsvertrag über gegenseitige Rechtshilfe
in Strafsachen (vgl. BB1 1974 II 580). Die Kommission hielt Motive und Erläute-
rungen zu ihrem Entwurf in einem einlässlichen Bericht vom 22. Dezember 1972
fest. Dieser Bericht liegt im wesentlichen der vorliegenden Botschaft zugrunde.

Die Kommission befasste sich auch mit der Frage, ob die Verjährung von
Verbrechen gegen die Menschheit aufgehoben werden soll. Sie unterbreitete einen
formulierten Vorschlag, fugte ihn aber, da der Entscheid in dieser Frage vor allem
von politischen Erwägungen abhänge, nicht in ihren Entwurf ein. Er lässt sich in
der Tat nicht übersehen, dass die Grausamkeit dieser Verbrechen und die damit
verbundenen Verletzungen der elementarsten Menschenrechte mit Folgen, die für
zahllose Opfer auch durch den Ablauf von Jahrzehnten nicht behoben werden
können, die Aufhebung der Strafbarkeit dieser Taten durch Verjährung in der
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öffentlichen Weltmeinung einer politisch-emotionalen Beurteilung aussetzen, der
mit rechtlichen Argumenten praktisch nicht beizukommen ist. Die Erfahrung
zeigt, dass dann die rechtspolitischen Argumente nur so lange den Ausschlag
geben, als die politischen Verhältnisse es zulassen. So wurde im Jahre 1965 die
Bundesrepublik Deutschland durch die weltweite Empörung gezwungen, die sehr
starken rechtlichen Bedenken hintanzustellen und die Verjährung wenigstens für
Mord aufzuheben.

Auch ist das Institut der Verjährung im anglo-amerikanischen Rechtsbereich
nach wie vor sehr umstritten. Zudem wird sich die Ausrottung von Bevölkerungs-
gruppen aus den verschiedensten Gründen immer wieder ereignen, und an der
Verwerflichkeit der angewandten Mittel und Methoden wird sich nichts ändern.
Die Beurteilung der Ereignisse durch die öffentliche Meinung und die dadurch
ausgelöste Reaktion werden deshalb immer wieder von Emotionen beherrscht sein
und die Anwendung der Vorschriften über die Verjährung entsprechend vehement
als unzulässig abgelehnt werden.

Beim gegenwärtigen Rechtszustand könnte immerhin ein wegen solcher Ver-
brechen verfolgter, in die Schweiz geflüchteter Ausländer gestützt auf Artikel 70
BV aus der Schweiz ausgewiesen werden. Seine Übergabe an die Behörden des
verfolgenden Staats wäre aber nur unter Nichtbeachtung der Bestimmungen über
die Auslieferung durchzuführen und mit rechtsstaatlichen Grundsätzen schwerlich
vereinbar. Damit wird aber das Problem nur in bezug auf die Überantwortung
von Ausländern an den sie verfolgenden Staat gelöst. Für die anderen Formen der
internationalen Zusammenarbeit m Strafsachen, insbesondere die Rechtshilfe, die
Übernahme der Strafverfolgung oder der Strafvollstreckung würde die absolute
Verjährung der Delikte ein unüberwindliches Hindernis bilden.

Man darf deshalb nicht übersehen, dass auch die Schweiz eines Tages unter
dem Druck der öffentlichen Weltmeinung könnte zur Kenntnis nehmen müssen,
dass die unveränderte Fortgeltung der Verjährung für Verbrechen gegen die
Menschheit sie in eine unhaltbare politische Lage bringt.

Gegen die Aufhebung der Verjährung sprechen aber zahlreiche, insbesondere
rechtspolitische Gründe. Zu berücksichtigen sind in erster Linie die namentlich
wegen der Gefahr der Beweisverdunkelung allgemein gegen die Aufhebung der
Verjährung sprechenden juristischen Gründe; es ist ferner zu bedenken, dass der
Jahrzehnte nach der Tat vor den Schranken stehende Angeklagte sich zu einem
ändern Menschen gewandelt hat, dessen Verurteilung für sein früheres Verhalten
nach so langer Zeit selbst bei einwandfreier Beweislage problematisch sein muss.
Es kommt dazu, dass der Streit um die Nichtverjährung dieser Verbrechen von
ideologischer Färbung nicht ganz frei ist, weshalb die Schweiz auch keinem der
internationalen Übereinkommen beigetreten ist, die sich damit befassen.

Entsprechende Erwägungen waren auch massgebend dafür, dass die Kom-
missionen des Nationalrates (1966) und des Ständerates (1968) für die Revision des
StGB auf Vorstösse nicht eintraten, die auf die Aufhebung der Verjährung von
Verbrechen gegen die Menschheit abzielten. Schliesslich darf man davon ausge-
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ben, dass sich das Problem für die Schweiz - anders als für die Bundesrepublik
Deutschland - nur in vereinzelten Fällen stellen würde.

Wir sind deshalb der Meinung, unter den gebotenen Umständen sollte den
unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten vorherrschenden rechtspolitischen Be-
denken der Vorrang eingeräumt und von einer Regelung der Frage im Sinne des
Vorschlags der Expertenkommission Abstand genommen werden.

In der Frage, ob in Anlehnung an die sich abzeichnende Entwicklung im
Zusammenhang mit dem Rechtshilfevertrag mit den USA auch im IRSG eine
beratende Kommission vorzusehen sei, welche die Erteilung von Auskünften aus
dem Geheimbereich im Sinne von Artikel 61 des Entwurfs zu begutachten halte,
sah die Expertenkommission ebenfalls davon ab. eine Bestimmung in den Entwurf
einzubauen. Sie hat jedoch auch hier einen formulierten Vorschlag unterbreitet für
den Fall, dass eine Regelung als notwendig erachtet werden sollte. Über die von
einer beratenden Kommission zu begutachtenden Fragen hat schliesslich der Bun-
desrat verantwortlich zu entscheiden. Ein Anwachsen der Bedeutung des Schutzes
der Geheimsphäre in der Rechtshilfe lässt sich nicht übersehen. Wir haben des-
halb den Vorschlag der Expertenkommission in den vorliegenden Entwurf einge-
fügt.

23 Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens

Im Juni 1973 wurde der Entwurf der Expertenkommission samt ihrem Be-
richt dem Bundesgericht, den kantonalen Justizdirektionen, den politischen Par-
teien, den interessierten Verbänden (darunter Vorort des Schweizerischen Han-
dels- und Industrievereins, Schweizerische Bankiervereinigung, Schweizerische
Kriminalistische Gesellschaft, Schweizerischer Anwaltsverband und Vereinigung
Rechtsstaat) sowie verschiedenen Stellen der Bundesverwaltung zur Vernehmlas-
sung unterbreitet. Er fand im allgemeinen eine gute Aufnahme. Die Schaffung
eines zweckmässigen und umfassenden Instruments für eine wirksame Bekämp-
fung der Kriminalität unter Wahrung der Grundsätze der, schweizerischen Praxis
und der konsequente Ausbau des Rechtsschutzes des Betroffenen wurden aner-
kannt, die Regelung der stellvertretenden Strafverfolgung und der Vollstreckung
fremder Strafentscheide als notwendige Ergänzung der zwischenstaatlichen 2x.-
sammenarbeit begrüsst Die Art der Unterteilung des Stoffes und eine weitge-
hende Regelung von Einzelfragen veranlasste das Bundesgericht, auf eine gewisse.
darauf zurückführende Unübersichtlichkeit des Entwurfs hinzuweisen. Zahlreiche
Vorschriften des Entwurfs über Einzelfragen beruhen darauf, dass einerseits Inan-
spruchnahme und Leistung von Rechtshilfe das Verfahren im ersuchenden Staat,
andererseits aber auch die Rechte des von Rechtshilfehandlungen betroffenen
Bürgers, insbesondere den ihm zustehenden Schutz seiner Privatsphäre, nicht
beeinträchtigen sollen. Diese Vorschriften könnten an sich wohl weggelassen wer-
den, doch wäre dies unseres Erachtens, im Hinblick auf die Neuheit und Komple-
xität der Materie, der Verständlichkeit des Gesetzes und der angestrebten Vermei-
dung einer mit teilweiser Rechtsunsicherheit zwangsläufig verbundenen, überbor-
denden Inanspruchnahme des Rechtsweges abträglich.
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Das Bundesgericht äusserte ferner Zweifel an der Zweckmässigkeit der vor-
gesehenen Zweiteilung der Zuständigkeit zur Beurteilung des politischen Charak-
ters einer Tat einerseits (die ihm übertragen ist) und desjenigen des Verfahrens im
Ausland andererseits (worüber der Bundesrat zu entscheiden hätte). Diesen Be-
denken ist durch Zuweisung beider Fälle an das Bundesgericht Rechnung getragen
worden.

Namentlich aus Kreisen der Banken" und der Wirtschaft sind zu den bereits
im Zusammenhang mit dem Staatsvertrag mit den USA über gegenseitige Rechts-
hilfe in Strafsachen kritisierten Regelungen einzelner Probleme des materiellen
Rechts erneut Bedenken erhoben worden. Es handelt sich im wesentlichen um die
Anwendung fremden Rechts und die Zulassung selbständiger Amtshandlungen
fremder Behördenvertreter. Diesen Bedenken ist in zweifacher Hinsicht Rechnung
getragen worden: Einerseits wurde nur mehr die Berücksichtigung besonderer
Formen des fremden Rechts (im Rahmen der Anwendung der schweizerischen
Vorschriften) im Sinne der Artikel 3 und 14 der beiden Haager Übereinkommen
betreffend Zivilprozessrecht vorgesehen, anderseits wurde auf die Vorschrift über
die Zulassung selbständiger Amtshandlungen verzichtet, weil es sich dabei nicht
um ein der Rechtshilfe eigenes Problem handelt. Verschiedene andere, von der
gleichen Seite zur Diskussion gestellte Grundsatzfragen werden im besonderen
Teil der Botschaft behandelt.

In besonders verdankenswerter Weise nahm sich der Kanton Neuenburg des
Entwurfs an. Er liess ihn durch eine Expertenkommission überprüfen, die in
einem Gegenentwurf zahlreiche beachtliche Vorschläge für eine bessere Abstim-
mung des französischen auf den deutschen Text machte. Der angeregten Ordnung
der Bestimmungen des allgemeinen Teils trägt der Entwurf weitgehend Rechnung.
Ebenso enthält der Entwurf die Änderungen und Ergänzungen, die aufgrund der
nach Fertigstellung des Expertenentwurfs durchgeführten Arbeiten am Bundesge-
setz zum Rechtshilfevertrag mit den USA erforderlich wurden. So wurde das
Institut der Einsprache aufgenommen, ebenso die Vorschriften über die Rechts-
mässigkeit der Geheimnispreisgabe und die Voraussetzungen der Verletzung
wesentlicher schweizerischer Interessen.

3 Besonderer Teil

31 Allgemeine Bestimmungen

Die beiden wichtigsten Formen zwischenstaatlicher Zusammenarbeit, näm-
lich die Auslieferung und die Rechtshilfe im engeren Sinne des Wortes, sind
anlässlich des Beitritts der Schweiz zu den entsprechenden europäischen Überein-
kommen einlässlich behandelt worden. Für die wichtigsten, diese Formen der
Zusammenarbeit beherrschenden Grundsatzfragen kann daher hier, soweit es sich
um die Anpassung des schweizerischen Rechts an die europäischen Übereinkom-
men handelt, auf die Botschaft vom I.März 1966 (BB1 1966 I 457 ff.) verwiesen
werden. Das gilt insbesondere auch für die im ersten Teil des vorliegenden Ent-
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wurfs behandelten Gründe des Ausschlusses aller Zusammenarbeit in Strafsachen,
die aus dem Auslieferungsrecht übernommen sind. Fragen, die in jenem Zusam-
menhang bereits zur Diskussion standen, können im innerstaatlichen Recht nicht
grundsätzlich anders gelöst werden, als es die europäischen Übereinkommen •vor-
sehen, die für den weit überwiegenden Teil der gesamten schweizerischen Zusam-
menarbeit massgebend sind. Soweit einzelne, im Vernehmlassungsverfahren erho-
bene Forderungen mit diesen Übereinkommen im Widerspruch stehen, verzichten
wir auf ihre Erörterung. Das gilt vor allem für die geforderte Beschränkung des
sachlichen Geltungsbereichs des Gesetzes auf Taten, die als Verbrechen oder
Vergehen zu qualifizieren sind; ebenso gilt es für die beiden Fragen, ob die
Gegenseitigkeit einerseits und die beidseitige Strafbarkeit andererseits allgemeine
Voraussetzung der Leistung von Rechtshilfe sein sollen.

Ziel und Zweck des IRSG, nämlich die Wirksamkeit der Verbrechensbe-
kämpfung zu erhohen, gilt es stets im Auge zu behalten, weil die Vielfalt und
Kompliziertheit der Verhältnisse der internationalen Kriminalität ein immer wei-
teres Feld eröffnet und deren Bekämpfung stets schwieriger gestaltet, die durch
das Gesetz ohnehin nicht lückenlos geregelt werden kann. Es bedarf deshalb eines
flexiblen und verschiedene Kombinationen ermöglichenden Instrumentes, um die
in letzter Zeit insbesondere auch im Zusammenhang mit der Ausbreitung terrori-
stischer Gewaltakte geforderte Verstärkung der Zusammenarbeit zu verwirk-
lichen. Mit welchen Mitteln dieses Ziel im Einzelfall angestrebt werden soll, ist
eine Frage der Zweckmässigkeit und kann je nach dem dafür gewählten Standort
nach sehr verschiedenen Kriterien beurteilt werden, was im gleichen Falle zu sehr
unterschiedlichen Ergebnissen führen kann. Die Gewährleistung einer einheit-
lichen Praxis verlangt deshalb, dass das Kriterium für die Wahl unter verschiede-
nen zur Verfügung stehenden Formen der Zusammenarbeit festgelegt wird. Die
Expertenkommission hat dafür die Erwartung der besseren sozialen Wiederein-
gliederung gewählt. Das entspricht der allgemeinen Zielrichtung des Entwurfs und
verdient deshalb den Vorrang vor dem im Vernehmlassungsverfahren vorgeschla-
genen, zu unbestimmten allgemeinen Kriterium der «Zweckmässigkeit».

311 Der Ausschluss von Fiskaldelikten

Nach dem geltenden Auslieferungsgesetz (Art. 11) wird die Auslieferung
nicht bewilligt u. a. wegen Übertretung fiskalischer Gesetze. Bei Konkurrenz einer
die Auslieferung begründenden Handlung mit solchen Übertretungen ist jedoch
die Auslieferung zu bewilligen unter der Bedingung, dass wegen der Fiskalübertre-
tungen weder eine Strafe verhängt noch die anderweitig verwirkte Strafe verschärft
werden darf (a. a. O. Abs. 2). Aufgrund dieser Regelung wurde sowohl die Auslie-
ferung wie auch andere Rechtshilfe nur wegen des Fiskaldeliktes selbst abgelehnt.
Das Bundesgericht lehnte eine Erstreckung dieses Privilegs auf sogenannte «kon-
nex» oder «relativ» fiskalische Delikte ab (vgl. Schultz, Schweizerisches Ausliefe-
rungsrecht, S. 467).

Dieser Grundsatz ist an sich nicht leicht zu begründen. Die Entwicklung des
Staatswesens zum sozialen Rechts- und Leistungsstaat lässt ihn heute erst recht als
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fragwürdig erscheinen. Die Schwächung der staatlichen Leistungsfähigkeit stellt
heute einen Angriff auf die Kräfte dar, die das Leben der Gesamtheit der Mitglie-
der der staatlichen Gemeinschaft sichern und erleichtern. Dementsprechend geht
auch die Rechtsentwicklung im Ausland je länger, desto mehr zur Aufhebung
oder mindestens zu einer Abschwächung des Privilegs der Fiskaldelikte über.
Zurzeit prüft auch ein Expertenausschuss des Comité Européen pour les Problè-
mes Criminels diese Frage. Zudem wurde schon verschiedentlich in der Literatur
die Überprüfung dieses Grundsatzes für das schweizerische Auslieferungsrecht
verlangt (vgl. Schultz, op. cit., S. 470).

Anderseits wurde im Vernehmlassungsverfahren beanstandet, dass der Ent-
wurf den Ausschluss nur für eine Tat vorsieht, die nach schweizerischem Recht
ausschliesslich Vorschriften über Steuern oder andere fiskalische Abgaben verletzt.
Aus Kreisen der Wirtschaft und der Banken, aber auch von einer der grossen
Parteien wurde die Ausdehnung des Privilegs auf vorwiegend fiskalische Straftaten
verlangt.

Im Bewusstsein, dass die Einstellung der schweizerischen Öffentlichkeit zu
dieser Frage die grundsätzliche Aufgabe der Privilegierung der Fiskaldelikte nicht
zulassen würde, soll deshalb an deren Ausschluss aus dem sachlichen Anwen-
dungsbereich des Gesetzes festgehalten werden. Wir glauben immerhin, gewisse
Anzeichen dafür nicht übersehen zu dürfen, dass eine zu starre Haltung in dieser
Frage der Schweiz eines Tages zu schwer abschätzbaren Nachteilen gereichen
könnte. Es ist deshalb vorgesehen, dass Rechtshilfe in Fiskalsachen ausnahms-
weise zulässig sein soll, wenn sonst wesentliche Interessen der Schweiz erheblich
beeinträchtigt würden.

Anderseits muss in der Formulierung des Grundsatzes der Änderung der
Rechtslage Rechnung getragen werden, die durch das Bundesgesetz über das
Verwaltungsstrafrecht (SR 313.0) eingetreten ist. Aufgrund der nach Artikel 104
dieses Gesetzes beschlossenen Änderungen zahlreicher bundesrechtlicher Erlasse
werden die dort neugeschaffenen verwaltungsrechthchen Straftatbestande sowohl

' auf fiskalische wie auch auf andere Gesetze angewandt. Zudem umfasst der Be-
trugstatbestand des Artikels 14 nicht nur Abgaben, sondern auch Beiträge und
andere Leistungen des Gemeinwesens. Es handelt sich also nicht um eine reine
Fiskal Vorschrift. Das gilt noch \ermehrt für die (verwaltungsstrafrechtliche) Ur-
kundenfälschung nach Artikel 15 und die Urkundenunterdrückung nach Arti-
kel 16. Für die Umschreibung der als Fiskaldelikt vom Anwendungsbereich des
Gesetzes auszuschliessenden Taten kann deshalb nicht mehr - wie es der Entwurf
der Expertenkommission tat - auf die rechtliche Natur der anwendbaren Vor-
schrift abgestellt werden. Als massgebendes Kriterium dafür erscheint vielmehr,
ob die Tat ausschliesslich auf die Verkürzung fiskalischer Abgaben gerichtet er-
scheint.

312 Der Ausschluss bestimmter anderer Arten von Strafsachen

In Zeiten wirtschaftlicher Schwierigkeiten oder politischer Spannungen ent-
stehen in vielen Staaten Erlasse, die einen politischen Hintergrund haben oder
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sogar offensichtlich eigennützige politische Zwecke verfolgen und sich gegen die
Interessen anderer Staaten richten. Mit der Durchführung von Strafverfahren
wegen Verstössen gegen solche Vorschriften kämpft der verfolgende Staat nicht so
sehr gegen die Kriminalität als vielmehr dagegen, dass seine Politik durchkreuzt
wird. Diese Zielrichtung schliesst nach schweizerischer Auffassung und Praxis die
Zusammenarbeit aus, gleichgültig um welche ihrer Formen es sich handelt. Der
Entwurf verwendet für diesen Ausschluss eine Generalklausel. Er spricht von
Taten, die Vorschriften über währungs-, handels- oder wirtschaftspolitische Mass-
nahmen verletzen. Darunter fallen einmal Vorschriften über die Beschränkung des
freien Zahlungsverkehrs (Devisenbeschränkungen), wie auch etwa die (heute grös-
stenteils nicht mehr geltenden) Beschränkungen des West-Ost-Handels oder an-
dere, insbesondere protektionistische Ein-, Aus- oder Durchfuhrverbote für be-
stimmte Waren (Bannbrach). Dieser Umschreibung mag eine gewisse Unbe-
stimmtheit anhaften, die auch im Vernehmlassungsverfahren gerügt worden ist.
Angesichts der Vielgestaltigkeit der Verhältnisse ist es indessen sicher am Platze,
der Rechtsprechung hier einen gewissen Spielraum zu lassen. Hervorzuheben ist
vor allem, dass Beschränkungen der wirtschaftlichen Betätigung des einzelnen, die
das Publikum aus Gründen der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Ruhe,
Sicherheit oder Sittlichkeit gegen schädliche Auswirkungen oder Benachteiligung
schützen oder die zum Schutz von Treu und Glauben im Verkehr aufgestellt sind,
nicht ausgeschlossen sein sollen, obwohl ihnen vielleicht eine Art wirtschaftspoli-

• tischer Charakter nicht abgesprochen werden kann. Ihrer Zielsetzung nach würde
der Ausschluss dieser Strafsachen geradezu dem Sinn und Zweck der Rechtshilfe
als einem Mittel zur Bekämpfung der Kriminalität zuwiderlaufen. Das gleiche gilt
in bezug auf alle Strafsachen wegen unlauteren Wettbewerbs.

Namentlich von Seiten der Wirtschaft und der Banken wurde im Vernehrn-
lassungsverfahren verlangt, es seien auch Verfahren wegen Verstössen gegen Vor-
schriften des Kartell- und Antitrustrechts sowie über gewerbepohzeiliche Mass-
nahmen der Aufzählung des Artikels 3 beizufügen. Hiezu ist festzuhalten, dass das
schweizerische Kartellrecht keine Strafbestimmungen enthält. Das schliesst die
Zusammenarbeit aus, soweit dafür die beidseitige Strafbarkeit Voraussetzung ist.
Das gilt auch für die mit dem Ausdruck «Antitrustrecht» wohl gemeinten Vor-
schriften über Verabredungen und Massnahmen zur Unterbindung oder Be-
schränkung des freien Wettbewerbs. Sie haben zudem wirtschaftpolitischen Cha-
rakter (vgl. Fleiner/Giacometti, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, S. 276) und
werden damit zweifelsfrei von der vorgeschlagenen Fassung des Artikels 3 erfas&t.
Das Gewerbepolizeirecht kann verdeckt oder als Folgeerscheinung handels- oder
wirtschaftspolitischen Charakter haben. Der Schutz des Publikums vor Benachtei-
ligung steht aber im Vordergrund (vgl. Fleiner/Giacometti, op. cit., S. 203;
W. Burckhardt, Kommentar zur Schweizerischen Bundesverfassung, 3. Aufl.
S. 234). Ein genereller Ausschluss erscheint daher nicht am Platze.

Der Ausschluss weiterer Kategorien von Strafsachen wurde von keiner Seite
zur Diskussion gestellt und erscheint auch nach dem gegenwartigen Stande der
Nebenstrafgesetzgebung nicht als erforderlich.
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313 Der persönliche Geltungsbereich

Artikel 2 des geltenden Auslieferungsgesetzes (SR 353.0) schliesst die Auslie-
ferung von Schweizerbürgern schlechtweg aus. Er kann namentlich bei im Aus-
land geborenen und aufgewachsenen Schweizerbürgern der sozialen Wiederein-
gliederung geradezu entgegenwirken. Auch hier soll der Entwurf deshalb eine
etwas flexiblere Regelung bringen. Wo seine richtig verstandene Zielsetzung die
Überantwortung von Schweizerbürgern an eine fremde Strafjustiz erfordern
würde, soll diese nicht mehr grundsätzlich ausgeschlossen, aber doch nur mit der
schriftlichen und widerruflichen Zustimmung des Betroffenen zulässig sein.

314 Rechtsanwendung

Nach geltendem Recht sind Ersuchen des Auslands in der «von der kantona-
len Gesetzgebung vorgeschriebenen Weise» bzw. «in den Rechtsvorschriften des
ersuchten Staats vorgesehenen Form» zu erledigen. Ausnahmen sind nicht vorge-
sehen. Dieser Verweis auf das Landesrecht hat in erster Linie die Bedeutung einer
Rechtsgrundlage für die Anwendung der Strafprozessordnung in den Verfahren
der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in Strafsachen. Seinem Wortlaut nach
verpflichtet er aber grundsätzlich zur Anwendung dieser Prozessordnung in der
Gesamtheit ihrer Regelungen, was zu Ergebnissen führen kann, die dem Zweck
der Zusammenarbeit zuwiderlaufen. Um solche Ergebnisse zu vermeiden, muss die
Anwendung der Strafprozessordnung auf das mit den Anforderungen der Zusam-
menarbeit vereinbare Mass beschränkt werden. Zudem bedarf es einiger materiel-
ler Sonderregeln über die Berücksichtigung des Rechts des ersuchenden Staats und
über die Geltung schweizerischen Rechts für die Beurteilung der Wirkungen ein-
zelner im Ausland eingetretener Rechtstatsachen. Einzelne Vorschriften dieser Art
gelten nur für bestimmte Formen der Zusammenarbeit. Soweit sie für alle Formen
gelten müssen, sind sie im Kapitel «Anwendbares Recht» zusammengefasst.

315 Innerstaatliches Verfahren; Rechtsschutz

Bei der Behandlung von Ersuchen werden auf Bundes- und auf kantonaler
Ebene verschiedene Behörden für Aufgaben unterschiedlicher Natur tätig. Dabei
kann ein und dieselbe Behörde zum Teil als ausführende Behörde, zum Teil als
reine Übermittlungs- und Überwachungsinstanz eingreifen. Für die verschiedenen
Funktionen können nicht die gleichen Verfahrensregeln gelten. Soweit reine Ver-
waltungstätigkeit ausgeübt wird, z. B. bei der Übermittlung und Überwachung,
kann das Verfahren vom Bund grundsätzlich nur für die Bundesbehörden geregelt
werden. Gewisse Bundesbehörden haben jedoch auch beider eigentlichen Ausfüh-
rung von Ersuchen mitzuwirken (Verfolgung und Ahndung von Widerhandlungen
nach dem Verwaltungsstrafrechtsgesetz). Die Umschreibung des bei der Ausfüh-
rung anwendbaren Rechts muss somit alle sowohl auf Bundes- wie auch auf
kantonaler Ebene in Frage kommenden Verfahrensordnungen in Strafsachen um-
fassen. Dies meint der Entwurf, wenn er den ausführenden Behörden die Anwen-
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düng der «für sie in Strafsachen massgebenden Verfahrensbestimmungen» vor-
schreibt (Art. 9 a. E.).

Besonderes Anliegen des Entwurfs ist auch die Verbesserung des Rechts-
schutzes der Personen, deren Rechte und Interessen durch die zwischenstaatliche
Zusammenarbeit betroffen werden. Gegenstand dieses Rechtsschutzes soll aber
nur die Möglichkeit sein, sich gegen Eingriffe in Freiheitsrechte zu wehren, nicht
aber die Prüfung der Notwendigkeit und Zweckmässigkeit der Durchführung
eines im Entwurf vorgesehenen Verfahrens als solchen.

Nach geltendem Recht besteht bei der Auslieferung ein zweigleisiges Verfah-
ren, wonach je nach der Natur der vorgebrachten Einwände entweder die Verwal-
tung oder das Bundesgericht zu entscheiden haben. Bei der ändern Rechtshilfe
besteht keine gesetzliche Regelung. In der Praxis sind die Zuständigkeiten nach
der Rechtsnatur der zu entscheidenden, Fragen aufgeteilt. Über Anwendung und
Tragweite strafprozessualer Vorschriften entscheiden die dazu nach der Prozess-
ordnung berufenen Behörden, über Fragen des zwischenstaatlichen Verkehrs,
Voraussetzungen und Beschränkungen der Rechtshilfe in der Regel die Polizeiab-
teilung. Gegen Entscheide kantonaler Behörden stand der Polizeiabteilung nur die
bundesrechtliche Aufsichtsbeschwerde zur Verfügung ; gegen Entscheide der Poli-
zeiabteilung war nur die Verwaltungsbeschwerde gegeben.

Dieser Zustand ist unbefriedigend. Bei der Auslieferung ist über die formel-
len Voraussetzungen von der Polizeiabteilung auch in den Fällen zu entscheiden,
die dem Bundesgericht zugewiesen sind. In der gleichen Sache kann somit ein
Entscheid des Bundesrates und ein solcher des Bundesgerichts erforderlich sein.
Diese Doppelspurigkeit muss beseitigt werden. Bei der ändern Rechtshilfe besteht
eine gewisse Unsicherheit über die Zuständigkeit, verbunden mit dem Risiko, im
Falle der Unzuständigkeit der zuerst angegangenen Behörde von der ändern
wegen verspäteter Erhebung des Rekurses abgewiesen zu werden. In jüngster Zeit
hat sich zudem das öffentliche Interesse in starkem Mass gewissen Problemen der
Rechtshilfe zugewandt, insbesondere dem Schutz der Geheimsphäre. Es ist des-
halb mit einer erheblichen Steigerung der Zahl der Beschwerden zu rechnen,
sodass sich eine für alle Formen der Zusammenarbeit einheitliche und sachdien-
liche Regelung aufdrängt.

Die vorzusehende Ordnung muss möglichst einfach sein und den Bedürfnis-
sen des ersuchenden Staats nach rascher Erledigung seiner Ersuchen entsprechen.
Sie darf keine trölerische Verzögerung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit
erlauben.

Die Rechtsmittel nach geltender kantonaler und eidgenössischer Ordnung
stehen grundsätzlich überhaupt nicht zur Verfügung. Sie entsprechen zudem nicht
allen von der Materie her gestellten Anforderungen in vollem Umfange.

Ihrer Natur nach stehen die Verfügungen und Entscheidungen, die Gegen-
stand des Rechtsmittels sein können, in der Nähe der Amtshandlungen des Unter-
suchungsrichters, soweit die Anwendung der Strafprozessordnung bei der Ausfüh-
rung von Ersuchen in Frage steht, dagegen handelt es sich um verwaltungsrecht-
liche Sachen etwas eigener Prägung, soweit es um die Anwendung der Vorschrif-
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ten des Rechtshilfegesetzes selbst geht. Es erscheint deshalb als erforderlich, dem
Verfolgten in allen Stadien eines Verfahrens der Zusammenarbeit in Strafsachen
das Recht auf einen Rechtsbeistand einzuräumen. Anderseits soll die Ermittlung
der Wahrheit nicht ungebührlich verzögert und erschwert werden können. Daraus
ergeben sich die für alle Rechtsmittelverfahren auf kantonaler wie auf eidgenössi-
scher Ebene geltenden Vorschriften des Artikels 18.

Für diese Kombination von Rechtsfragen ist auch die verwaltungsgericht-
liche Beschwerde nach Artikel 97 ff. des Bundesrechtspflegegesetzes (OG [SR
173.110]) nicht ohne weiteres anwendbar, deren Regelung der Legitimation und
der Beschwerdegründe nicht durchwegs passen würde. Verfügungen auf dem Ge-
biete der Strafverfolgung und der Auslieferung sind sogar nach Artikel 100 Buch-
stabe/ OG ausdrücklich ausgeschlossen. Die erforderlichen Anpassungen an die
besonderen Anforderungen der Materie sind aber mit wenigen und einfachen
Bestimmungen zu erzielen. Die verwaltungsgerichtliche Beschwerde erscheint
auch allgemein, insbesondere hinsichtlich der Regelung der Fristen, der Formvor-
schriften, der aufschiebenden Wirkung und des Verfahrens als die der Materie am
besten entsprechende Ordnung. Die Anwendung einer Regelung in diesem Sinne
auf alle im Entwurf vorgesehenen Verfahren in gleicher Weise bietet keine Schwie-
rigkeiten. Es bedarf dafür eines einzigen Artikels.

Als ungeeignet erscheint dagegen eine derart modifizierte verwaltungsge-
richtliche Beschwerde für die Überprüfung von Verfügungen über Fragen mit teils
aussenpolitischem, teils mternational-kriminalpolitischem Einschlag (vgl. z. B. die
Art. 2, 16 und 26 des Entwurfs). Die dabei im Vordergrund stehenden politischen
Aspekte rechtfertigen es, die letztinstanzliche Entscheidung über solche Fragen
dem Bundesrat bzw. dem Departement vorzubehalten. Daraus folgt die aus-
schliessliche Zuständigkeit der Bundesverwaltung und die Anfechtung ihrer Verfü-
gungen auf dem Weg der Verwaltungsbeschwerde.

Die Regelung der bereits im Bundesgesetz zum Rechtshilfevertrag mit den
USA vorgesehenen Einsprache soll ganz allgemein die Möglichkeit eröffnen, den
Einzelfall in einem formlosen Verfahren nach allen Seiten zu besprechen und bei
Einwänden gegen die vorgesehene Erledigung eines Ersuchens auf gütlichem Wege
eine Einigung anzustreben. Aus diesem Grunde erscheint eine Aufzählung der
Einsprachegründe nicht als zweckmässig.

Der Entwurf sieht demgemäss vor, dass einerseits das Eidgenössische Justiz-
und Polizeidepartement und anderseits die Polizeiabteilung für bestimmte Verfü-
gungen ausschliesslich zuständig sind. Die Bundesbehörden erlassen eine Verfü-
gung, wenn eine Einsprache gegen ihre Anordnungen nicht zur Einigung führt.

Gegen solche Verfügungen ist in den Fällen des Artikels 14 (ausgenommen
Abs. 2 Est. a und è) die Verwaltungsbeschwerde zulässig, wobei das Eidgenössi-
sche Justiz- und Polizeidepartement über Beschwerden gegen Verfügungen der
Polizeiabteilung endgültig entscheidet (Art. 22 des Entwurfs). Im übrigen ist gegen
Verfügungen von erst- oder letztinstanzlichen Bundes- oder letztinstanzlichen kan-
tonalen Behörden unmittelbar die Verwaltungsgerichtsbeschwerde im Sinne der
Artikel 97 ff. OG zugelassen. Der Entwurf sieht folgende Ergänzungen bzw. Ab-
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weichungen vor (Art. 21): Das Gericht soll nicht an die Begehren der Parteiea
gebunden sein. Die Komplexität der Materie erfordert seine freie Kognition (loc.
cit. Abs. 5).

Im Hinblick auf den engen Zusammenhang der Materie mit Strafsachen gilt
die Vorschrift des OG über die Gerichtsferien nicht. Als mit der Bundesaufsicht
betraute Behörde (Art. 12 Abs. 1) muss auch die Polizeiabteilung zur Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde berechtigt sein (Art. 21 Abs. 3).

Die Beschwerde gegen die Stellung eines Ersuchens ist auszuschliessen,
jedoch soll die Strafuntersuchungsbehörde zur Beschwerde berechtigt sein, wenn
die Polizeiabteilung es ablehnt, ein Ersuchen zu stellen ; ebenso soll der Verfolgte,
sofern er in der Schweiz seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, gegen die Übertra-
gung der Strafverfolgung oder -Vollstreckung an einen ändern Staat Beschwerde
erheben können (loc. cit. Abs. 2). Im Falle der (seltenen) Anwendung fremden
Rechts (Art. 62 des Entwurfs) erscheint auch die Zulassung der Rüge seiner unzu-
lässigen oder offensichtlich unrichtigen Anwendung am Platze (Art. 21 Abs. 4),

In den Materien des Entwurfs spielen Ermessensentscheide, die nach Artikel
104 Buchstabe a OG nicht voll überprüfbar sind, eine nicht unbedeutende Rolle.
Indessen schränkt der Entwurf den Ermessensspielraum durch zahlreiche Prazisie-
rungen erheblich ein. Nach Auffassung des Bundesgerichts und der Expertenkom-
mission ist es zudem nicht Sache des Gerichtes, sein Ermessen anstelle desjenigen
der Verwaltung zu setzen. Wir haben deshalb davon abgesehen, einem Antrag des
Landesrings der Unabhängigen und des Kantons Zürich auf Zulassung der Rüge
der Unangemessenheit zu entsprechen.

316 Zwischenstaatliches Verfahren

Die wesentlichsten Regeln für das zwischenstaatliche Verfahren stimmen
praktisch bei allen Formen der Zusammenarbeit überein. Mit ihrer Einfügung im
allgemeinen Teil kann deshalb eine wesentliche Vereinfachung und Entlastung des
Entwurfs erreicht werden. Der Entwurf hält sich dabei ohne Ausnahme an die im
Auslieferungsgesetz von 1892 und in zahlreichen staatsvertraglichen Vereinbarun-
gen festgelegten Regeln. Immerhin sieht er vor, dass von der in der Praxis üblichen
Unentgeltlichkeit der Ausführung von Ersuchen abgewichen werden kann, wenn
der ersuchende Staat der Schweiz gegenüber nicht Gegenrecht hält (Art. 27
Abs. 1). Er berücksichtigt ferner die gelegentlich beinahe prohibitiv wirkenden
Kosten der Ausführung von Ersuchen in überseeischen Staaten. Der Bundesrat
wird deshalb ermächtigt, ausnahmsweise die Beteiligung des Bundes an Kosten
oder deren Übernahme vorzusehen (Art. 27 Abs. 4).

32 Die Auslieferung

Die nachstehenden Ausführungen beschränken sich auf die in der Botschaft
vom 1. März 1966 (BB11966 l 459 ff., vgl. dort Abschn. B Ziff. I) nicht behandel-
ten Fragen. Die vom geltenden Auslieferungsgesetz als Sonderart der Auslieferung
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behandelte Durchlieferung wird im Entwurf als reine Rechtshilfehandlung im
dritten Teil geregelt.

321 Funktion der Auslieferung

Nach geltendem Recht bedeutet «ausliefern» stets die Überantwortung des
Verfolgten an den ersuchenden Staat zur Strafverfolgung oder -Vollstreckung
wegen Taten, die der (originären) Gerichtsbarkeit dieses Staates unterliegen.
Nach der den beiden letzten europäischen Übereinkommen zugrunde liegenden
Konzeption soll die Auslieferung auch das Instrument für die (zwangsweise)
Überführung des Verfolgten aus dem um Übernahme der Strafverfolgung oder
-Vollstreckung ersuchenden in den darum ersuchten Staat sein (Art. 28 a. E. und 32
Abs. l des Entwurfs). Sie ist also auch für diese Zwecke an die gleichen Vorausset-
zungen geknüpft. Die Verhältnismässigkeit der Überführung des Verfolgten oder
Verurteilten zu einem dieser Zwecke in einen ändern Staat erscheint damit als am
besten gewährleistet.

An Straftaten sind oft neben Ausländern auch Schweizer beteiligt. Die Nicht-
auslieferung der eigenen Staatsangehörigen erfordert dann in der Regel die Durch-
führung von zwei oder mehreren Strafverfahren in verschiedenen Staaten, was die
Beweisführung ungebührlich erschwert und vom Standpunkt der Prozessökono-
mie aus gesehen kaum zu verantworten ist. Vor allem aber ergibt sich daraus eine
oft erheblich unterschiedliche Beurteilung des gleichen Sachverhalts mit entspre-
chend unterschiedlicher Strafzumessung. Das ist aber dem Ansehen der Straf-
rechtspflege abträglich. Der Entwurf will deshalb im Sinne der im Europarat sich
abzeichnenden Rechtsentwicklung die einheitliche Beurteilung der Tat einerseits
und die Festlegung der Sanktion durch den dazu in erster Linie berufenen Tatort-
staat anderseits nach Möglichkeit fördern und die Auslieferung von Schweizer-
bürgern zur Beurteilung durch den Tatortstaat mit nachfolgendem Strafvollzug in
der Schweiz ermöglichen.

Unter diesem Aspekt erscheint ein absolutes gesetzliches Verbot der Auslie-
ferung eigener Staatsangehöriger als zu starr.

322 Auslieferungsdelikte

Mit der heute im europäischen Auslieferungsrecht eingelebten Generalklau-
sel lässt sich auf einfache Art bestimmen, wegen welcher Straftaten ausgeliefert
wird. Sie wurde deshalb im Entwurf übernommen.

Die Auslieferung wird bewilligt wegen Handlungen, die (nach dem Recht
beider Staaten) mit freiheitsbeschränkender Sanktion im Höchstmass von minde-
stens einem Jahr oder mit einer schwereren Sanktion bedroht sind. Diese Formel
hat - wie im europäischen Übereinkommen - den Sinn, dass die Auslieferung
auch zulässig sein soll, wenn der ersuchende Staat die Todesstrafe verhängen
kann, aber den Verzicht auf deren Vollzug zusichert (Art. 33 Abs. 2).
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Die Auslieferung kommt grundsatzlich nur in Betracht, wenn im Einzelfall
die Schwere der Tat die mit ihr verbundenen Härten rechtfertigt. Das Strafrecht
knüpft im allgemeinen die Verfolgung weniger gravierender Taten an das Erfor-
dernis des Strafantrags des Verletzten. Die Frage ist deshalb berechtigt, ob nur
von Amtes wegen zu verfolgende Taten zur Auslieferung Anlass geben sollen. Indes-
sen kommen dem Strafantrag nach schweizerischem Recht noch andere Funktio-
nen zu; insbesondere soll er in bestimmten Fällen auch dem Schutz der Familie
dienen, wenn die Durchführung des Strafverfahrens für den Verletzten das zuge-
fügte Übel verschlimmern könnte (vgl. Hafter, Lehrbuch allgemeiner Teil, 2.Aufl.,
S. 135). Die Erforderlichkeit eines Strafantrags ist deshalb kein Kriterium, das über
die Schwere einer Tat in allen Fällen Aufschluss gibt.

Das gilt auch hinsichtlich des für die Auslieferungsfähigkeit erforderlichen
Höchstmasses der Strafe, Das StGB sieht - abgesehen von den als Übertretung
qualifizierten Tatbeständen -. nur in ganz wenigen Fällen eine unter dem gesetz-
lichen Maximum liegende Strafandrohung vor, ebenso die Nebenstrafgesetzge-
bung. Auslieferungsersuchen wegen solcher Delikte sind bisher nicht gestellt wor-
den. Beim Inkrafttreten des Gesetzes kann der Vorbehalt zu Artikel 2 Ziffer l des
Übereinkommmens zurückgezogen werden.

Die Verhältnismässigkeit des Eingriffs in die persönliche Freiheit kann am
besten durch Artikel 3 Absatz 4 des Entwurfs gewährleistet werden, der es ermög-
licht, die Auslieferung abzulehnen, wenn die Bedeutung der Tat die Durchführung
des Verfahrens nicht rechtfertigt. Zudem erübrigt sich damit auch eine besondere
Bestimmung über die Auslieferung zum Strafvollzug. Es erscheint als selbstver-
ständlich, dass eine Auslieferung nicht mehr als verhältmsmässig erscheint, wenn
der noch zu vollziehende Freiheitsentzug weniger als etwa drei Monate beträgt.
Nur dieses kann massgebendes Kriterium sein, nicht das im europäischen Über-
einkommen verwendete Mass der \erhangten Sanktion.

Im Auslieferungsverfahren werden bekanntlich die Schuld- und Tatfrage
nicht geprüft. Die Auslieferung zur Strafverfolgung soll ja gerade dem ersuchen-
den Staat ermöglichen, im kontradiktorischen Verfahren zu prüfen, ob sich der
Verfolgte strafbar gemacht hat. Das spricht eigentlich dafür, dass der ersuchte
Staat die Prüfung der Strafbarkeit nach seinem Recht auf die objektiven Tatbe-
standsmerkmale beschränkt. Strafbar kann eine Handlung aber nur sein, wenn
vorsätzliche oder fahrlässige Begehung vorliegt. Das Erfordernis der beidseitigen
Strafbarkeit schliesst deshalb diese Beschränkung der Prüfung aus. Anderseits ist
nicht ersichtlich, warum das Fehlen oder Vorliegen gewisser dem schweizerischen
Recht eigener besonderer Umschreibungen der subjektiven Tatbestandsmerkmale,
wie beispielsweise einer bestimmten Absicht, Einfluss auf die Zulässigkeit der
Auslieferung haben sollten. Denn die Frage, ob wegen des dem Verfolgten zur
Last gelegten Verhaltens nach schweizerischem Recht im konkreten Fall eine
Strafe verhängt werden könnte, ist nicht zu prüfen, und seine Schuld ist in der
Regel ungewiss. Der Entwurf erklärt deswegen besondere Schuldformen und
Strafbarkeitsbedingungen des schweizerischen Rechts als für die Beurteilung der
Strafbarkeit unbeachtlich (Art. 31 Abs. 2). Gemeint sind hier z.B. vom Gesetz
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verlangte besondere Absichten, die wissentliche Gefährdung sowie Konkurseröff-
nung, fruchtlose Pfändung u. a. m.

Wie bisher (vgl. Auslieferungsgesetz 1892 Art. 4) soll eine Auslieferung aus-
nahmsweise auch möglich sein wegen Handlungen, die äusserer Umstände wegen
nach schweizerischem Recht straflos sind, sofern die Tat nach allgemeinen Grund-
sätzen des schweizerischen Rechts als strafwürdig erscheint.

Die Regelung der akzessorischen Auslieferung (Art. 32 Abs. 2 des Entwurfs ;
vgl. dazu Teil B Ziff. I 3 der Botschaft vom I.März 1966) entspricht der zu
Artikel 2 Ziffer 2 des europäischen Übereinkommens abgegebenen Erklärung (vgl.
BB vom 27. Sept. 1966, Art. 2). Sie erfordert eine Neufassung dieser Erklärung.

323 Auslieferung bei gegebener schweizerischer Gerichtsbarkeit

Nach dem europäischen Übereinkommen bildet die territoriale Zuständigkeit
des ersuchten Staats nur einen fakultativen Grund für die Ablehnung der Ausliefe-
rung. Mit der zu den Artikeln 7 und 8 des Übereinkommens abgegebenen Erklä-
rung (vgl. loc. cit.) wurde die Rechtsgrundlage für eine akzessorische Auslieferung
wegen Handlungen geschaffen, die in der Schweiz begangen worden sind. Der
Entwurf gestattet in solchen Fällen die selbständige Auslieferung ausnahmsweise,
sofern die Tat in der Schweiz geahndet werden könnte und namentlich die Aus-
sichten für die soziale Wiedereingliederung dafür sprechen (Art. 32 Abs. 1). Diese
Lösung erlaubt die Zurückziehung des Vorbehalts zu Artikel 7 des europäischen
Übereinkommens. Die gleichen Gründe führen umgekehrt zur (fakultativen) Ab-
lehnung der Auslieferung, wenn die Ahndung der Tat in der Schweiz möglich ist.

324 Die Behandlung Jugendlicher

Ein besonderer und heute immer stärker in Erscheinung tretender Mangel
des bisherigen Auslieferungsrechts liegt im Fehlen von Bestimmungen über die
Behandlung jugendlicher Rechtsbrecher. Die Vermeidung engen Kontakts mit
erwachsenen Kriminellen einerseits und die Beurteilung und Sanktionierung ihres
Verhaltens durch die mit den Verhältnissen an ihrem gewöhnlichen Aufenthaltsort
vertrauten Behörden sind erfahrungsgemäss vielfach von ausschlaggebender Be-
deutung für die weitere Entwicklung der Persönlichkeit.

Der Entwurf sieht deshalb in Anlehnung an Artikel 372 Ziffer 2 des Strafge-
setzgebuches vor, dass bei Personen unter 18 Jahren anstelle der Auslieferung
nach Möglichkeit die Rückführung durch die zuständige Jugendbehörde treten
soll. Die Verfolgung und Beurteilung ist den 'für den gewöhnlichen Aufenthalt des
Täters zuständigen Behörden zu übertragen, sofern dies rechtlich möglich ist. Das
gleiche Verfahren soll für Personen im Alter von 18-20 Jahren angewandt werden,
wenn anders ihre Entwicklung oder Wiedereingliederung gefährdet sein könnte.
Der Rückführung sollen die gleichen Wirkungen zukommen wie einer Ausliefe-
rung (Art. 29). Das ist selbstverständlich auch zu beachten, wenn die Schweiz um
Auslieferung Jugendlicher ersucht wird.
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325 Auslieferungsverfahren

Aus der Zulassung der verwaltungsgerichtlichen Beschwerde ergibt sich ge-
genüber den geltenden Verfahrensregeln eine Erweiterung der Entscheidungsbe-
fugnisse der Polizeiabteilung. Sie hat in Zukunft auch dann erstinstanzlich zu
entscheiden, wenn der Verhaftete gegen die Auslieferung Einwände erhebt, die
sich auf das Gesetz, auf den Staatsvertrag oder auf eine Gegenrechtserklärung
stützen. Die erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesgerichts ist nur noch vorge-
sehen für den Fall, dass geltend gemacht wird, der Verfolgte werde eines politi-
schen Deliktes bezichtigt, oder wenn sich im Laufe des, Verfahrens ernsthafte
Gründe für, den politischen Charakter der Tat ergeben (Art. 51 Abs. 2 des Ent-
wurfs). Angesichts der gerichtlichen Überprüfbarkeit des Verwaltungsentscheids
kann man sich fragen, ob die Beibehaltung des bisherigen Systems in diesem
Punkte notwendig ist, eine Frage, die auch das Bundesgericht aufgeworfen hat.
Die Zuweisung des erstinstanzlichen Entscheids an die Verwaltung hätte aber den
Nachteil, dass deren ablehnende Entscheide keiner Überprüfung unterliegen, weil
der ersuchende Staat nicht zur Beschwerde legitimiert ist (Art. l Abs. 4 des Ent-
wurfs) und, der Verfolgte daran kein Interesse hat. Gerade die Ablehnung der
Auslieferung wegen des politischen Charakters der Tat sollte von einer repräsenta-
tiven Instanz ausgesprochen werden, die keinem politischen Druck ausgesetzt ist.
Diese Überlegungen sprechen für die im Entwurf vorgeschlagene Lösung.

In seiner Vernehmlassung hat der Schweizerische Anwaltsverband die Ein-
führung einer monatlichen Überprüfung der Voraussetzungen für die Aufrechter-
haltung der Auslieferungshaft vorgeschlagen. Die gesetzliche Regelung des Auslie-
ferungsverfahrens kommt aber in erster Linie im vertraglichen Auslieferungsver-
kehr zur Anwendung. Die Freilassung des Verfolgten oder ein Verzicht auf seine
Verhaftung ist in allen Fällen, w o voraussichtlich die Voraussetzungen der Auslie-
ferung vorliegen, mit den vertraglichen Verpflichtungen nicht vereinbar. Jede
Abweisung eines Haftentlassungsgesuches unterliegt der Beschwerde an die An-
klagekammer des Bundesgerichts (Art. 43 Abs. 2 des Entwurfs). Unter diesen Um-
ständen erscheint ein regelmässiges Haftprüfungsverfahren als administrativer
Leerlauf.

33 Die andere Rechtshilfe

Die bisher ausschliesslich von der Praxis ausgebildeten Regeln über die an-
dere Rechtshilfe in Strafsachen haben im europäischen Übereinkommen über diese
Materie ihren Niederschlag gefunden. Auch hier können wir uns somit auf Ergän-
zungen zur Botschaft vom 1. März 1966 beschränken (vgl. dort insbesondere Teil
B II).

331 Materielles Recht

Der Entwurf sieht u. a. vor, dass einer zwischenstaatlichen Organisation
Rechtshilfe geleistet werden kann in Verfahren, die mit einer strafbaren Handlung
in Beziehung stehen. Im Vernehmlassungsverfahren wurde die Streichung dieser
Bestimmung verlangt, weil die Gewährleistung des Gegenrechts nicht möglich sei
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und die Beachtung der Spezialität auf Schwierigkeiten stosse. In Frage kommen in
erster Linie Verfahren vor der Menschenrechtskommission des Europarates. Die-
ses Organ einer internationalen Organisation muss Zeugen einvernehmen in Ange-
legenheiten, die keine Strafsachen sind, aber mit solchen in Beziehung stehen. Die
vertragliche Regelung der Frage mit den einzelnen Organisationen wäre langwie-
rig und umständlich. Zudem erscheint eine bindende Regelung hier nicht als
zweckmässig. Es bedarf aber einer grundsätzlichen Ermächtigung. Wir haben
deshalb dem Streichungsantrag nicht entsprochen.

Als eines der heiklen Probleme der Rechtshilfe hat sich im Zusammenhang
mit dem Rechtshilfevertrag mit den USA der Schutz des Geheimbereichs erwie-
sen. Nach der geltenden schweizerischen Ordnung besteht im Strafverfahren hin-
sichtlich der Tatsachen, die zum Geheimbereich gehören, ein Zeugnisverweige-
rungsrecht nur für die vom Gesetz abschliessend aufgezählten Berufsgeheimnisse.
Der übrige private Geheimbereich ist nach der heute wohl noch geltenden Praxis
zwar tunlichst zu schonen, kann aber keinen Schutz beanspruchen, soweit der
Zweck der Untersuchung seine Offenbarung erfordert. Der Anspruch auf Respek-
tierung der Privatsphäre ist jedoch ein Grundrecht, das verfassungsrechtlichen
Schutz geniesst (vgl. Noli, Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht 1975, S. 16,
insb. S. 59 und 60). Ausnahmen von diesem Schutz insbesondere zugunsten der
Strafverfolgung im Ausland dürfen deshalb das Grundrecht nicht aushöhlen, sei-
nen Wesensgehalt nicht antasten. Diese Feststellung zwingt - unabhängig davon,
wieweit sie im schweizerischen Strafverfahren bereits Beachtung gefunden hat -
jedenfalls in der Rechtshilfe in Strafsachen zu einer sorgfältigen Prüfung der
Verhältnisse, weil hier die Tatsachen des privaten Geheimbereichs, über die
grundsätzlich wie im Strafverfahren Auskunft gegeben werden muss, zwangsläufig
amtlichen Stellen und privaten Unternehmungen im Ausland zugänglich werden.
Daraus ergibt sich ein Konflikt zwischen dem öffentlichen Interesse im Ausland
an der Durchführung der Strafverfolgung und dem ebenfalls öffentlichen, aber
schweizerischen Interesse am gesetzlichen Schutz der Geheimsphäre. Dieser Kon-
flikt ist durch Abwägung der einander gegenüberstehenden Interessen zu lösen.

Grundsätzlich hat das private Geheimhaltungsinteresse nur zu weichen,
soweit dies im Hinblick auf die Umstände des Einzelfalles mit dem Zweck seines
gesetzlichen Schutzes vereinbar erscheint. Dabei fällt in erster Linie in Betracht,
dass der von den Vorschriften über das Recht zur Verweigerung des Zeugnisses
nicht erfasste Teil der Privatsphäre sich im wesentlichen auf den Bereich der
Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisse beschränkt. Dieser stellt aber nur einen
kleinen Teil der gesamten Geheimsphäre dar. Dabei spielen in der Rechtshilfe in
Strafsachen nach den Erfahrungen jahrzehntelanger Praxis die Fabrikationsge-
heimnisse keine Rolle. Jedenfalls sind weder aus der (bundes-)gerichtlichen noch
aus der Praxis der Bundesbehörden in den letzten rund 30 Jahren Fälle bekannt
geworden, in denen sich die Frage der Preisgabe eines Fabrikationsgeheimnisses
überhaupt gestellt hätte. Die Geschäftsgeheimnisse anderseits, zu denen für den
Bankkunden im wesentlichen auch die unter das Bankgeheimnis fallenden Tatsa-
chen gehören, erwiesen sich bei näherer Prüfung sehr oft als Geheimnisse, bei
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denen die Tatsache der Pflicht zur Offenbarung für sich allein für den Geheimnis-
herrn nicht a priori als schwerwiegender Eingriff in die Geheimsphäre charakteri-
siert werden kann. Es bedarf dafür in der Regel weiterer, in der Natur des
Einzelfalles liegender Umstände, wie z. B. der erheblichen Beeinträchtigung der
Konkurrenzfähigkeit oder die Gefährdung eines wichtigen Projekts eines Ge-
schäftsunternehmens. Unter diesen Umständen erscheint die Anwendung des
Grundsatzes der Verhältnismässigkeit hier als den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen genügender Schutz. Der Entwurf beschränkt sich deshalb darauf, diesen
zu statuieren (Art. 61 Abs. 1). Es wird somit im Einzelfall abzuwägen sein, ob die
Bedeutung der Tat im Verhältnis zu derjenigen des in Frage stehenden Geheimnis-
ses die Mitteilung an das Ausland zu rechtfertigen vermag. Immerhin lässt es die
empfindliche Reaktion der Öffentlichkeit auf Eingriffe in die Privatsphäre und die
Verstärkung ihres strafrechtlichen Schutzes durch das Bundesgetz vom 20. De-
zember 1968 (AS 1969 319) als zweckmässig erscheinen, den Entscheid darüber,
ob Banken über Geheimnisse Dritter, am Strafverfahren im Ausland nicht betei-
ligter Personen Auskunft geben müssen, den für die Ausführung eines Ersuchens
zuständigen eidgenössischen oder kantonalen Beamten zu überbinden (vgl. Art. 61
Abs. 2 des Entwurfs). Dabei versteht sich von selbst, dass dadurch die Frage,
inwieweit die Banken im (schweizerischen) Strafverfahren zur Aussage verpflichtet
sind, nicht berührt wird.

Der Entwurf regelt die Beschränkung der Verwendung von Auskünften, die
im Wege der Rechtshilfe erlangt werden (sogenannte Spezialität) in Artikel 64.
Eine unzulässige Verwendung von Auskünften lässt sich an sich auch als Folge der
Übertragung einer Strafverfolgung an einen ändern Staat denken. Befindet sich
der Verfolgte bereits in diesem Staat, so steht es dem um Strafverfolgung ersu-
chenden Staat nicht zu. die Verwendung der mit seinen Akten gelieferten Aus-
künfte zu beschränken. Wird jedoch der Verfolgte dem ersuchten Staat übergeben,
so treten die Wirkungen der ausliefenmgsrechtlichen Spezialität ein (Art. 34 des
Entwurfs). Diese Regel kann deshalb für andere Formen der Zusammenarbeit
keirie Geltung beanspruchen.

Bei der Formulierung des Grundsatzes wurden die Erfahrungen berücksich-
tigt, die zu den im Rechtshilfevertrag mit den USA erforderlich gewordenen
Präzisierungen geführt haben (vgl. dort Art. 5 Abs. 2 und 3; BEI 1974 II 596). Im
Ergebnis stimmen beide Formulierungen miteinander überein, doch entspricht
diejenige des Entwurfs besser dem Sinn und Zweck der Spezialität.

332 Verfahren

Im Gegensatz zur Auslieferung, wo im wesentlichen die Polizeiabteilung das
Verfahren leitet, spielt sich ein erheblicher, teilweise 50 Prozent übersteigender
Teil des gesamten Rechtshilfeverkehrs unmittelbar zwischen den zuständigen
Strafverfolgungsbehörden ab. Die Kantone haben dabei zum grössten Teil auch
die grundsätzlich der Polizeiabteilung zugewiesenen Befugnisse wahrzunehmen.
Das erschwert die Kompetenzausscheidung zwischen Bund und Kantonen und
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erfordert für die Polizeiabteilung das Recht, im Rahmen ihrer Aufsichtsbefugnisse
die Rechtsmittel des kantonalen Rechts zu ergreifen (Art. 76 Abs. 4).

Gleicherweise erschwerend für die Kompetenzausscheidung wirkt sich auch
aus, dass die Polizei in der Strafuntersuchung weitgehend als Hilfsorgan der
Justizbehörde tätig wird und dabei - wie natürlich schon im polizeilichen Ermitt-
lungsverfahren - auf Rechtshilfe angewiesen ist. Es hat sich so ein reger internatio-
naler polizeilicher Nachrichtenaustausch ergeben, der sich auf praktisch alle poli-
zeilichen Aufgaben erstreckt. Soweit er Angelegenheiten der Strafverfolgung be-
trifft, muss er den gleichen Beschränkungen unterworfen sein wie der Rechtshilfe-
verkehr. Der Entwurf ermächtigt deshalb die obersten Polizeistellen des Bundes
und der Kantone, Rechtshilfeersuchen in eigenem Namen zu stellen und solchen
Ersuchen ausländischer Polizeistellen zu entsprechen. Die Ausscheidung der Ge-
genstände des polizeilichen Nachrichtenaustausches, die den Beschränkungen der
Rechtshilfe nicht unterliegen, ist zweckmässigerweise dem Bundesrat zu übertra-
gen.

Besonders schwierig ist es bei der Rechtshilfe, das naturgemäss bestehende
Interesse des ersuchenden Staats an möglichst rascher Information mit den Erfor-
dernissen des Rechtsschutzes der von der Ausführung im ersuchten Staat betroffe-
nen Bürger zu vereinbaren. Da die Weiterleitung der Ergebnisse der Rechtshilfe
an den ersuchenden Staat keine «Verfügung» im Sinne des Artikels 5 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (SR 172.021) darstellt, schreibt der Entwurf vor, in sol-
chen Fällen eine Verfügung zu erlassen, damit die Rechtsschutzinteressen gewahrt
bleiben. Er umschreibt gleichzeitig die Voraussetzungen, unter denen die Über-
mittlung der Vollzugsakten «ohne weiteres», d. h. ohne Verfügung, zulässig ist, so
dass keine Beschwerdefrist in Gang gesetzt und damit der Abschluss des Verfah-
rens erheblich beschleunigt wird (Art. 80).

34 Stellvertretende Strafverfolgung

Bei der Regelung der stellvertretenden Strafverfolgung müssen Eingriffe in
das für diese Form der Zusammenarbeit aufgrund originärer schweizerischer Ge-
richtsbarkeit geltende Recht vermieden werden. Der Entwurf sieht deshalb nur
wenige Bestimmungen materiellrechtlichen Inhalts vor, im Bewusstsein, dass
damit keine erschöpfende Regelung getroffen wird. Aufgrund der Erfahrungen
der Praxis darf aber davon ausgegangen werden, dass keine wichtigen Probleme
ungeregelt bleiben.

Die hier in Frage stehenden im Ausland begangenen strafbaren Handlungen
berühren in der Regel die schweizerische Rechtsordnung nicht. Die Schweiz soll
deshalb ihre Strafgewalt nach dem Entwurf «anstelle des Tatortstaats» ausüben.
Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass die Durchführung ihres Verfahrens vom
Bestand der Strafbefugnis (oder der Strafpflicht) dieses Staats abhängig ist und
mit deren Wegfallen, z.B. infolge einer dort erlassenen Amnestie, eingestellt
werden muss. Auf eine ausdrückliche Bestimmung darüber, wie sie Artikel 4 des
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Europäischen Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung ent-
hält, kann deshalb verzichtet werden.

Nach schweizerischem Recht sind zahlreiche strafbare Handlungen von einer
Verwaltungsbehörde zu ahnden. Daran will der Entwurf auch bei stellvertretender
Strafverfolgung nichts ändern. Dem trägt die Formulierung des Artikels 83 Rech-
nung. Anwendbar ist das schweizerische Recht unter Vorbehalt des mildern aus-
ländischen Rechts (a. a. O. Abs. 2).

Der Entwurf befasst sich nicht mit Fragen, die sich aus dem Verhältnis
zwischen der Schweiz und dem ersuchenden Staat ergeben können; so lässt er
insbesondere die Frage offen, welche Wirkungen einem allfälligen Rückzug des
Ersuchens zukommen. Als landesrechtliche Regelung kann er auch keine Wirkun-
gen der Übernahme für den ersuchenden Staat festlegen. Es wird deshalb Aufgabe
der Polizeiabteilung sein, vor der Abgabe der Erklärung über die Übernahme der
Strafverfolgung die erforderliche Zusicherung des ersuchenden Staats zu erwirken,
dass er seinerseits die für den umgekehrten Fall in Artikel 86 Absatz l des Ent-
wurfs festgesetzten Wirkungen der Übernahme anerkennt und beachten wird.

341 Gegenstand der Regelung

Der Entwurf geht davon aus, dass die Strafverfolgung nur übernommen
werden soll, wenn sie entweder - unabhängig von der Zulässigkeit oder Unzulàs-
sigkeit der Auslieferung - verhindert, dass der Beschuldigte wegen des Strafverfah-
rens aus seiner Familie und der ihm gewohnten Umgebung herausgerissen wird
und seine Stelle aufgeben muss. mit ändern Worten, wenn eine Freiheitsstrafe mit
bedingtem Aufschub des Vollzugs oder eine Geldstrafe in Frage kommt und er
mit der Schweiz eng verbunden ist. Sie rechtfertigt sich aber auch, wenn eine
solche Bindung an die Schweiz fehlt, sofern hier gegen ihn ein Strafverfahren
anhängig ist, die Taten im In- wie auch im Ausland mit Freiheitsstrafe bedroht
sind und die Auslieferung unzulässig wäre. Mit der stellvertretenden Strafverfol-
gung soll nicht in erster Linie die Wirksamheit der Strafverfolgung der ändern
Staaten verbessert, sondern die nachteiligen Wirkungen mehrfacher Strafverfah-
ren wegen Taten, die unter die Gerichtsbarkeit verschiedener Staaten fallen, besei-
tigt und die Aussichten für die Resozialisierung verbessert werden. Daraus folgt
die Akzessorietät der Übernahme der Strafverfolgung unabhängig von der Staats-
angehörigkeit des Verfolgten, von der Zulässigkeit der Auslieferung und von
seiner Bindung an die Schw eiz.

Die stellvertretende Strafverfolgung erfasst Verfahren, die sowohl gegen
Schweizerbürger als auch gegen Ausländer gerichtet sein können. Sie ist in bezug
auf Ausländer mit enger Bindung an die Schweiz auch dann möglich, wenn
grundsätzlich die Auslieferung zulässig wäre, soll diese aber nicht ersetzen, wenn
keine solche Bindung besteht oder trotz deren Vorhandensein keine besseren
Aussichten für die soziale Wiedereingliederung zu erwarten sind.

Verbrechen und Vergehen (im Sinne des StGB), die vom Schweizerbürger
im Ausland begangen werden, unterstehen nach Artikel 6 StGB der schweizeri-
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sehen Gerichtsbarkeit aufgrund des aktiven Personalitätsprinzips, wenn das
schweizerische Recht dafür die Auslieferung zulässt. Nach dem Entwurf kommt
somit die stellvertrende Strafverfolgung von Schweizerbürgern nur in Frage für
Taten, die nach Artikel 31 nicht zur Auslieferung Anlass geben, soweit sie nicht
etwa aus den Artikeln 1-A genannten Gründen ausgeschlossen ist. Autonome
Gerichtsbarkeit kann allerdings auch gegenüber Ausländern bestehen aufgrund
von Artikel 5 StGB oder in den wenigen Fäüen, in denen das schweizerische Recht
die Gerichtsbarkeit aufgrund des Weltrechtsprinzips anerkennt, so vor allem bei
Frauen- und Kinderhandel (Art. 202 Ziff. 5 StGB), Falschmünzerei (Art. 240
Abs. 3 StGB), Betäubungsmitteldelikten (Art. 19 Ziff. l Abs. 2 BmG [SR 812.121])
und der widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen (Art. 97 Abs. 3 LFG
[SR 748.0]). Aus diesen Gründen schliesst Absatz 3 des Artikels 82 des Entwurfs
die Übernahme der Verfolgung der Taten aus, «die aufgrund anderer Vorschriften
der schweizerischen Gerichtsbarkeit unterworfen sind».

Der Vollständigkeit halber sei auch darauf hingewiesen, dass trotz Artikel 4
des Entwurfs einem Übernahmeersuchen entsprochen werden darf, wenn im
Tatortstaat eine Verurteilung erfolgt, die Sanktion aber weder vollzogen noch
nach dem Recht des Urteilsstaats verjährt ist.

342 Ausschluss des Abwesenheitsverfahrens ; Gerichtsstand

Im Hinblick auf Sinn und Zweck der ganzen Regelung schliesst der Entwurf
die Beurteilung des Beschuldigten im Abwesenheitsverfahren aus (Art. 83 Abs. 3).
Dieser Ausschluss bezieht sich selbstverständlich nur auf die Beurteilung der
Taten, für die die Strafverfolgung nach den Vorschriften des Entwurfs übernom-
men worden ist. Diese Vorschrift ist in die an den Richter gerichtete Bestimmung
über die Anwendung des schweizerischen Strafrechts aufgenommen worden und
ist nicht als Voraussetzung der Übernahme der Strafverfolgung formuliert, weil
sich der Beschuldigte auch noch während des Verfahrens anderswohin absetzen
kann.

Die zu beurteilenden Handlungen sind im Ausland begangen worden. Sie
können aber mit im Inland verübten Taten zusammentreffen. Für diesen Fall
enthält Artikel 350 StGB keine verwendbare Regelung des Gerichtsstandes. Der
Entwurf verweist deshalb dafür auf Artikel 348 StGB, sofern nicht bereits ein
anderer Gerichtsstand begründet ist (Art. 84).

343 Die Übertragung der Strafverfolgung

Im Unterschied zur Regelung der Übernahme befasst sich diejenige der Über-
tragung der Strafverfolgung an das Ausland mit allen Fällen, in denen die Schweiz
in die Lage kommen kann, ein solches Ersuchen zu stellen. Für die Anwendung
dieser Bestimmungen ist unerheblich, ob der ersuchte Staat im Falle der Annahme
des Ersuchens die Strafverfolgung aufgrund einer eigenen autonomen oder stell-
vertretend aufgrund einer auf dem europäischen Übereinkommen beruhenden
oder einer landesrechtlichen subsidiären Gerichtsbarkeit durchführt.
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Die Bestimmung über die Voraussetzungen der Übertragung hält nicht nur
fest, dass - was an sich eine Selbstverständlichkeit ist - im ersuchten Staat eine
gesetzliche Grundlage für die Gerichtsbarkeit bestehen muss, sondern auch dass
die Übertragung nicht nur im Falle der Unzulässigkeit der Auslieferung (an die
Schweiz), sondern auch im Falle ihrer Unzweckmässigkeit möglich ist (Art. 85
Bst. a). Hier geht es also um die Verfolgung eines Ausländers, der sich nach einer
strafbaren Handlung in der Schweiz ins Ausland abgesetzt hat und der entweder
wegen seiner Staatsangehörigkeit oder wegen der Art (oder der Höhe) der ange-
drohten Strafe nicht ausgeliefert werden kann oder dessen (an sich zulässige)
Auslieferung im Hinblick auf die strafrechtliche Bedeutung der Tat nicht mehr als
verhältnismässig anzusehen wäre. Darüber hinaus weist die Bestimmung darauf
hin, dass die Übertragung der Strafverfolgung auch im Zusammenhang mit einer
Auslieferung aus der Schweiz an den um Auslieferung ersuchenden Staat erfolgen
kann, wenn die Durchführung des Strafverfahrens in diesem Staat bessere Aus-
sichten für die soziale Wiedereingliederung bietet (Art. 85 Bst. &).

Neben den Voraussetzungen sind auch die Wirkungen der Übertragung zu
regeln. Der Entwicklung auf internationaler Ebene entsprechend ist nicht nur die
doppelte Bestrafung, sondern auch die doppelte Verfolgung des Beschuldigten in
der Schweiz auszuschliessen und jede materiellrechtliche Erledigung der Strafsa-
che im Ausland als verbindlich anzuerkennen, d. h. nicht nur das freisprechende
oder verurteilende Urteil, sondern auch die auf materiellrechtlichen Gründen
beruhende Einstellung des Verfahrens (Art. 86).

Mit der Übernahme der Strafverfolgung durch den ersuchten Staat steht der
Ausgang seines Verfahrens noch nicht fest. Ergreift der Verfolgte die Flucht oder
wird das Verfahren aus formellen Gründen eingestellt, so muss die in Absatz l des
Artikels 86 vorgesehene Beschränkung der Ausübung der schweizerischen Strafge-
walt dahinfallen. Während der Bangigkeit des Verfahrens im Ausland sind die
schweizerischen Behörden an weiteren Massnahmen gegen den Verfolgten gehin-
dert; das rechtfertigt es, die Verjährung nach schweizerischem Recht während
dieser Zeit ruhen zu lassen. Damit wird auch vermieden, dass die Vereitelung der
Strafverfolgung durch wiederholten Wechsel des Aufenthaltsstaats allzusehr er-
leichtert wird.

Schliesslich muss für den Fall der Übertragung der Strafverfolgung im Zu-
sammenhang mit einer Auslieferung an das Ausland festgestellt werden, dass der
Staat, der um Auslieferung ersucht hat und somit zur Beachtung der Spezialität
dieser Massnahine verpflichtet ist, insoweit von dieser Beschränkung in der Aus-
übung seiner Straf geaalt entbunden wird, als dies durch die Übertragung der
Strafverfolgung an ihn erforderlich ist (Art. 86 Abs. 3 des Entwurfs).

Der Entwurf sagt nichts über die Zuständigkeit zur Begnadigung. Ursprüng-
lich war vorgesehen, dass das Recht der Begnadigung im Falle der Übertragung
der Strafverfolgung an einen ändern Staat den schweizerischen Behörden vorbe-
halten bleibe. Diese Bestimmung wurde indessen gestrichen, weil es vom ersuchten
Staat abhängt, ob eine in der Schweiz erfolgte Begnadigung berücksichtigt werden
kann oder nicht. Die rechtliche Wirksamkeit der Bestimmung wäre somit fragwürdig.
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344 Verfahren

Der Entwurf hat das Verfahren grundsätzlich nur bis dahin zu regeln, wo es
in die Hände der zuständigen Strafverfolgungsbehörden übergeht, die auch allein
dafür zuständig sind zu entscheiden, ob eine Strafverfolgung zu eröffnen ist. Es
muss aber für beide beteiligten Staaten möglichst bald feststehen, ob der mit der
Übertragung des Verfahrens verbundene Kompetenzwechsel eingetreten ist oder
nicht. Der Verfolgte soll weder dem Zugriff des noch nicht berechtigten noch dem
des nicht mehr berechtigten Staats ausgesetzt sein. Dafür genügt es, dass die
Strafbarkeit nach schweizerischem Recht nicht offensichtlich fehlt. Nur in diesem
Sinn hat die Polizeiabteilung nach Artikel 88 des Entwurfs zu «entscheiden».
Dieser Entscheid kann die Strafverfolgungsbehörden nicht binden. Er stellt somit
keinen Eingriff in die kantonalen Kompetenzen dar.

Ein derartiger Eingriff liegt auch nicht in der Vorschrift des Artikels 89,
wonach im Ausland durchgeführte Untersuchungshandlungen zu würdigen sind
wie in der Schweiz vorgenommene. Auch das europäische Übereinkommen enthält
diesen Grundsatz, der nichts anderes sagt, als dass die Handlungen der Behörden
im Ausland nach den gleichen Grundsätzen der freien Beweiswürdigung zu beur-
teilen sind wie Handlungen der schweizerischen Behörden. Diese Bestimmung hat
vor allem Bedeutung für die Unterbrechung der Verjährung.

Übernahme oder Übertragung der Strafverfolgung soll den Verfolgten nicht
von Kosten entlasten, die er zu tragen hat. Der Entwurf schafft deshalb die
Rechtsgrundlage für die Einforderung der im Ausland aufgelaufenen Kosten.
Diese werden aber, wie die vor der Übertragung an das Ausland in der Schweiz
aufgelaufenen Kosten, nicht erstattet (Art. 90).

35 Die VoDstreckung fremder Strafentscheide

351 Grundsatzfragen r

Grundsätzlich können im Ausland ergangene Strafentscheide überall da von
Bedeutung sein, wo das Strafrecht eine bestimmte Rechtsfolge an Tatsachen
knüpft, die nur aufgrund eines gerichtlichen Urteils als rechtsgenüglich erwiesen
angesehen werden können. Das trifft namentlich zu für die Voraussetzung der
Begehung eines (oder mehrerer) vorsätzlichen Verbrechens oder Vergehens, von
der das StGB den Ausschluss oder die Aufhebung des bedingten Strafvollzugs
(Art. 41 Ziff. l Abs. 2 und Ziff. 3), den Widerruf der bedingten Entlassung (Art. 45
Ziff. 3), die Anordnung der Verwahrung (Art. 42 Ziff. 1), der Amtsunfähigkeit
(Art. 51) und des Berufsverbots (Art. 54) sowie die Strafschärfung wegen Rück-
falls (Art. 67) und die Ausfallung einer Zusatzstrafe (Art. 68) abhängig macht.
Dabei bestimmt das Strafgesetzbuch (Art. 41 Ziff. l Abs. 2 und Art. 67 Ziff. 2)
ausdrücklich, dass im Ausland ergangene Urteile den schweizerischen gleichgestellt
sind, soweit sie den Grundsätzen des schweizerischen Rechts nicht widersprechen.
Mit all diesen Fällen der Berücksichtigung eines im Ausland ergangenen Strafent-
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scheids hat sich somit der Entwurf nicht zu befassen. Dasselbe gilt hinsichtlich der
Einziehung von Gegenständen und Vermögenswerten, die nach Artikel 58 StGB
ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit einer bestimmten Person verfügt werden kann.
Lediglich das ebenfalls hierzu zu zählende Verbot der doppelten Verfolgung und Be-
strafung (ne bis in idem) musste für die hier geregelten Materien dem Stande der
Rechtsfortbildung in den europäischen Übereinkommen angepasst werden (Art. 4
des Entwurfs).

Dagegen besteht kein rechtliches Hindernis, die Voraussetzungen und das
Verfahren der Vollstreckung sowohl für Fälle, m denen sie bei originärer, autono-
mer Gerichtsbarkeit im StGB vorgesehen ist. wie auch für andere Fälle zu ordnen.
Dabei stellen sich allerdings zahlreiche komplexe Probleme, die hier nur gestreift
werden können und deren Losung zum Teil der Rechtsprechung überlassen wer-
den muss.

Zunächst stellt sich die Frage nach der «Unteilbarkeit» der zu übernehmen-
den Vollstreckung. Gegenstand eines Strafentscheids kann eine Mehrzahl von
Handlungen sein, von denen einzelne nach schweizerischem Recht nicht strafbar
oder vom sachlichen Geltungsbereich des Entwurfs ausgeschlossen sind. Im einen
wie im ändern Fall ist der Vollzug einer wegen einer solchen Handlung verhängten
Sanktion nach dem Entwurf unzulässig. Er könnte nur insoweit übernommen
werden, als die dafür vorgesehenen Voraussetzungen gegeben sind. Lautet ein
solches Urteil auf eine Gesamtstrafe, so müsste grundsätzlich nach den Regeln der
Strafzumessung der Teil der Strafe bestimmt werden, welcher auf die für den
Vollzug ausscheidenden Handlungen entfällt und um den die Dauer des Vollzugs
der im Urteil festgesetzten Strafe zu kürzen wäre. Das erscheint an sich als
durchaus möglich: Im Falle einer nur teilweise bewilligten Auslieferung zum
Strafvollzug zwingt die Spezialität der Auslieferung zu diesem Vorgehen; dies
bietet hier keine Schwierigkeiten, weil die Strafe in dem sie vollziehenden Staat in
einem ordnungsgemässen gerichtlichen Verfahren festgesetzt worden ist. Der die
Vollstreckung übernehmende Staat hat jedoch kein Strafverfahren durchgeführt.
Es bestehen deshalb erhebliche Zweifel, ob sich diese «Strafzumessung» mit der
Vollstreckbarerklärung des Urteils verbinden lässt und ob dem dafür zustandigen
Richter auch diese Aufgabe übertragen werden kann und soll.

Der Entwurf regelt ausschliesslich die Vollstreckung in bezug auf den die
Strafpunkte betreffenden Teil des Entscheids : die Anerkennung und Vollstreckung
adhäsionsweise beurteilter Schadenersatz- und Genugtuungsforderungen ist Sache
der Zivilrechtspflege.

Unabhängig von der Vollstreckung im Strafpunkt soll jedoch die Einziehung
der Kosten eines Strafverfahrens zulässig sein (Art. 91 Abs. 3 und 92 Abs. 2).
Diese Frage ist im europäischen Übereinkommen nicht geregelt, wohl aber sehen
die beiden Haager Übereinkommen betreffend Zivilprozessrecht (BS 12 277 und
AS 7957 467) die selbständige Vollstreckung von Kostenentscheiden in Zivilsa-
chen vor. Die Ausdehnung auf Strafsachen beschrankt sich auf Verfahren, für die
Rechtshilfe nach dem dritten Teil des Entwurfs zulässig gewesen wäre und auf
Kosten, die an die Staatskasse zu zahlen sind. Diese Bestimmungen sind aber
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nicht anwendbar auf Parteientschädigungen, die dem freigesprochenen Angeklag-
ten oder einem Geschädigten zugesprochen werden.

Der Entwurf befasst sich auch nicht mit dem - der teilweisen Vollstreckung
verwandten - Problem, ob gewisse nach der Verbüssung der Hauptstrafe wirksam
werdende Nebenstrafen oder -folgen, wie beispielsweise Amtsunfähigkeit, Berufs-
verbot, Verbot des Fahrens mit Motorfahrzeugen u. a. m., in der Schweiz wirksam
werden sollen. Die nach den verschiedenen Rechtsordnungen für ihre Verhängung
massgebenden Voraussetzungen weichen zu sehr voneinander ab, als dass über die
Wirksamkeit der Nebenstrafen oder -folgen im vollstreckenden Staat im Rahmen
eines Exequaturverfahrens entschieden werden könnte.

Wie bereits einleitend dargelegt, hat das Strafgesetzbuch gewisse andere
Rechtsfolgen an die Tatsache der Verurteilung im Ausland geknüpft. Das ist aber
ein strafrechtliches Problem. Für die Wirksamkeit von Nebenstrafen oder -folgen
gilt dasselbe. Für seine Regelung ist somit das Strafgesetz der richtige Ort, nicht
aber das Gesetz über die Rechtshilfe m Strafsachen.

Besonders schwierige Probleme wirft die Frage der Vollstreckung von Ent-
scheiden auf, die in Abwesenheit der Verurteilten ergangen sind oder m Verfahren
ohne Hauptverhandlung, die einem Abwesenheitsverfahren gleichgestellt werden
müssen. Es steht einerseits ausser Frage, dass gerade hinsichtlich der mit Strafbe-
fehl oder ähnlichen Verfügungen oder Entscheiden erledigten Strafsachen ein
starkes Bedürfnis dafür besteht, dass die Vollstreckung ermöglicht wird. Die Ver-
wirklichung der tatsächlichen, nicht bloss rechtlichen Ahndung von Verstössen
hat eine erhebliche präventive Wirkung, vereinfacht die Abwicklung solcher Fälle
und eröffnet dem Tatortstaat die Möglichkeit des Verzichts auf Massnahmen, wie
die Erhebung von Kautionen oder die Anordnung von Sicherungsbeschlagnah-
men, die für den Betroffenen eine oft unverständliche Schikane darstellen. Ande-
rerseits lässt sich nicht übersehen, dass die rechtsstaatliche Garantie der Überprü-
fung solcher Entscheide im ordentlichen Verfahren gewährleistet sein muss und
dass diese Gewährleistung je nach den Umständen des Emzelfalles erhebliche
Schwierigkeiten bieten kann. Das europäische Übereinkommen sieht vor, dass
diese Überprüfung nach Wahl des Verurteilten im ersuchenden oder im ersuchten
Staat durchgeführt werden kann. Die Abhängigkeit des Gerichtsstandes und des
anwendbaren Rechts von der Wahl des Verurteilten erscheint nicht unter allen
Aspekten als rechtlich befriedigend, gleich wie die Tatsache, dass dabei Vollstrek-
kung und stellvertretende Strafverfolgung in einer Weise vermengt werden, die
einer gegenseitigen Einmischung in die Rechtsprechung in solchen Strafsachen
nahekommt. Zudem handelt es sich dabei um eine Regelung, die zwar vertraglich
vereinbart, nicht aber einseitig durch innerstaatliches Recht vorgesehen werden
kann.

Der Entwurf verzichtet deshalb auf eine ausdrückliche Regelung der Voll-
streckung solcher Entscheide. Sie soll damit aber nicht schlechthin ausgeschlossen
sein. Vielmehr bleibt es dem zuständigen Richter überlassen, zu entscheiden, ob
ein solcher Entscheid vollstreckt werden darf oder nicht. Er wird seinen Entscheid
unter Berücksichtigung der Schwere der Sanktion, der Bedeutung der Tat und der
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für den Verurteilten aus der Durchführung des ordentlichen Verfahrens im ersu-
chenden Staat erwachsenden Kosten der Stichhaltigkeit der vorgebrachten Ein-
wände, der im ersuchenden Staat auf die Feststellung des Sachverhalts verwende-
ten Sorgfalt usw. zu treffen haben.

Nach dem Vorentwurf der Polizeiabteilung hätte der Einspruch des Verur-
teilten die Vollstreckung in allen Fällen gehindert. Im Vernehmlassungsverfahren
wurde die Aufnahme dieser Lösung in den Entwurf verlangt. Diesem Antrag
wurde nicht entsprochen, weil es wiederum nicht zu befriedigen vermag, dass der
Verurteilte entscheiden könnte, ob die Vollstreckung stattfindet oder nicht.

Lediglich der Vollständigkeit halber sei hier darauf hingewiesen, dass der
Entwurf wie auch das europäische Übereinkommen die Zulässigkeit der Vollstrek-
kung nicht von der Art der nach dem Recht des ersuchenden Staats für die
Ausfâllung der Sanktion zuständigen Behörde abhängig machen. Nach schweize-
rischem Recht werden von einer Verwaltungsbehörde rechtskräftig ausgefällte
Sanktionen in gleicher Weise vollzogen wie die vom Richter verhängten. Es ist
deshalb nicht ersichtlich, warum in bezug auf die Vollstreckbarkeit zwischen
verwaltungsrechtlichen und gerichtlichen Strafsanktionen ein Unterschied ge-
macht werden sollte. Ebensowenig würde es sich rechtfertigen, die Vollstreckung
zu verweigern, weil im ersuchenden Staat die Ahndung einer Verwaltungsbehörde
obliegt, während in der Schweiz die Justizbehörden dafür zuständig sind.

Gegenstand der Vollstreckung können selbstverständlich nur vollstreckbare
Entscheide: sein. Indessen kann - nach ausländischen Rechtsordnungen so gut wie
nach der schweizerischen - ein Urteil vollstreckbar sein, dessen Rechtskraft durch
die Einlegung eines Rechtsmittels gehemmt ist. Weil aber unter solchen Umstän-
den eine Vollstreckungsübernahme verständhcherweise nicht in Frage kommt, sind
im Entwurf - wie übrigens auch im europäischen Übereinkommen - sowohl die
Rechtskraft wie auch die Vollstreckbarkeit des Urteils als Voraussetzung für die
Übernahme der Vollstreckung erwähnt.

352 S> stematische Fragen

Jeder Staat wird zur Vollstreckung seiner Strafentscheide in einem ändern
Staat nur Hand'bieten, wenn dabei Eingriffe in seine Strafrechtspflege unterblei-
ben. Aus zahlreichen Gründen ist es indessen in vielen Fällen nicht möglich, eine
Strafsanktion so zu vollziehen, wie sie in dem zu vollstreckenden Entscheid ausge-
fällt worden ist. Die wie der schweizerischen so auch zahlreichen ändern Rechts-
ordnungen bekannte Dreiteilung der strafbaren Handlungen in Verbrechen, Ver-
gehen und Übertretungen und die ihr entsprechende Abstufung der Freiheitsstra-
fen in Zuchthaus, Gefängnis und Haft sind, u. a. in der Bundesrepublik Deutsch-
land, in Österreich und in den skandinavischen Staaten, einer Zweiteilung gewi-
chen oder durch eine Einheitsstrafe ersetzt worden. Die Dauer der freiheitsbe-
schränkenden Sanktionen mittleren Schweregrades variiert in den einzelnen Staa-
ten sehr stark und übersteigt die im schweizerischen Recht festgesetzte längste
Dauer der Gefängnisstrafe oft um ein Mehrfaches. Die Freiheitsstrafen schwer-
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sten Grades können namentlich nach dem Recht der dem romanischen Rechts-
kreis angehörenden Staaten die Dauer von 20 Jahren wesentlich übersteigen.
Darausxcrgeben sich jedoch nach der Revision des StGB vom 18. März 1971 keine
Schwierigkeiten mehr, weil Zuchthaus- und Gefängnisstrafe im Vollzug einander
vollständig angeglichen worden sind, in der gleichen Anstalt vollzogen werden
und die Nebenstrafe der Einstellung in den bürgerlichen Rechten bei Verurteilung
zu Zuchthaus aufgehoben worden ist.

Es ist deshalb insoweit ohne weiteres möglich, sowohl eine das nach schwei-
zerischem Recht festgesetzte Minimum dieser beiden Strafarten nicht erreichende,
wie auch eine das gesetzliche Maximum überschreitende Gefängnisstrafe zu voll-
ziehen. Wenn allerdings die im Ausland beurteilte Tat auch der schweizerischen
Gerichtsbarkeit unterliegt, was unter Umständen auch für Ausländer zutreffen
kann (Art. 5, 202 Ziff. 5, 240 Abs. 3, 245 Ziff. l StGB u. a. m.), dann ist der vom
schweizerischen Recht aufgestellte Strafrahmen zwingend; eine im Ausland ver-
hängte Sanktion darf dann nicht vollstreckt werden, soweit ihre Dauer diesen
Rahmen übersteigt (Art. 91 Abs. 2 des Entwurfs). Dafür bedarf es aber weder
einer «Umwandlung» der Strafe noch einer Änderung des zu vollstreckenden
Urteils, sondern lediglich der Bestimmung der Anstalt, in der die Strafe vollzogen
werden soll, und der Beschränkung des Vollzugs auf die nach schweizerischem
Recht zulässige Dauer. Da beides sich lediglich auf den Vollzug der Strafe bezieht,
wird damit nicht in die Strafrechtsprechung des ersuchenden Staats eingegriffen,
so dass jedenfalls vom völkerrechtlichen Gesichtspunkt aus dagegen nichts einzu-
wenden ist. Dasselbe trifft zu hinsichtlich gewisser, vereinzelt im Recht anderer
Staaten vorgesehener Vollzugsmodalitäten, wie beispielsweise der Verschärfung
der Strafe durch Fastentage oder Anweisung eines harten Lagers usw. Da das
schweizerische Recht derartige Verschärfungen der Strafe nicht kennt, muss es mit
dem Freiheitsentzug als solchem sein Bewenden haben.

Weit schwieriger zu entscheiden ist, ob und allenfalls unter welchen Voraus-
setzungen der Vollzug einer Sanktion zulässig ist, die sich ausserhalb des für den
gegebenen Fall nach dem Recht des ersuchten Staats vorgesehenen Strafrahmens
hält oder überhaupt schwerer ist als die nach der Praxis seiner Gerichte in Be-
tracht fallende Strafe. Diese Frage kann kaum in einer für alle Fäüe gültigen
Weise beantwortet werden; mit ihrer Verneinung wird indessen eine «Anpassung»
der Sanktion an das Recht des ersuchten Staats unumgänglich. Damit gibt letzten
Endes eben doch dessen Rechtsordnung anstelle derjenigen des Tatortstaats den
Massstab für den Unrechtsgehalt der Tat ab. Es wird also nicht mehr Vollstrek-
kung, sondern stellvertretende Strafverfolgung betrieben.

Ob eine «Anpassung» vorzunehmen ist oder nicht, gehört zu den umstritte-
nen Fragen der Vollstreckung. Im europäischen Übereinkommen ist sie zugunsten
der Anpassung entschieden worden. Dagegen sprechen vor allem die bereits er-
wähnten Bedenken gegen eine Strafzumessung im Exequaturverfahren und die
Notwendigkeit einer Prüfung der Tat- und Schuldfrage auch bei verhältnismässig
unbedeutenden Fällen. Aus diesem Grunde lässt auch das europäische Überein-
kommen einen Vorbehalt gegen die Anpassung der Sanktion zu, die im Entwurf
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nur ausnahmsweise und in beschränkter Form vorgesehen ist. Der Entwurf geht
davon aus, dass eine Tat, die die schweizerische Rechtsordnung nicht verletzt hat
und für deren Ahndung die Schweiz keine originäre Gerichtsbarkeit beansprucht,
grundsätzlich nach den Vorschriften geahndet werden soll, unter deren Herrschaft
sie begangen worden ist. Wo aus rechtlichen Gründen eine Strafzumessung nicht
umgangen werden kann, soll die Übernahme der Strafverfolgung an die Stelle der
Vollstreckung treten. Demgemäss ist vorgesehen, dass eine Sanktion, die schwerer
ist als die nach schweizerischem Recht vorgesehene, nicht vollzogen werden darf,
wenn die geahndete Tat auch der schweizerischen Gerichtsbarkeit unterworfen ist
(Art. 91 Abs. 2 des Entwurfs). Das bezieht sich sowohl auf die Art wie auch auf
das Mass der Sanktion. Stimmt die Art der verhängten mit der im schweizerischen
Recht vorgesehenen Strafe überein, so darf also der Teil, der das nach schweizeri-
schem Recht für die konkrete Tat vorgesehene Höchstmass überschreitet, nicht
vollzogen werden. Sieht das schweizerische Recht eine andere Strafar? vor, so darf
die verhängte Strafe vollzogen werden, wenn sie nach Art oder Grad leichter ist
(Busse statt Freiheitsstrafe, Haft statt Gefängnis). Ist die verhängte Strafe schwe-
rer, so ist dem ersuchenden Staat anstelle der Vollstreckung die Übernahme der
Strafverfolgung anzubieten (Art. 102 Abs. 2).

Diese Lösung ist einfach und entspricht dem Grundsatz des europäischen
Übereinkommens (vgl. dort Art. 44 Abs. 2), wonach Vollstreckungsrichter bei der
Anpassung der Sanktion die aufgrund des zu vollstreckenden Entscheids beste-
hende strafrechtliche Lage des Verurteilten nicht verschlechtern darf. Es ergeben
sich indessen daraus gewisse Konsequenzen für die Handhabung der Regel der
beidseitigen Strafbarkeit in den Fällen, in denen die im Ausland beurteilte Tat der
schweizerischen Gerichtsbarkeit nicht unterliegt. Gegenstand des Verfahrens ist
nicht die Ahndung einer Verletzung der schweizerischen Rechtsordnung, sondern
der Vollzug einer nach dem Recht eines ändern Staats wegen einer rechtswidrigen
und schuldhaften Verletzung seiner Rechtsordnung ausgefällten Sanktion. Unter
diesem Aspekt erscheint es als ein Widerspruch in sich selbst, wenn der Vollzug in
dem Staat, dessen Rechtsordnung nicht verletzt ist, wegen Umständen ausge-
schlossen wird, die nach dem Recht des Staats, dessen Rechtsordnung verletzt
worden ist, weder die Rechtswidrigkeit noch die Strafbarkeit der Tat oder die
Schuld des Täters ausschliessen. Dies fällt um so mehr ins Gewicht, als möglicher-
weise die gleichen Umstände im einen Staat die Strafbarkeit ausschliessen, wäh-
rend es im ändern Staat dem Richter überlassen sein kann, von Strafe abzusehen.
Es erscheint deshalb als zweifelhaft, ob die Prüfung der Strafbarkeit nach schwei-
zerischem Recht nach den genau gleichen Massstäben und Kriterien vorzunehmen
sei, wie wenn von einem schweizerischen Gericht wegen derselben Handlung eine
Sanktion zu verhängen wäre. Der Entwurf hat deshalb von besonderen Vorschrif-
ten über die Beurteilung der Strafbarkeit nach schweizerischem Recht bei der
Vollstreckung abgesehen in der Meinung, der Rechtsprechung müsse für die Erar-
beitung von Grundsätzen der erforderliche Spielraum gelassen werden. Eine aus
Gründen des ordre public unübersteigbare Schranke bildet dabei nur die absolute
Verjährung (Art. 4 Bst. c des Entwurfs).
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Bei der Vollstreckung übt der sie übernehmende Staat seine Strafgewalt aus.
Der Vollzug einer Sanktion wegen einer Tat, deren Verfolgung im Zeitpunkt der
Urteilsfällung verjährt war, wäre nach schweizerischem Recht nicht zulässig. Das
europäische Übereinkommen lässt sie aber zu. Immerhin räumt es die Möglichkeit
eines Vorbehalts gegenüber dieser Regelung ein. Mit der Ausfallung eines Urteils
erlischt nach der bundesgerichtlichen Praxis die Verfolgungsverjährung. Damit
besteht die Möglichkeit, dass der Grundsatz des Artikels 4 des Entwurfs nicht zum
Zuge kommt, weil für eine im Ausland nach Ablauf der absoluten Verjährungs-
frist für die Strafverfolgung ausgefällte Sanktion die Vollstreckungsverjährung
nach schweizerischem Recht noch nicht eingetreten ist. Der Entwurf überbindet
deshalb dem Vollstreckungsrichter die Prüfung dieser Frage und bestimmt, dass
die Vollstreckbarerklärung in diesem Falle unzulässig ist (Art. 92 Abs. l Bst. a).

353 Die Verbindlichkeit des fremden Entscheides

Wie das europäische Übereinkommen (Art. 42) erklärt auch der Entwurf die
tatsächlichen Feststellungen, auf denen der zu vollstreckende Entscheid beruht,
als verbindlich. Es bedarf keiner besondern Hervorhebung, dass im Hinblick auf
diese weitgehende Wirkung die Vereinbarkeit des Verfahrens im Urteilsstaat mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen (Art. 2 des Entwurfs) überragende Bedeutung ge-
winnt. Ob dieses Verfahren den Anforderungen einer rechtsstaatlichen Rechts-
pflege entspricht, wird nicht nur nach dem Wortlaut der dafür massgebenden
Vorschriften, sondern auch nach der Art und Weise ihrer Handhabung im ersu-
chenden Staat zu beurteilen sein.

Die Prüfung der Verhältnisse im ersuchenden Staat in dieser Hinsicht ist
Sache der über die Annahme des Ersuchens entscheidenden Behörde. Der über die
Zulässigkeit der Vollstreckung entscheidende Richter hat sich damit nicht zu
befassen, sowenig wie mit der rechtlichen Würdigung der Tat nach dem Recht des
Urteilsstaats.

Nach Artikel 94 des Entwurfs sind nicht nur die im Entscheid ausdrücklich
festgestellten Tatsachen, sondern auch diejenigen, auf denen er beruht, für die
Beurteilung der Tat und - soweit diese in Betracht fällt - der Verfolgbarkeit des
Täters nach schweizerischem Recht verbindlich. Tatsächliche Feststellungen wird
indessen der Entscheid in der Regel nur enthalten, soweit sie für die Beurteilung
nach dem Recht des Urteilsstaats erforderlich sind. Unterschiede in den Tatbe-
standselementen der beiden Rechtsordnungen können daher zur Folge haben,
dass der Entscheid nichts aussagt über Tatsachen, die nur nach dem schweizeri-
schen Recht von Belang sind. Insoweit können natürlich die Feststellungen des zu
vollstreckenden Entscheids nicht verbindlich sein. Dessen Schweigen über solche
Tatsachen ist kein qualifiziertes Schweigen. Es bedeutet nicht, dass die in Frage
stehende Tatsache nicht vorlag. Der Vollstreckungsrichter kann somit darüber
Beweiserhebungen durchführen, ohne sich damit in die Rechtsprechung des Ur-
teilsstaats einzumischen. Der Entwurf ermächtigt ihn dazu ausdrücklich.
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354 Zuständigkeit

Im Gegensatz zu allen ändern Verfahren muss bei der Vollstreckung in jedem
Fall der Richter über die Zulässigkeit ihrer Durchführung entscheiden. Es läge
deshalb nahe, die Annahme des Ersuchens und den Entscheid über die Zulässig-
keit der Vollstreckung im gleichen Verfahren zu vereinigen. Bei keinem ändern
Verfahren hat aber auch der Entscheid über die Zweckmässigkeit der Durchfüh-
rung die gleiche Bedeutung, d.h. insbesondere die Wahl zwischen Übernahme der
Vollstreckung einerseits und stellvertretender Strafverfolgung oder Auslieferung
anderseits. Zudem würde die Prüfung dieser Fragen das Exequaturverfahren zu
sehr komplizieren und mit Problemen administrativer Art belasten, die nicht vom
Richter entschieden werden müssen. Der Entwurf erklärt deshalb auch hier die
Polizeiabteilung für den Entscheid über die Annahme des Ersuchens als zuständig.
Sie hat dabei vor allem auch zu prüfen, ob die Bedeutung der Tat die Übernahme
der Vollstreckung rechtfertigt oder ob ihr wichtige Gründe entgegenstehen
(Art. 102 Abs. l a. E.). Sie hat zwar auch zu prüfen, ob die Handlung im Falle
ihrer Begehung in der Schweiz mit Strafe bedroht ist (Art. 91 Abs. l Bst. è), trifft
aber darüber im Falle der Annahme des Ersuchens keinen für den Richter ver-
bindlichen Entscheid. Gegenstand dieser Prüfung durch die Verwaltung ist ledig-
lich die Frage, ob es nicht offensichtlich an der Strafbarkeit der Handlung nach
schweizerischem Recht fehlt und damit die Anhandnahme des Verfahrens zweck-
los wäre. Diese Regelung der Kompetenzen ist die logische Folge aus der dem
Richter obliegenden Pflicht, die Voraussetzungen der Vollstreckung von Amtes
wegen zu prüfen (Art. 104 Abs. 1), wenn eine Überschneidung der Kompetenzen
vermieden werden will.

Hat einmal der Richter die Vollstreckung angeordnet, so sind für alles Wei-
tere die nach dem Strafgesetzbuch vorgesehenen Behörden zuständig. Als Aus-
nahme von dieser Regel ist allerdings zu beachten, dass die Polizeiabteilung - auch
in Fällen, in denen die schweizerische Gerichtsbarkeit gegeben ist - die Einstellung
des Vollzugs anzuordnen hat, wenn ihr vom ersuchenden Staat mitgeteilt oder
bestätigt worden ist, dass dort die Vollstreckbarkeit des Entscheids erloschen oder
aufgehoben worden ist (Art. 105 Abs. 2).

36 Schlussbestimmungen

Nach dem Bundesrechtspflegegesetz (Art, 100 Bst./) ist die Verwaltungsge-
richtsbeschwerde ausgeschlossen gegen «Verfügungen auf dem Gebiet der Straf-
verfolgung und der Auslieferung». Aus der im. Entwurf vorgesehenen Zulassung
der verwaltungsgerichtlichen Beschwerde (Art. 21) ergab sich somit ein Wider-
spruch zur geltenden Regelung.,der beseitigt werden muss. Artikel 107 Absatz 2
schlägt dafür die Weglassung der Worte «und der Auslieferung» vor, wobei der
übrige Wortlaut der Bestimmung beibehalten würde. Diesem Vorschlag könnte
allerdings entgegengehalten werden, zum «Gebiet der Strafverfolgung» gehöre
auch die Rechtshilfe in Strafsachen. Dem lässt sich indessen mit einer diesem
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Ausdruck beizufügenden Fussnote abhelfen, die auf die als lex posterior vorge-
hende Regelung der Artikel 21 und 22 des Entwurfs verweist.

Mit der Aufhebung des geltenden Auslieferungsgesetzes fällt auch die bishe-
rige Zuständigkeitsordnung im Rechtsmittelverfahren dahin. Die Durchführung
der Neuordnung für bereits hängige Auslieferungsfälle wäre aber kompliziert und
würde oft in letzter Minute die Wiederaufnahme des Verfahrens von Anbeginn an
erfordern. Der Entwurf sieht deshalb die Weiterführung hängiger Verfahren nach
den alten Vorschriften vor (Art. 108 Abs. 1).

Einer unterschiedlichen Regelung bedarf die Frage, ob die Anwendung des
Gesetzes auf Taten zulässig ist, die vor seinem Inkrafttreten begangen worden
sind. Für die Auslieferung und die andere Rechtshilfe (im Sinne des Entwurfs) ist
diese Frage stets bejaht worden. Sie muss aber verneint werden für Formen der
Zusammenarbeit, bei denen die schweizerische Strafgewalt ausgeübt wird. Der
Entwurf lässt deshalb die Übernahme der Strafverfolgung und der Vollstreckung
von Strafentscheiden nur zu, wenn die Tat nach dem Inkrafttreten des Gesetzes
begangen worden ist (Art. 108 Abs. 2).

37 Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfs

371 Die allgemeinen Bestimmungen
Artikel l

Die Beeinträchtigung der Hoheitsrechte und anderer wesentlicher Interessen
des Staats ist nicht - wie z. B. im Europäischen Rechtshilfeübereinkommen (vgl.
dort Art. 2 Bst. V) - als Grund für die Ablehnung eines Ersuchens formuliert,
sondern sie ist eine allgemeine Beschränkung der zwischenstaatlichen Zusammen-
arbeit, weil eine solche Beeinträchtigung sich auch aus einem schweizerischen
Ersuchen ergeben kann (Abs. 2). Die Erwähnung der «öffentlichen Ordnung» in
diesem Zusammenhang wurde im Vernehmlassungsverfahren verlangt. Die
Zweckmässigkeit dieser Ergänzung erscheint allerdings angesichts der Unbe-
stimmbarkeit eines aus dem Internationalen Privatrecht stammenden Begriffs (vgl.
BGE 64 II 97, E. 5), insbesondere für das öffentliche Recht als zweifelhaft. Dem
Antrag wurde nicht entsprochen, weil die Berücksichtigung der «anderen wesent-
lichen Interessen» der Schweiz genügend Spielraum lässt.

Artikel 2-4

Als neuer Ausschlussgrund ist die Unvereinbarkeit des Verfahrens mit den
Anforderungen der Menschenrechtskonvention an den Anfang gestellt (Bst. a),
zusammen mit der politischen oder weltanschaulichen Motivation des Verfahrens
(Bst. b und c). Mit «Verfahren» meint Artikel 2 nicht nur die rechtliche Ordnung,
nach der im Ausland verfahren wird, sondern auch deren Durchführung in der
Praxis. Die Buchstaben b und c sind dem Europäischen Auslieferungsübereinkom-
men nachgebildet (vgl. dessen Art. 3 Ziff. 2). Es erscheint als selbstverständlich,
dass diese Beschränkungen nicht allein für die Auslieferung, sondern 'für alle
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Arten von Zusammenarbeit in Strafsachen von Bedeutung sind. Artikel 3 schliesst
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht Verfahren wegen Handlungen mit
politischem, militärischem, fiskalischem oder währungs-, handels- oder wirtschafts-
politischem Charakter aus. Darunter fallen aber nicht Verfahren wegen Wider-
handlungen gegen Massnahmen zum Schütze der Wirtschaft vor unlauterer Kon-
kurrenz. Neu ist, dass neben der Verletzung der Pflicht zu militärischen Dienstlei-
stungen auch diejenige ähnlicher Dienstleistungspflichten genannt wird sowie die
gegen die Landesverteidigung oder die Wehrkraft des Landes gerichteten Hand-
lungen. Diese Erweiterung entspricht dem Sinn des Ausschlusses der Verfahren
wegen Handlungen militärischen Charakters. Mit «ähnlichen Dienstleistungs-
pflichten» sind z.B. die Zivilschutzdienstpflicht und andere als Ersatz der Militär-
dienstpflicht und zum Schutz der Unabhängigkeit des Staats aufgestellten Dienst-
pflichten gemeint. Artikel 4 erweitert für den Anwendungsbereich des Entwurfs
die Anerkennung des Grundsatzes «ne bis in idem» und bedarf keiner weiteren
Erläuterung.

Artikel 7

Artikel 7 erklärt, in welchem Sinn das Gesetz die Ausdrücke «Verfolgter»
und «Sanktion» verwendet, und präzisiert ferner, unter welchen Umständen der
Geheimnisschutz zu den «wesentlichen Interessen der Schweiz» im Sinne von
Artikel l Absatz 2 zählen kann. Absatz 3 entspricht Absatz l des Artikels 20 des
Bundesgesetzes zum Vertrag mit den Vereinigten Staaten von Amerika über ge-
genseitige Rechtshilfe in Strafsachen.

Artikels

Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz l (Verjährungsunterbruch
und Einhaltung der Frist für die Stellung eines Strafantrags nach dem Recht des
ersuchenden Staats) kann durch Einholung einer Rechtsauskunft beim ersuchen-
den Staat überprüft werden. Die Regelung belastet somit die schweizerischen
Behörden nicht mit komplizierten Fragen des fremden Rechts.

Artikel 10

Der Ausdruck «Untersuchungshaft» ist hier im Sinne der Begriffsbestim-
mung in Artikel 110 Ziffer 7 des Strafgesetzbuches verwendet. Er umfasst also
auch die Sicherheitshaft.

Artikel 12 und 13

Die Durchführung des Auslieferungsverfahrens bleibt wie bisher Sache der
Bundes Verwaltung. Für die Durchführung der ändern Verfahren der Zusammen-
arbeit stehen dem Bunde nur in einzelnen Fällen geeignete Organe zur Verfügung.
Sie wird deshalb, wie auch aus Gründen der Zweckmässigkeit, den Kantonen
übertragen, soweit keine Bundesbehörde zuständig ist. Die beiden Artikel lehnen
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sich weitgehend an Artikel 3 des Bundesgesetzes zum Rechtshilfevertrag mit den
USA an.

Artikel 14

Der Entscheid über Fragen, die vorwiegend politischen Einschlag haben oder
für die einheitliche Handhabung des Gesetzes von Bedeutung sind, muss den
Bundesbehörden vorbehalten bleiben. Ein wesentlicher Teil des Rechtshilfever-
kehrs spielt sich indessen im unmittelbaren Verkehr zwischen den zuständigen in-
und ausländischen Strafverfolgungsbehörden ab. Solche Fragen können sich des-
halb auch im kantonalen Verfahren stellen. In den meisten Fällen handelt es sich
auch nicht um sogenannte justiziable Fragen (vgl. dazu die Ausführungen zu
Art. 22).

Artikel!?

Das Strafverfahren wird in der Schweiz weitgehend vom Legalitätsprinzip
beherrscht. Es bedarf deshalb einer gesetzlichen Ermächtigung für den Verzicht
auf Einleitung oder Durchführung eines Strafverfahrens oder auf den Vollzug
einer in der Schweiz verhängten Sanktion, die einem ändern Staat übertragen
werden. Über diesen Verzicht kann jedoch definitiv erst entschieden werden, wenn
der Ausgang des Verfahrens im Ausland bekannt ist. Der vorläufige wie der
endgültige Entscheid obliegt den zuständigen Behörden (des Bundes oder des
Kantons).

Artikel 18

Absatz 2 entspricht Artikel 16 Absatz 2 des Bundesgesetzes zum Rechtshilfe-
vertrag mit den Vereinigten Staaten von Amerika.

Artikel 20

. Die Regelung der Einsprache entspricht im wesentlichen wiederum der Ord-
nung im Bundesgesetz zum Rechtshilfevertrag mit den Vereinigten Staaten von
Amerika.

Artikel 21

Die geltende Ordnung der Verwaltungsgerichtsbeschwerde bedarf gewisser
Anpassungen an die Besonderheiten der Materien des Entwurfs. Die erfoderlichen
Ergänzungen und Änderungen sind in der im Bundesrechtspflegegesetz beachteten
Reihenfolge geordnet (vgl. dazu Ziff. 315).

Artikels 22

Nach Artikel 14 Absatz 2 hat die Polizeiabteilung u. a. über den Ausschluss
der Zusammenarbeit aus Gründen des Verfahrens im Ausland zu entscheiden. Es
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handelt sich um die Vereinbarkeit dieses Verfahrens mit den Grundsätzen des
Europäischen Übereinkommens zum Schütze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten, um seinen diskriminierenden Charakter (Art. 2 Bst. b} und um die deswe-
gen zu befürchtende Erschwerung der Lage des Verfolgten (Art. 2 Bst. c). Beim
Entscheid über diese Fragen sind oft weitgehend politische Erwägungen mitbe-
stimmend. Die Überprüfung dieser Verwaltungsentscheide in einem von der Ver-
waltung unabhängigen Rechtsmittelverfahren drängt sich deshalb auf. Sie ist auch
vorgesehen für die Ablehnung eines Ersuchens wegen der (geringen) Bedeutung
der Tat (Art. 14 Abs. 2 Bst. è), weil namentlich die Ausführung eines Ersuchens
entgegen einem Antrag auf Ablehnung der richterlichen Überprüfung bedarf. Bei
allen anderen Entscheiden nach Artikel 14 stehen Landesinteressen oder Ermes-
sensfragen im Vordergrund; sie unterliegen deshalb der Verwaltungsbeschwerde.

372 Neuerungen im Auslieferungsrecht

Der zweite Teil des Entwurfs über die Auslieferung regelt folgende Punkte
abweichend vom bisherigen Recht : die Behandlung von Personen unter 20 Jahren
(Art. 29), die Kriterien der Auslieferungsfahigkeit der strafbaren Handlung
(Art. 31), die akzessorische Auslieferung (Art. 32), die Ablehnungsgründe
(Art. 33) und den Umfang der zulässigen Ausdehnung der Auslieferung (Art. 35).
Die neue Regelung steht in Übereinstimmung mit dem Europäischen Ausliefe-
rungsübereinkommen und wurde anlasslich des Beitritts der Schweiz einlässlich
behandelt und von den eidgenössischen Räten genehmigt. Dass die Zuständigkeit
eines Ausnahmegerichts nicht als Ablehnungsgrund erwähnt wird, bedeutet keine
rechtliche Änderung, weil dieser Fall von Artikel 2 Buchstabe a erfasst wird. Zu-
dem ist die Unzulässigkeit der Beurteilung des Ausgelieferten durch ein solches
Gericht neu als Bedingung der Auslieferung in die Regelung der Spezialität aufge-
nommen worden (Art. 34 Abs. l Bst. c), an der im übrigen nichts geändert worden
ist.

Artikel 34

Beschränkung der persönlichen Freiheit im Sinne dieser Bestimmung ist nur
die aktive Behinderung der Bewegungsfreiheit, nicht aber z. B. die Verweigerung
der Aushändigung eines Reiseausweises.

Sichernde Massnahmen werden nach schweizerischem Recht wegen eines
beim Verfolgten festgestellten besonderen Zustandes verhängt (Art. 42 ff. StGB).
Artikel 34 hindert deshalb den Vollzug von Massnahmen nicht, wenn der Ausge-
lieferte auch wegen nicht auslieferungsfähiger Taten verurteilt worden ist.

Artikel 48

Neu vorgesehen ist, dass ein eindeutiger Alibibeweis zur Ablehnung der
Auslieferung führt, womit eine stossende Lücke der bisherigen Regelung geschlos-
sen wird.

Bundesblatt 128.Jahrg Bd ü
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Artikel 50

Das geltende Auslieferungsgesetz sieht in Artikel 29 vor, dass die Kantone im
Falle der Einwilligung des Verfolgten die Auslieferung nach Eingang des Haftbe-
fehls ohne weiteres anordnen und vollziehen können. In der Praxis hat sich das
nicht als praktikabel erwiesen, weil die Voraussetzungen nicht näher geordnet
waren und gewisse kantonale Behörden mit zahlreichen Problemen der Ausliefe-
rung zu wenig vertraut sind. Artikel 50 des Entwurfs erklärt nun die Polizeiabtei-
lung für dieses abgekürzte Verfahren als zuständig. Dieses beschleunigte Verfah-
ren entspricht einem Bedürfnis der Praxis, weil nicht selten die Verfolgten schon
bei der ersten Einvernahme die unverzügliche Übergabe an den ersuchenden Staat
ausdrücklich verlangen. Wenn dabei vorausgesetzt wird, dass der Verfolgte aus-
drücklich «auf die Durchführung des Auslieferungsverfahrens verzichtet», so be-
deutet dies nicht, dass die Polizeiabteilung die Voraussetzungen der Auslieferung
nicht zu prüfen hätte. Es kann aber auf weitere Einvernahmen und andere for-
melle Erfordernisse des ordentlichen Verfahrens verzichtet und dieses damit
wesentlich ver kürzt werden. Die Wirkungen der Spezialität der sogenannten form-
losen Übergabe sind die gleichen wie beim ordentlichen Verfahren.

Artikel 52

Im besonderen Interesse der Verfahrensbeschleunigung wird der Entscheid
der Polizeiabteilung vollstreckbar, ohne dass der Ablauf der Beschwerdefrist abge-
wartet werden muss, wenn der Verfolgte selbst den sofortigen Vollzug verlangt
oder nicht innert zwei Tagen nach der Eröffnung des Entscheids erklärt, er beab-
sichtige Beschwerde zu erheben.

Neu sind auch die Vorschriften über die Rückgabe herausgegebener Beweis-
gegenstände (Art. 55), die dem in der Schweiz wohnhaften Geschädigten die Wah-
rung seiner Rechte erleichtern und vereinfachen, sowie die Vorschriften über den
Verzicht auf die Geltendmachung fiskalischer Pfandrechte (Art. 56) an Gegenstän-
den, die unter Verzicht auf ihre Rückgabe herausgegeben werden.

373 Die Regelung der anderen Rechtshilfe

Die Grundsätze des dritten Teils entsprechen im wesentlichen denen des
Europäischen Rechtshilfeübereinkommens. Einzelne Ergänzungen sind den mit
der Bundesrepublik Deutschland und Österreich abgeschlossenen Zusatzverträgen
entnommen.

Artikel 59

Ein Bedürnis nach Rechtshilfe besteht auch für Verfahren, die mit einem
Strafverfahren in enger Beziehung stehen oder Folge einer strafrechtlichen Verur-
teilung sind (Abs. 3 Bst. fr-rfund Abs. 4). Diese Verfahren sind keine Strafsachen,
müssen aber den Regeln der Rechtshilfe in Strafsachen unterstehen. Der sachliche
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Geltungsbereich nach Artikel 59 entspricht der Regelung, die m den Zusatzverträ-
gen mit der Bundesrepublik Deutschland (BB1 1970 II 260) und mit Österreich
(AS 1974 2004) zum Europäischen Rechtshilfeübereinkommen vereinbart worden
ist.

Artikel 60

Unter diese Bestimmung fallen nicht nur Massnahmen, bei denen sich der
prozessuale Zwang gegen Personen richtet (Vorführung von Zeugen, Erzwingung
der Aussage, Durchsuchung), sondern auch die Beschaffung oder Sicherung von
Beweismaterial (Beschlagnahme von Tatwerkzeugen, Durchsuchung von Räu-
men, Fahrzeugen, Grundstücken u. a. m.).

Artikel 62

Ein Recht auf Anwesenheit von Prozessbeteiligten bei der Ausführung
von Ersuchen wird nur eingeräumt, wenn es im ersuchenden Staat besteht (Art. 12
Abs. 2 des Rechtshilfevertrages mit den USA). Die Berücksichtigung des Rechts bei-
der beteiligten Staaten für die Bekräftigung von Aussagen in feierlicher Form und
die Zeugnisverweigerung entspricht der seit vielen Jahren eingelebten Praxis.

Artikel 63

Das Verbot der doppelten Verfolgung muss auch dei der ändern Rechtshilfe
berücksichtigt werden, soweit sie sonst unter den gegebenen Umständen auf die
Förderung eines Abwesenheitsverfahrens hinauslaufen würde (Abs. 1). Absatz 2
behandelt das Problem der Gesetzeskonkurrenz im Zusammenhang mit der
Rechtshilfe. Dieses bildet im Grunde genommen einen Spezialfall der Spezialität,
der eine besondere Regelung erfordert, soweit unechte Gesetzeskonkurrenz vor-
liegt.

Artikel 65 und 66

Der innerstaatlichen Regelung in Strafsachen entsprechend hat die Verweige-
rung der Annahme einer zugestellten Urkunde im Gegensatz zu dem, was in
Zivilsachen gilt, nicht die Wirkung, die Gültigkeit der Zustellung zu verhindern
(Art. 66 Abs. 3). Die Zustellung einer Vorladung verpflichtet aber auch nicht, ihr
Folge zu leisten (Abs. 1).

Anikel 67

Die Zuführung von Personen, ins Ausland, die sich in der Schweiz in Haft
befinden, kann von der Schweiz oder von einem ändern Staat verlangt werden.
Zweck der Zuführung des Häftlings kann die Ablegung eines Zeugnisses oder die
Konfrontation mit Mitbeschuldigten, seine ärztliche Begutachtung oder Heilbe-
handlung sein, in selteneren Fällen auch die Beibringung versteckter Beute. Im
Gegensatz zu Artikel 11 Ziffer l Buchstabe a des Europäischen Rechtshilfeüber-
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einkommens setzt die Zuführung nicht in jedem Fall die Zustimmung des Betrof-
fenen voraus. Der Verzicht auf die Zustimmung erscheint als gerechtfertigt, wenn
die Ausführung eines schweizerischen Rechtshilfeersuchens die Zuführung des
Häftlings erfordert.

Artikel 68

Die Bestimmung des Absatzes 2 über die Durchbeförderung durch den
schweizerischen Luftraum ohne Zwischenlandung in der Schweiz stimmt im Er-
gebnis mit Artikel 21 Ziffer 4 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
überein. Absatz 3 löst die bisher unklare Frage, ob die Durchlieferung unterbro-
chen werden darf, um in der Schweiz Massnahmen der Strafverfolgung oder des
Vollzugs durchzuführen. Grundsätzlich stehen solche Massnahmen im Wider-
spruch zur Spezialität einer Auslieferung. Diese bindet aber den durchliefernden
Staat rechtlich nicht. Die Praxis der europäischen Staaten in diesem Punkte ist
unterschiedlich. Mit dem Erfordernis der Zustimmung der Polizeiabteilung zur
Unterbrechung soll die Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles ermög-
licht werden.

Artikel 72

Rechtshilfeersuchen können nicht nur von Strafverfolgungsbehörden und
Gerichten gestellt werden, sondern auch von den für die ändern nach Artikel 59
Absatz 3 Buchstaben b~d in die Rechtshilfe einbezogenen Verfahren zuständigen
Behörden, insbesondere z. B. Strafvollzugs- und Vormundschaftsbehörden oder
Strassenverkehrsämter. Absatz 2 trägt den Eigenheiten verschiedener Rechtsord-
nungen Rechnung, nach denen zum Teil in erheblichem Umfang Zustellungen
oder Beweisaufnahme oder beides Sache der Parteien oder ihrer Rechtsbeistände
sind.

Artikel 73

Gewisse Staaten verlangen als Unterlage für die als Rechtshilfe durchzufüh-
rende Beschlagnahme von Gegenständen oder die Durchsuchung von Personen
oder Räumen die Übermittlung von Beschlagnahme- oder Durchsuchungsbefeh-
len der ersuchenden Behörde. Nach der Praxis des Bundesgerichts können diese
Massnahmen von einer schweizerischen Behörde nicht angeordnet werden, wenn
sich die davon betroffenen Personen oder Gegenstände nicht in der Schweiz
befinden. Buchstabe'c berücksichtigt die bundesgerichtliche Rechtsprechung, weil
die Vorschrift auch für schweizerische Ersuchen gilt.

Artikel 74

Nach der seit Jahrzehnten eingelebten Praxis der europäischen Staaten wer-
den Rechtshilfeersuchen an die zur Ausführung zuständige Stelle adressiert, auch
wenn sie zunächst einer zentralen Vermittlungsstelle im ersuchten Staat zugeleitet
werden müssen. Um nicht den Eindruck zu erwecken, diese Praxis solle mit
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Artikel 23 Absatz 2 geändert werden, sieht Absatz l eine Abweichung von dieser
Vorschrift vor.

Absatz 2 bestimmt als Anlaufstelle für Ersuchen um Erteilung von Strafregi-
sterauszügen das Schweizerische Zentralpolizeibüro. Nur der unmittelbare Ver-
kehr der zentralen Landesstrafregisterbehörden vermag dem hier besonders star-
ken Bedürfnis nach raschester Information der Strafverfolgungsbehörden zu genü-
gen.

Artikel 75 und 76

Nach Artikel 75 hat grundsätzlich die Polizeiabteilung die Erfüllung der
formellen Erfordernisse abschliessend zu prüfen, während sie hinsichtlich der
Zulässigkeit der Rechtshilfe nur prüft, ob die Ausführung des Ersuchens nicht
offensichtlich unzulässig ist (Abs. 1). Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit der
kantonalen Behörden für diese Fragen im unmittelbaren Rechtshilfeverkehr
(Art. 76 Abs. 2). Die Polizeiabteilung hat ferner zu bestimmen, ob und allenfalls
an welche Auflagen die Rechtshilfe zu knüpfen ist, und sie entscheidet abschlies-
send über Durchlieferungsersuchen (Art. 75 Abs. 2 und 3) sowie über die nicht im
Rahmen eines Strafverfahrens zu leistende Rechtshilfe wie beispielsweise die Her-
ausgabe von Gegenständen nach Abschluss des Strafverfahrens und zum Zwecke
der Rückerstattung an den Geschädigten (Abs. 4).

Artikel 77

Die Leitung der Ausführung von Ersuchen, die Erhebungen in mehreren
Kantonen erfordern, soll zur Vereinfachung des Verfahrens einem Kanton über-
tragen werden können. Bisher musste in solchen Fällen die Nachlieferung weiterer
Ausfertigungen des Ersuchens und gelegentlich sogar zusätzlicher Übersetzungen
verlangt werden.

Artikel 78

Zur Stellung von Rechtshilfeersuchen, die nicht im Auftrag einer Justizbe-
hörde erfolgen, und zur Ausführung solcher Ersuchen des Auslands erklärt Arti-
kel 78 die obersten Polizeistellen des Bundes und der Kantone als zuständig.
Dabei besteht die Meinung, dass es Sache des kantonalen Rechts ist, die fragliche
Kompetenz allenfalls auch den obersten, mit selbständigen kriminalpolizeilichen
Aufgaben betrauten Polizeistellen der Städte zu erteilen.

Artikel 79

Vorschriften über die Geheimniswahrung während der Ausführung eines
Ersuchens sind ihrer Art nach eigentlich Ausführungsbestimmungen. Ihre Auf-
nahme im Gesetz selbst rechtfertigt sich aber im Hinblick auf die grosse Bedeu-
tung, die gerade diesem Problem in der Rechtshilfe zukommt.
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374 Strafverfolgung und Vollstreckung

Artikel 89

Diese Vorschrift schliesst nur aus, tatsächlich vorgenommene Untersu-
chungshandlungen als nichtig anzusehen, weil sie nicht von einer schweizerischen
Behörde vorgenommen worden sind. Sie besagt aber nichts über die rechtlichen
Wirkungen, die nach schweizerischem Recht zu beurteilen sind.

Artikel 91

Mit dem Entscheid über die Annahme des Ersuchens verfügt die Polizeiabtei-
lung nicht darüber, ob im Einzelfall die Vollstreckung der im Ausland verhängten
Sanktionsart oder -dauer zulässig sei. Sie hat aber, wenn diese offensichtlich
unzulässig wäre, abzuklären, inwieweit sich der ersuchende Staat mit dem Vollzug
einer ändern Sanktionsart oder der Verkürzung des Strafvollzugs auf die zulässige
Höchstdauer einverstanden erklären kann oder ob er an Stelle der Vollstreckung
die Übernahme der Strafverfolgung beantragen will.

Die selbständige Vollstreckung von Bussen und Kostenentscheiden ist in Ab-
weichung vom allgemeinen Grundsatz des Artikels 6 Absatz l Satz l an die Vor-
aussetzung der Gegenseitigkeit gebunden.

Artikel 96

Das Verbot der doppelten Verfolgung, wenn die Schweiz die Vollstreckung
übernommen hat, schliesst automatisch die doppelte Bestrafung aus.

Artikel 97

Die Erfahrung hat gezeigt, dass gelegentlich im Ausland auch das Bedürfnis
besteht, langzeitige Strafen und Massnahmen in einer schweizerischen Anstalt
vollziehen zu können. Für solche Fälle besteht an sich in der Schweiz keine
Rechtsgrundlage für die Beschränkung der persönlichen Freiheit des Verurteilten.
Dieser soll aber durch den Vollzug in einer schweizerischen Anstalt nicht dem
rechtlichen Zugriff der schweizerischen Behörden ausgesetzt sein unter Vorbehalt
des aus dem Anstaltsaufenthalt entstehenden besonderen Gewaltverhältnisses.
Der ganze Freiheitsentzug untersteht dabei dem Recht und der Zuständigkeit des
Urteilsstaats. Es versteht sich deshalb von selbst, dass diese Form der Zusammen-
arbeit für den Strafvollzug an Schweizerbürgern nicht in Frage kommen kann.

Artikel 99

Die Zuführung eines in der Schweiz Verurteilten ans Ausland zum Zwecke
der Vollstreckung bedarf u. a. seiner Zustimmung. Sie setzt voraus, dass der
ersuchte Staat die dafür unerlässliche Beschränkung in der Ausübung seiner Straf-
gewalt anerkennt (Spezialitätswirkung), ohne die eine solche Zuführung die Wir-
kungen einer bedingungslosen kurzhändigen Auslieferung haben müsste. Nötigen-
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falls muss auch die Verwirklichung des Grundsatzes ne bis in idem in dem von der
Schweiz anerkannten Umfang zur Bedingung gemacht werden.

Artikel 100

Schweizerische Vollstreckungsmassnahmen während der Hängigkeit des Ver-
fahrens im ersuchten Staat müssen ausgeschlossen sein. Diese Bestimmung hat vor
allem Bedeutung im Falle der Unterbrechung des Strafvollzugs oder der bedingten
Entlassung. Absatz 3 verweist für Verjährung und Spezialität auf die Regelung bei
der Übertragung der Strafverfolgung (Art. 86).

Artikel 104

Im Gegensatz zu den Verfügungen, die dem in Artikel 19 vorgesehenen
Rechtsmittel unterliegen, liegt das Schwergewicht hier bei den strafrechtlichen
Fragen. Es erscheint deshalb als zweckmässig, hier nicht auf Artikel 19 zu verwei-
sen.

Artikel 105

Der Vollzug ist hinsichtlich seiner Formen vollständig dem schweizerischen
Recht unterstellt. Die schweizerischen Behörden und das schweizerische Recht
beherrschen somit insbesondere die bedingte Entlassung und deren Widerruf.
Dagegen entspricht es dem Gedanken der stellvertretenden Urteilsvollstreckung,
dass bei Aufhebung oder Erlöschen der Vollstreckbarkeit im ersuchenden Staat,
z. B. infolge Begnadigung oder Amnestie, der Vollzug in der Schweiz eingestellt
werden muss.

Die in Absatz 3 vorgesehene Sonderregelung für die ausschliessliche Eintrei-
bung der Kosten eines fremden Strafverfahrens, wonach die eingezogenen Beträge
bei Gewährleistung des Gegenrechts dem ersuchenden Staat überwiesen werden,
rechtfertigt sich durch die Einfachheit nicht nur der Vollstreckbarerklärung, son-
dern auch der Eintreibung, deren Kosten allerdings in Abzug gebracht werden.
Insoweit wird für diesen Fall auch eine Ausnahme vom Grundsatz der Nichter-
stattung der Kosten des Verfahrens im Ausland gemacht (Art. 90 Abs. l a. E.).

Artikel 106

Es muss klargestellt werden, dass auch die Vollstreckbarerklärung und alle
sonstigen mit dem eigentlichen Strafvollzug zusammenhängenden Massnahmen
zur Ausführung des Ersuchens im Sinne des Artikels 27 gehören und somit dem
ersuchenden Staat nicht in Rechnung gestellt werden.

4 Finanzielle und personelle Auswirkungen

Wie schon die Durchführung des Rechtshilfevertrages mit den Vereinigten
Staaten von Amerika wird auch die Einführung neuer Formen der internationalen



Zusammenarbeit m Strafsachen die Arbeit der zuständigen Bundesstellen vermeh-
ren und mit schwierigen Rechtsfragen belasten. Die dafür vorgesehene Personal-
vermehrung (vgl. BB11974II 580 ff. Ziff. 6 und 631 ff. Ziff. 4) genügt nicht für die
Bewältigung der zusätzlichen Mehrarbeit. Deren Ausmass ist allerdings zum Teil
davon abängig, wie rasch insbesondere im Verkehr mit den Nachbarstaaten die
neuen Formen der Zusammenarbeit in die Praxis Eingang finden ; es ist deshalb
schwer abzuschätzen. Unter Berücksichtigung aller Umstände dürfte jedoch zu-
nächst mit der Einstellung zweier weiterer qualifizierter Juristen und einer Schreib-
kraft auszukommen sein. Dafür muss ein jährlicher Mehraufwand von rund
220 000 Franken in Rechnung gestellt werden. Die Auswirkungen auf die Kantone
sind noch schwerer abzuschätzen und werden voraussichtlich nur für den Kanton
Zürich, vielleicht auch für Basel und Genf eine gewisse Mehrbelastung bringen.
Diese dürfte sowohl arbeits- wie kostenmässig, insbesondere während der ersten
Zeit, vor allem aus vermehrten Rechtsmittelverfahren entstehen.

5 Verfassungsmässigkeit

Die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung der auswärtigen Angelegenhei-
ten ist unbestritten. Artikel 85 der Bundesverfassung nennt unter den Gegenständen,
welche in den Geschäftsbereich beider Räte fallen, auch solche, die die auswärti-
gen Angelegenheiten betreffen, so z. B. in den Ziffern 5, 6 und 8. Die Internatio-
nale Zusammenarbeit in Strafsachen ist ein Teil dieser Angelegenheiten. Soweit sie
einer gesetzlichen Regelung bedürfen und zugänglich sind, muss der Bund auch
zur Gesetzgebung ermächtigt sein. Das gilt insbesondere hinsichtlich der Vor-
schriften über das Verfahren, soweit es nicht in der Durchführung eines Strafver-
fahrens in der Schweiz besteht (vgl. Teil vier des Entwurfs). Die Verfahrensvor-
schriften regeln nur die Tätigkeit der schweizerischen Behörden auf dem Gebiet
des internationalen Verwaltungsrechts. Sie greifen somit nicht in die den Kanto-
nen vorbehaltene Gesetzgebung über das Strafprozessrecht ein (Art. 64bis BV). Sie
stützen sich auf Artikel 103 der Bundesverfassung, der den Bund zur Organisation
seiner Behörden und zur Regelung ihres Verfahrens ermächtigt. Die Vorschriften
über die Anpassung der verwaltungsgerichtlichen Beschwerde beruhen auf Artikel
114bis BV.

6 Vorbehalte zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

61 Vorbehalt zu Artikel 2 Ziffer l

Nach dem europäischen Übereinkommen wird die Auslieferung bewilligt
wegen Handlungen, die (nach dem Recht beider Staaten) mit Freiheitsentziehung
im Höchstmass von mindestens einem Jahr oder mit einer schwereren Strafe
bedroht sind. Die Schweiz hat sich das Recht vorbehalten, die Auslieferung in
jenen Fällen abzulehnen, in denen diese Handlungen nicht die Merkmale einer in
der beim Generalsekretariat des Europarates hinterlegten Liste umschriebenen
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Tat umfassen (vgl. Beilage zum Bundesbeschluss vom 27. Sept. 1966 [AS 1967
811]). Diese Liste stimmt mit dem in Artikel 3 des Auslieferungsgesetzes von 1892
enthaltenen Katalog überein, der durch die nach Artikel 154 des Bundesgesetzes
vom 23. September 1953(SR 747.30) über die Seeschiffahrt unter der Schweizer-
flagge als Auslieferungsdelikte erklärten Tatbestände ergänzt war.

Dieser' Vorbehalt wird mit der neuen dem Übereinkommen entsprechenden
Umschreibung der Auslieferungsdelikte (Art. 31 Abs. l des Entwurfs) hinfällig. Er
muss zurückgezogen werden. Damit wird die dem Bundesbeschluss als Anhang
beigefügte Liste der strafbaren Handlungen, für die nach schweizerischem Recht
die Auslieferung zulässig ist, gegenstandslos.

62 Vorbehalt zu Artikel 6

Nach dem europäischen Übereinkommen ist jede Vertragspartei berechtigt,
die Auslieferung ihrer Staatsangehörigen abzulehnen (Art. 6 Ziff. l Bst. a). Die
Schweiz hat erklärt, dass das schweizerische Recht die Auslieferung von Schweizer
Bürgern nicht zulasse (vgl. Bundesbeschluss vom 27. Sept. 1966, Art. 2) und sich
damit vorbehalte. Schweizerbürger nicht auszuliefern.

Nach der neuen Regelung soll die Auslieferung eines Schweizerbürgers
zulässig sein, wenn er ihr zustimmt (vgl. oben Ziff. 321). Der erste Satz der
Erklärung zu Artikel 6 des Übereinkommens muss deshalb in diesem Sinne der
neuen Rechtslage angepasst werden.

Diese Erklärung bedarf sodann in dem Teil, der die Voraussetzungen einer
Übernahme der Strafverfolgung durch die Schweiz erläutert, einer Ergänzung. Ein
Hinweis auf die nach dem vierten Teil des Entwurfs zum IRSG neu vorgesehene
stellvertretende Strafverfolgung muss beigefügt werden.

63 Vorbehalt zu den Artikeln 7 und 8

Artikel 12 des geltenden Auslieferungsgesetzes untersagt die Auslieferung
wegen Handlungen, die auf dem Gebiete der Schweiz oder an einem diesem
gleichgestellten Ort begangen worden sind. Das europäische Übereinkommen
stellt den Vertragsstaaten die Auslieferung wegen einer auf ihrem Gebiet begange-
nen Tat frei (Art. 7). Entsprechendes gilt in bezug auf Auslandstaaten, die der
schweizerischen wie auch der Gerichtsbarkeit des ersuchenden Staats unterliegen
und in der Schweiz verfolgt werden. Die Schweiz hat in diesen Fällen die Ausliefe-
rung zwar grundsätzlich für zulässig erklärt, jedoch nur für den Fall, dass der
Verfolgte wegen anderer zur (selbständigen) Auslieferung Anlass gebender Taten
ohnehin ausgeliefert wird (vgl. Bundesbeschluss vom 27. Sept. 1966, Art. 2). Die-
ser einschränkende Vorbehalt fällt mit der neuen Ordnung dahin und muss des-
halb zurückgezogen werden.



490

7 Schlussbemerkungen

Der Entwurf enthält nur wenige Vorschriften über das für schweizerische
Ersuchen um Zusammenarbeit zu beobachtende Verfahren. Form und Inhalt der
Ersuchen, der Übermittlungsweg und andere Einzelheiten sind indessen vielfach
von Staat zu Staat unterschiedlich und überdies einem gewissen Wechsel unter-
worfen. Die Vorschriften über dieses Verfahren, das übrigens Individualrechte
des Verfolgten nur in seltenen Fällen berührt, müssen deshalb rasch und ohne
Umstände den Verhältnissen angepasst werden können. Soweit Rechte des Ver-
folgten berührt sein können, enthält der Entwurf die erforderlichen Vorschriften.
Im übrigen bleiben sie der Ausführungsverordnung des Bundesrates und den
Weisungen der Polizeiabteilung vorbehalten.

8 Anträge

Gestützt auf diese Darlegungen stellen wir folgende Anträge :
1. Der Angefügte Entwurf zu einem Bundesgesetz über internationale Rechts-

hilfe in Strafsachen sei anzunehmen und das Postulat 1948 P 5443 Revision
des Auslieferungsgesetzes (N 23. Sept. 1948, Kommission für das Abkom-
men über die Bekämpfung der Falschmünzerei) abzuschreiben.

2. Der ebenfalls angefügte Entwurf zu einem Bundesbeschluss betreffend Vor-
behalte zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen sei anzunehmen
und der Bundesrat zu ermächtigen, den darin vorgesehenen Rückzug der
Vorbehalte zu Artikel 2 Ziffer l und zu den Artikeln 7 und 8 sowie die
Änderung des Vorbehalts zu Artikel 6 dieses Übereinkommens dem General-
sekretariat des Europarates mitzuteilen.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

Bern, den S.März 1976

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident :
Gnägi

Der Bundeskanzler :
Huber
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(Entwurf)

Bundesgesetz
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen

(IRSG)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 103 und 114bls der Bundesverfassung,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 8. März 1976D,

beschliesst:

Erster Teil: Allgemeine Bestimmungen

1. Kapitel: Geltungsbereich

1. Abschnitt: Gegenstand

Art. l
1 Dieses Gesetz regelt, soweit internationale Vereinbarungen nichts anderes

bestimmen, alle Verfahren der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in Strafsa-
chen, insbesondere

a. die Auslieferung strafrechtlich verfolgter oder verurteilter Personen (zweiter
Teil);

b. die Rechtshilfe zur Unterstützune eines Strafverfahrens im Ausland (dritter
Teil);

c. die stellvertretende Verfolgung und Ahndung strafbarer Handlungen (vierter
Teil);

d. die Vollstreckung ausländischer Strafentscheide (fünfter Teil).
2 Die Anwendung dieses Gesetzes darf die Hoheitsrechte, die Sicherheit oder

andere wesentliche Interessen der Schweiz nicht erheblich beeinträchtigen.
3 Ein Anspruch auf zwischenstaatliche Zusammenarbeit m Strafsachen kann

aus diesem Gesetz nicht abgeleitet werden.

» BB11976 II 444
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2. Abschnitt: Gründe für den Ausschluss von Ersuchen

Art. 2

Eigenart des Verfahrens

Einem Ersuchen um Zusammenarbeit in Strafsachen wird nicht entsprochen,
wenn ernstliche Gründe für die Annahme bestehen, dass das Verfahren im Aus-
land

a. schwere Mängel aufweist, Insbesondere Verfahrensgrundsätze der Europäi-
schen Konvention vom 4. November 1950 D zum Schütze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten verletzt oder

b. durchgeführt wird, um eine Person wegen ihrer politischen Anschauungen,
wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder aus
Gründen der Rasse, Religion oder Volkszugehörigkeit zu verfolgen oder zu
bestrafen, oder

c. dazu führen könnte, die Lage des Verfolgten aus einem unter Buchstabe b
angeführten Grunde zu erschweren.

Art. 3

Art der Tat
1 Einem Ersuchen wird nicht entsprochen, wenn Gegenstand des Verfahrens

eine Tat ist, die nach schweizerischer Auffassung ausschliesslich oder überwiegend
politischen Charakter hat, eine Verletzung der Pflichten zu militärischen oder
ähnlichen Dienstleistungen darstellt oder gegen die Landesverteidigung oder die
Wehrkraft des ersuchenden Staats gerichtet erscheint.

2 Die Einrede des politischen Charakters einer Tat kann nicht erhoben wer-
den, wenn diese auf die Ausrottung oder Unterdrückung einer Bevölkerungs-
gruppe aus Gründen ihrer Staatsangehörigkeit, Rasse, Religion oder ihrer ethni-
schen, sozialen oder politischen Zugehörigkeit gerichtet war.

3 Einem Ersuchen wird nicht entsprochen, wenn Gegenstand des Verfahrens
eine Tat ist, die ausschliesslich auf eine Verkürzung fiskalischer Abgaben gerichtet
erscheint oder Vorschriften über währungs-, handels- oder wirtschaftspolitische
Massnahmen verletzt. Ausnahmsweise kann einem solchen Ersuchen entsprochen
werden, wenn die Ablehnung wesentliche Interessen der Schweiz erheblich beein-
trächtigen kann.

4 Ein Ersuchen kann abgelehnt werden, wenn die Bedeutung der Tat die
Durchführung des Verfahrens nicht rechtfertigt.

» AS 1974 2151
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Art. 4

Erlöschen des Strafanspruchs

Einem Ersuchen wird nicht entsprochen, soweit
a. in der Schweiz oder im Tatortstaat der Richter

- den Verfolgten aus materiellrechtlichen Gründen endgültig freigesprochen
oder

- auf eine Sanktion verzichtet oder einstweilen von ihr abgesehen hat ;
b. die Sanktion vollzogen wurde oder nach dem Recht des Urteilsstaats nicht

vollziehbar ist ;
c. seine Ausführung Zwangsmassnahmen erfordert und die Strafverfolgung

oder die Vollstreckung nach schweizerischem Recht wegen absoluter Verjäh-
rung ausgeschlossen wäre.

3. Abschnitt: Besondere Bestimmungen

Art. 5

Schweizerbürger
1 Kein Schweizerbürger darf ohne seine schriftliche Zustimmung einem

fremden Staat ausgeliefert oder zur Strafverfolgung oder Strafvollstreckung über-
geben werden. Die Zustimmung kann bis zur Anordnung der Übergabe widerru-
fen werden.

2 Absatz l gilt nicht für die Durchlieferung und Rücklieferung eines Schwei-
zerbürgers, den ein anderer Staat vorübergehend den schweizerischen Behörden
übergibt.

Art. 6

Gegenrecht
1 Ersuchen können ausgeführt werden, ohne dass der ersuchende Staat Ge-

genrecht gewährt. Die Polizeiabteilung des Eidgenössischen Justiz- und Polizeide-
partements (Polizeiabteilung) holt indessen eine verbindliche Zusicherung des Ge-
genrechts ein, wenn dies nach den Umständen, insbesondere im Hinblick auf die
Schwere der Tat, geboten erscheint.

2 Der Bundesrat kann im Rahmen dieses Gesetzes anderen Staaten das Ge-
genrecht zusichern.

Art. 7

Gesetzliche Ausdrucke
1 Verfolgter im Sinne des Gesetzes ist jede verdächtigte, in Strafuntersu-

chung gezogene oder von einer Sanktion betroffene Person.
2 Sanktion ist jede Strafe oder Massnahme.
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3 Eine Beeinträchtigung anderer wesentlicher Interessen der Schweiz im
Sinne von Artikel l Absatz 2 kann auch die strafbare Offenbarung von Geheim-
nissen sein. Sie ist erheblich, wenn sie für die schweizerische Wirtschaft einen
Nachteil befürchten liesse, der unter Berücksichtigung der Bedeutung der Tat
nicht zumutbar erschiene.

2. Kapitel: Anwendbares Recht

Art. 8

Verjährungsunterbrechung. Strafantrag
1 In Verfahren nach diesem Gesetz werden in der Schweiz als wirksam ange-

sehen:
a. die nach dem Recht des ersuchenden Staats eingetretene Unterbrechung der

Verjährung ;
b. der bei einer ausländischen Behörde fristgerecht gestellte Strafantrag, wenn

er auch nach schweizerischem Recht erforderlich ist.
2 Ist ein Strafantrag nur nach schweizerischem Recht erforderlich, so darf

eine Sanktion in der Schweiz nicht verhängt oder vollzogen werden, wenn der
Verletzte Einspruch erhebt.

Art. 9

Ausführung von Ersuchen

Soweit es mit den Anforderungen der Rechtshilfe vereinbar ist und dieses
Gesetz nichts anderes bestimmt, wenden die Bundesverwaltungsbehörden das
Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren1) an; für die Behörden, die ein
Ersuchen ausführen, gilt das für sie in Strafsachen massgebende Verfahrensrecht.

Art. 10

Anrechnung der Haft

Für die Anrechnung der im Ausland erstandenen Untersuchungshaft oder
der Haft, die durch ein Verfahren nach diesem Gesetz im Ausland veranlasst
wurde, gilt Artikel 69 des Strafgesetzbuches2'.

Art. 11

Wiedergutmachung
1 Die eidgenössischen oder kantonalen Bestimmungen über die Wiedergut-

machung wegen ungerechtfertigter Haft und anderer Nachteile gelten sinngemäss

» SR 172.021
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in einem Verfahren, welches gegen den Verfolgten nach diesem Gesetz in der
Schweiz oder auf Veranlassung einer schweizerischen Behörde im Ausland geführt
worden ist.

2 Der Bund leistet die Entschädigung nach Absatz l, wenn eine Bundesbe-
hörde ein Ersuchen stellt oder ausführt. Er kann auf den Kanton, der das Ersu-
chen veranlasst hat, Rückgriff nehmen.

3, Kapitel : Innerstaatliches Verfahren

1. Abschnitt: Behörden und ihre Befugnisse

Art. 12

Kantonale Behörden
1 Die Durchführung der im dritten bis fünften Teil dieses Gesetzes vorgese-

henen Verfahren obliegt den Kantonen unter Vorbehalt besonderer Zuständigkeiten
der Bundesbehörden. Sie unterstehen der Aufsicht des Bundes, soweit dieses Ge-
setz anzuwenden ist; die Aufsicht wird durch die Polizeiabteilung ausgeübt.

2 Die Kantone bestimmen Zuständigkeit, Organisation und Amtsführung
der ausführenden Behörden.

Art. 13

Übertragung an Bundesbehòrden
1 Die Polizeiabteilung kann die Durchführung eines Verfahrens ganz oder

teilweise einer Bundesbehörde übertragen, soweit diese zuständig wäre, die Wider-
handlung zu verfolgen oder zu ahnden, wenn sie in der Schweiz begangen worden
wäre.

2 Anstände zwischen den beteiligten Bundesbehörden entscheidet die ge-
meinsame vorgesetzte Behörde.

Art. 14

Ausschliessliche Entscheidungsbefugnis der Bundesbehörden
1 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement entscheidet im Falle

von Artikel l Absatz 2.
2 Die Polizeiabteilung entscheidet über

a. das Vorliegen von Ausschlussgründen nach Artikel 2;
b. die Ablehnung wegen der Bedeutung der Tat nach Artikel 3 Absatz 4;
c. das Einholen einer verbindlichen Zusicherung des Gegenrechts nach Arti-

kel 6 Absatz l ;
d. die Übertragung der Zuständigkeit nach Artikel 13:
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e. die Wahl des geeigneten Verfahrens nach Artikel 16;
/ die Zulässigkeit schweizerischer Ersuchen nach Artikel 26 Absatz 1.

Art. 15

Vorläufige Massnahmen
r

Auf besonderes Ersuchen eines anderen Staats können vorläufige Massnah-
men zur Erhaltung des bestehenden Zustandes, zur Wahrung bedrohter recht-
licher Interessen oder zur Sicherung gefährdeter Beweise getroffen werden, wenn
das Verfahren nach diesem Gesetz nicht offensichtlich als unzulässig oder un-
zweckmässig erscheint. Bei Gefahr im Verzug können sie, sobald ein Ersuchen
angekündigt ist, auf Antrag der Polizeiabteilung angeordnet werden, wenn ausrei-
chende Angaben zur Beurteilung der Voraussetzungen vorliegen.

Art. 16

Wahl des Verfahrens

Befindet sich der Verfolgte im Ausland und stehen nach dem Recht des
Staats, an den das Ersuchen zu richten ist, verschiedene Verfahren zur Wahl, so
soll dem der Vorzug gegeben werden, das die bessere soziale Wiedereingliederung
erwarten lässt.

Art. 17

Aussetzung des Strafverfahrens oder Strafvollzuges
1 Auf Antrag der Polizeiabteilung kann die zuständige Behörde einstweilen

davon absehen, gegen den im Ausland Verfolgten wegen einer ändern Tat ein
Strafverfahren durchzuführen oder eine Sanktion zu vollziehen, wenn

a. die in der Schweiz verwirkte Sanktion gegenüber der im Ausland zu erwar-
tenden nicht wesentlich ins Gewicht fällt oder

b. der Vollzug in der Schweiz im Hinblick auf die gesamten Umstände nicht
zweckmässig erscheint.
2 Nach Abschluss des Strafverfahrens im Ausland entscheidet die zuständige

schweizerische Behörde über die Durchführung des ausgesetzten Verfahrens oder
Strafvollzuges.

2. Abschnitt: Rechtsschutz

Art. 18

Gemeinsame Bestimmungen
1 Der Verfolgte kann einen Rechtsbeistand bestellen. Sieht er davon ab oder

ist er dazu nicht in der Lage, so wird der Beistand amtlich ernannt, wenn die
Wahrung der Interessen des Verfolgten es erfordert.
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2 Personen, gegen die sich das Strafverfahren im Ausland richtet, können
Verfügungen nur anfechten, wenn eine Massnahme sie persönlich trifft oder sie in
ihren Verteidigungsrechten im Strafverfahren beeinträchtigen könnte.

3 Die Beschwerde gegen einen Entscheid, der die Auslieferung oder die Ertei-
lung von Auskünften aus dem Geheimbereich bewilligt, hat in Abweichung von
Artikel 111 Absatz 2 des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechts-
pflege (OG)i> aufschiebende Wirkung.

Art. 19

Beschwerde gegen kantonale Verfügungen

Die Kantone räumen gegen die Verfügungen der ausführenden Behörden ein
Rechtsmittel ein.

Art. 20

Einsprache gegen Verfügungen der Polizeiabteilung

1 Wer durch eine nach diesem Gesetz von der Polizeiabteilung getroffene
Anordnung berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an deren Änderung oder
Aufhebung hat, kann sie mit Einsprache anfechten.

2 Die Einsprache ist schriftlich innert zehn Tagen nach Mitteilung der An-
ordnung bei der Polizeiabteilung einzureichen. Zu ihrer Begründung oder zur
Behebung von Mängeln kann eine angemessene Nachfrist eingeräumt werden.
Wird die Einsprache nicht fristgerecht begründet, so gilt sie als zurückgezogen.

3 Die Einsprache hat nur aufschiebende Wirkung, wenn der Vollzug der
Anordnung für den Einsprecher einen nicht wieder gutzumachenden Nachteil
bewirken könnte oder wenn andere wichtige Gründe es rechtfertigen.

4 Lässt sich die Einsprache nicht formlos erledigen, so trifft die Polizeiabtei-
lung eine Verfügung. Sie kann diese bis zum Abschluss ihres Verfahrens aufschie-
ben, wenn daraus dem Einsprecher kein erheblicher, nicht wieder gutzumachender
Nachteil entstehen kann. Solche Zwischenverfügungen sind selbständig mit Be-
schwerde anfechtbar.

Art. 21

Verwaltungsgerichtsbeschwerde
1 Verfügungen erstinstanzlicher Bundes- oder letztinstanzlicher kantonaler

Behörden unterliegen, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, der Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde unmittelbar an das Bundesgericht nach den Artikeln 97-
114 OG».

» SR 173.110
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2 Gegen ein schweizerisches Ersuchen an einen anderen Staat ist die Be-
schwerde nur zulässig, wenn dieser um Übernahme der Strafverfolgung oder
-Vollstreckung ersucht wird. In diesem Fall ist nur der Verfolgte beschwerdeberech-
tigt.

3 Die Polizeiabteilung kann gegen Verfügungen einer letztinstanzlichen kan-
tonalen Behörde Beschwerde erheben. Der kantonalen Untersuchungsbehörde
steht gegen den Entscheid der Polizeiabteilung, kein Ersuchen zu stellen, die
Beschwerde zu.

4 Mit der Beschwerde kann auch die unzulässige oder offensichtlich unrich-
tige Anwendung fremden Rechts gerügt werden.

5 Die Bestimmungen über den Stillstand von Fristen nach Artikel 34 Ab-
satz l OG1' gelten nicht für die Fristen dieses Gesetzes. Das Bundesgericht ist nicht
an die Begehren der Parteien gebunden.

Art. 22

Verwaltungsbeschwerde

Verfügungen nach Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben c-f unterliegen der Ver-
waltungsbeschwerde an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement, das
endgültig entscheidet.

4. Kapitel: Zwischenstaatliches Verfahren

Art. 23

Allgemeine Vorschriften ßir Ersuchen
1 Die Artikel 23-27 gelten für alle in diesem Gesetz geregelten Verfahren.

Die besonderen Verfahrensvorschriften der anderen Teile bleiben vorbehalten.
2 Ausländische Ersuchen sind unmittelbar an die Polizeiabteilung zu richten.
3 Ersuchen, die an eine unzuständige Behörde gerichtet sind, werden von

Amtes wegen weitergeleitet. Die ersuchende Stelle ist zu verständigen.
4 Ersuchen im Zusammenhang mit einem Haftfall sind beschleunigt zu be-

handeln.
5 Nichtannahme oder Ablehnung eines Ersuchens sind zu begründen.

Art. 24

Form und Inhalt von Ersuchen
1 Ersuchen sind schriftlich zu begründen.

D SR 173.110
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2 In einem Ersuchen sind aufzuführen :
a. die Stelle, von der es ausgeht, und gegebenenfalls die für das Strafverfahren

zuständige Behörde;
b. der Gegenstand und der Grund des Ersuchens ;
c. die rechtliche Bezeichnung der Tat;
d. möglichst genaue und vollständige Angaben über die Person, gegen die sich

das Strafverfahren richtet.
3 Für die rechtliche Beurteilung der Tat sind beizufügen:

a. eine kurze Darstellung des wesentlichen Sachverhalts, ausgenommen bei Zu-
stellungsersuchen ;

b. die am Tatort anwendbaren Vorschriften, ausgenommen bei Rechtshilfeersu-
chen nach dem dritten Teil.
4 Amtliche Schriftstücke eines ändern Staats bedürfen keiner Legalisierung.
5 Ausländische Ersuchen und ihre Unterlagen sind in deutscher, französi-

, scher oder italienischer Sprache oder mit Übersetzung in eine dieser Sprachen
einzureichen. Übersetzungen müssen amtlich als richtig bescheinigt sein.

6 Entspricht ein Ersuchen den formellen Anforderungen nicht, so kann ver-
langt werden, dass es verbessert oder ergänzt wird; die Anordnung vorläufiger
Massnahmen wird dadurch nicht berührt.

Art. 25

Übermittlung
1 Die Polizeiabteilung kann Ersuchen unmittelbar vom Justizministerium des

ersuchenden Staats entgegennehmen.
2 Für vorläufige Massnahmen oder in dringenden Fällen kann die Vermitt-

lung der Internationalen Kriminal-Polizeilichen Organisation (IKPO-Interpol) in
Anspruch genommen oder ein Doppel des schriftlichen Ersuchens immittelbar der
zur Ausführung zuständigen Behörde übermittelt werden.

Art. 26

Schweizerische Ersuchen
1 Die schweizerischen Behörden dürfen an einen ändern Staat keine Ersu-

chen richten, denen sie selbst nach diesem Gesetz nicht entsprechen könnten.
2 Für Ersuchen um Auslieferung oder um Übernahme der Strafverfolgung

oder der Vollstreckung ist die Polizeiabteilung zuständig; sie handelt auf Antrag
der kantonalen Behörde.
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3 Bedingungen, die der ersuchte Staat an die Ausführung eines Ersuchens
knüpft, sind von den schweizerischen Behörden zu beachten.

4 Die Polizeiabteilung kann von einem Ersuchen absehen, wenn die Bedeu-
tung der Tat die Durchführung des Verfahrens nicht rechtfertigt.

Art. 27

Kosten
1 Ausländische Ersuchen werden in der Regel unentgeltlich ausgeführt.
2 Der Bundesrat bestimmt die Voraussetzungen, unter denen die Kosten

ganz oder teilweise dem ersuchenden Staat in Rechnung gestellt werden können.
3 Die Kosten für ein schweizerisches Ersuchen, die einem anderen Staat

erstattet werden, gehen zu Lasten des Verfahrens, das zu dem Ersuchen Anlass
gegeben hat.

4 Der Bundesrat regelt die Kostenteilung zwischen Bund und Kantonen.

Zweiter Teil: Auslieferung

1. Kapitel: Voraussetzungen

Art. 28

Ausländer

Ausländer können einem anderen Staat wegen Handlungen, die er ahnden
kann, zur Strafverfolgung oder zum Vollzug einer freiheitsbeschränkenden Sank-
tion übergeben werden, wenn dieser Staat um Auslieferung ersucht oder auf
Ersuchen der Schweiz die Strafverfolgung oder die Vollstreckung des Strafent-
scheides übernimmt.

Art. 29

Personen unter 20 Jahren
1 Kinder und Jugendliche im Sinne des Strafgesetzbuches D, deren Ausliefe-

rung verlangt wird, sollen nach Möglichkeit durch die zuständige Jugendbehörde
zurückgeführt werden. Das gilt auch für Personen im Alter von 18-20 Jahren,
wenn die Auslieferung ihre Entwicklung oder ihre soziale Wiedereingliederung
gefährden könnte.

2 Die Rückführung hat die Wirkungen einer Auslieferung.

» SR 311.0
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Art. 30

Sachauslieferung
1 Ausgeliefert werden auch Gegenstände und Vermögenswerte, die als Be-

weismittel dienen können oder aus der strafbaren Handlung herrühren.
2 Die Sachauslieferung ist unabhängig vom Vollzug der Auslieferung des

Verfolgten.
3 Rechte von Behörden und gutgläubig erworbene Rechte Dritter an heraus-

zugebenden Gegenständen und Vermögenswerten bleiben unberührt.
4 Sind solche Rechte streitig, so dürfen die Gegenstände und Vermögens-

werte nicht freigegeben werden, bevor die zuständige Gerichtsbehörde entschieden
oder die für die Freigabe zuständige Behörde zugestimmt hat.

Art. 31

Auslieferungsdelikte
1 Die Auslieferung ist zulässig, wenn nach den Unterlagen des Ersuchens die

Tat
a. sowohl nach dem schweizerischen Recht wie auch nach dem des ersuchenden

Staats mit einer freiheitsbeschränkenden Sanktion im Höchstmass von min-
destens einem Jahr oder mit einer schwereren Sanktion bedroht ist und

b. nicht der schweizerischen Gerichtsbarkeit unterliegt.
2 Bei der Beurteilung der Strafbarkeit nach schweizerischem Recht werden

dessen besondere Schuldformen und Strafbarkeitsbedingungen nicht berücksich-
tigt; dies gilt auch für die Bedingungen des persönlichen und zeitlichen Geltungs-
bereichs des Militärstrafgesetzbuches D hinsichtlich der Strafvorschriften über
Verletzung des Völkerrechts im Falle bewaffneter Konflikte und Plünderung sowie
Kriegsraub.

Art. 32

Abweichungen von Artikel 31
1 Ausnahmsweise kann der Verfolgte für eine Tat, die in der Schweiz geahn-

det werden könnte, ausgeliefert werden, wenn besondere Umstände, namentlich
die Möglichkeit der besseren sozialen Wiedereingliederung, dies rechtfertigen.

2 Liegen mehrere strafbare Handlungen vor und erfüllt eine von ihnen die
Voraussetzungen von Artikel 31 Absatz l, so ist die Auslieferung für alle zulässig.

3 Ausnahmsweise kann auch für eine in der Schweiz straflose Tat ausgeliefert
werden, wenn diese im Ausland wegen besonderer Verhältnisse strafbar ist und
auch nach allgemeinen Grundsätzen des schweizerischen Rechts strafwürdig er-
scheint.
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Art. 33

Ablehnung
1 Die Auslieferung kann abgelehnt werden, wenn die Schweiz die Verfolgung

der Tat oder die Vollstreckung des Strafentscheides übernehmen kann und dies im
Hinblick auf die soziale Wiedereingliederung des Verfolgten angezeigt erscheint.

2 Sie wird abgelehnt, wenn nicht ausreichend gesichert erscheint, dass der
Verfolgte im ersuchenden Staat nicht hingerichtet oder gegen seinen Willen einer
Sanktion unterworfen wird, die seine körperliche Integrität beeinträchtigt.

Art. 34

Bedingungen
1 Der Verfolgte darf nur ausgeliefert werden unter der Bedingung, dass der

ersuchende Staat
a. ihn nicht wegen einer vor der Auslieferung begangenen Handlung, für die die

Auslieferung nicht bewilligt wurde, verfolgt oder bestraft oder an einen drit-
ten Staat weiterliefert;

b. ihn nicht aus einem anderen vorher eingetretenen Grund in seiner persön-
lichen Freiheit einschränkt;

c. ihn nicht vor ein Ausnahmegericht stellt;
d. den schweizerischen Behörden auf Verlangen eine amtlich als richtig beschei-

nigte Abschrift des Entscheides übermittelt, der das Strafverfahren ab-
schliesst.
2 Die Bedingungen nach Absatz l Buchstaben a und b entfallen 45 Tage nach

der bedingten oder endgültigen Freilassung des Ausgelieferten, sofern er trotz
Unterrichtung über die Folgen das Hoheitsgebiet des ersuchenden Staats nicht
verlassen hat, obwohl er die Möglichkeit dazu hatte, oder wenn er nach Verlassen
dieses Gebiets dorthin zurückgekehrt ist oder von einem dritten Staat zurückge-
bracht wurde.

Art. 35

Ausdehnung

Wird der Ausgelieferte weiterer strafbarer Handlungen bezichtigt, so kann
dem Staat, an den er ausgeliefert wurde, auf erneutes Ersuchen gestattet werden,
auch diese Taten zu ahnden.

Art. 36

Ersuchen mehrerer Staaten
1 Stellen mehrere Staaten Ersuchen wegen derselben Tat, so wird in der

Regel an den Staat ausgeliefert, auf dessen Hoheitsgebiet die Tat begangen wor-
den ist oder das Schwergewicht ihrer Ausführung liegt.
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2 Wird die Auslieferung von mehreren Staaten wegen verschiedener Hand-
lungen verlangt, so ist unter Berücksichtigung aller Umstände zu entscheiden; in
Betracht fallen insbesondere die Schwere der strafbaren Handlungen, der Tatort,
die Reihenfolge des Eingangs der Ersuchen, die Staatsangehörigkeit des Verfolg-
ten, die bessere soziale Wiedereingliederung und die Möglichkeit der Auslieferung
an einen anderen Staat.

2. Kapitel: Verfahren

1. Abschnitt: Ersuchen

Art. 37

Unterlageii des Ersuchens

Ausser den Unterlagen nach Artikel 24 Absatz 3 sind dem Ersuchen beizufü-
gen: die Urschrift oder eine amtlich als richtig bescheinigte Wiedergabe eines
vollstreckbaren Strafentscheides, eines Haftbefehls oder einer anderen, nach den
Vorschriften des ersuchenden Staats ausgestellten Urkunde mit gleicher Rechts-
wirkung.

Art. 38

Fahndungs- und Festnahmeersuchen

Ersuchen um Fahndung und Festnahme zum Zwecke der Auslieferung müs-
sen ausser den Angaben nach Artikel 24 Absatz 2 und 3 Buchstabe a Hinweise
enthalten auf

a. das Bestehen eines gültigen Hafttitels, das Datum seiner Ausstellung und
die Behörde, die ihn erlassen hat, und

b. die Absicht der zuständigen Behörde, ein Auslieferungsersuchen zu stellen.

2. Abschnitt : Vorläufige Massnahmen

Art. 39

Festnahme

Ausländer können zur Auslieferung festgenommen werden aufgrund eines
Ersuchens einer Interpol-Landeszentralstelle oder des Justizministeriums eines
ändern Staats oder aufgrund einer internationalen Ausschreibung in einem Fahn-
dungsblatt.

Art. 40

Sicherstellung von Gegenständen
1 Bei der Festnahme sind Gegenstände und Vermögenswerte, die als Beweis-

mittel im ausländischen Strafverfahren dienen können oder aus der strafbaren
Handlung herrühren, sicherzustellen.
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2 Die kantonalen Behörden können nötigenfalls die Durchsuchung des Fest-
genommenen und der Räume anordnen.

Art. 41

Volhugsmeldung. Dauer der Massnahmen
1 Festnahme und Sicherstellung sind der Polizeiabteilung zu melden.
2 Sie bleiben bis zum Entscheid über die Auslieferungshaft aufrechterhalten,

längstens jedoch bis zum dritten Werktag nach der Festnahme.

3. Abschnitt : Auslieferungshaft und Sicherstellung

Art. 42

Haftbefehl und andere Verfügungen

1 Die Polizeiabteilung erlässt einen Auslieferungshaftbefehl. Sie kann davon
absehen, namentlich wenn der Verfolgte

a. voraussichtlich sich der Auslieferung nicht entzieht und die Strafuntersu-
chung nicht gefährdet oder

b. ohne Verzug nachweisen kann, dass er zur Zeit der Tat nicht am Tatort
anwesend war.
2 Ist der Verfolgte nicht hafterstehungsfähig oder rechtfertigen es andere

Gründe, kann die Polizeiabteilung anstelle der Haft andere Massnahmen zu seiner
Sicherung verfügen.

3 Gleichzeitig verfügt die Polizeiabteilung, welche Gegenstände und Vermö-
genswerte sichergestellt bleiben oder sicherzustellen sind.

Art. 43

Inhalt

1 Verfügungen nach Artikel 42 enthalten:
a. die Angaben der ausländischen Behörde über die Person des Verfolgten und

die ihm zur Last gelegte Tat;
b. die Bezeichnung der Behörde, die das Ersuchen gestellt hat;
c. die Mitteilung, dass die Auslieferung verlangt wird, und
d. den Hinweis auf das Recht zur Beschwerde nach Absatz 2 und zum Beizug

eines Rechtsbeistandes.
2 Gegen diese Verfügungen ist innert zehn Tagen die Beschwerde an die

Anklagekammer des Bundesgerichts zulässig. Die Artikel 214 ff. des Bundesgeset-
zes über die Bundesstrafrechtspflege D sind sinngemäss anwendbar.

» SR 312.0
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Art. 44

Vollzug
1 Der Vollzug der Verfügungen nach Artikel 42 ist Sache der kantonalen

Behörden.
2 Der Auslieferungshaftbefehl ist nicht wirksam, solange sich der Verfolgte

in Untersuchungs- oder Strafhaft befindet.
3 Der Verfolgte darf ohne Zustimmung der Polizeiabteilung weder freigelas-

sen noch aus der Schweiz ausgeschafft werden.

Art. 45

Aufhebung der Haft
1 18 Tage nach der Festnahme hebt die Polizeiabteilung die Haft auf, wenn

das Auslieferungsersuchen und dessen Unterlagen nicht bei ihr eingetroffen sind.
Diese Frist kann aus besonderen Gründen bis auf 40 Tage verlängert werden.

2 Befindet sich der Verfolgte bereits in Haft, beginnt die Frist mit der Verset-
zung in die Ausheferungshaft.

3 Die Auslieferungshaft kann in jedem Stande des Verfahrens ausnahms-
weise aufgehoben werden, wenn dies nach den Umständen angezeigt erscheint.
Der Verfolgte kann jederzeit ein Haftentlassungsgesuch einreichen.

4 Im übrigen gelten für die Haftentlassung smngemäss die Artikel 53-60 des
Bundesgesetzes über die Bundesstrafrechtspflege1'.

Art. 46

Fortsetzung"und Erneuerung der Haft
1 Gehen Ersuchen und Unterlagen rechtzeitig ein und ist die Auslieferung

nicht offensichtlich unzulässig, so bleibt die Haft ohne besondere Verfügung wäh-
rend des ganzen Verfahrens aufrechterhalten.

2 Wurde der Verfolgte freigelassen, kann die Auslieferungshaft erneut ange-
ordnet werden.

4. Abschnitt: Vorbereitung des Auslieferungsentscheids

Art. 47

Rechtliches Gehör
1 Das Ersuchen und seine Unterlagen werden dem Verfolgten und seinem

Rechtsbeistand vorgelegt. Bei der Eröffnung des Auslieferungshaftbefehls stellt

« SR 312.0
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die kantonale Behörde fest, ob der Verfolgte mit der un Ersuchen bezeichneten
Person identisch ist, und erklärt ihm die Voraussetzungen der Auslieferung und
der formlosen Übergabe.

2 Der Verfolgte wird kurz über seine persönlichen Verhältnisse, insbesondere
seine Staatsangehörigkeit und seine Beziehungen zum ersuchenden Staat, einver-
nommen und befragt, ob und aus welchen Gründen er Einwendungen gegen den
Haftbefehl oder gegen seine Auslieferung erhebe. Sein Rechtsbeistand kann dabei
mitwirken.

3 Soll der Ausgelieferte wegen weiterer Taten verfolgt oder an einen dritten
Staat weitergeliefert werden, so veranlasst die Polizeiabteilung, dass er im Sinne
von Absatz 2 durch eine Justizbehörde des ersuchenden Staats zu Protokoll ein-
vernommen wird.

Art. 48

Alibibeweis
1 Behauptet der Verfolgte, beweisen zu können, dass er zur Zeit der Tat nicht

am Tatort anwesend war, so kann die Polizeiabteilung Erhebungen veranlassen.
2 In klaren Fällen wird die Auslieferung verweigert. Andernfalls wird der

ersuchende Staat unter Vorlage der entlastenden Beweise aufgefordert, innert
kurzer Frist zu erklären, ob er das Ersuchen aufrechterhalten will.

Art. 49

Eintreten auf das Ersuchen

Die Polizeiabteilung entscheidet, ob und unter welchen Bedingungen auf das
Ersuchen eingetreten wird.

Art. 50

Formlose Übergabe
1 Verlangt der Verfolgte zu Protokoll einer Justizbehörde, unter ausdrückli-

chem Verzicht auf die Durchführung des Auslieferungsverfahrens, seine formlose
Übergabe, so ordnet die Polizeiabteilung sie an, wenn keine besonderen Beden-
ken bestehen.

2 Der Verzicht kann widerrufen werden, solange die Polizeiabteilung die
Übergabe nicht verfügt hat.

3 Die formlose Übergabe hat die Wirkungen einer Auslieferung.

5. Abschnitt: Auslieferungsentscheid

Art. 51

Zuständigkeit
1 Die Polizeiabteilung entscheidet .über die Auslieferung.
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2 Macht der Verfolgte geltend, er werde eines politischen Deliktes bezichtigt,
oder ergeben sich bei der Instruktion ernsthafte Gründe für den politischen Cha-
rakter der Tat, so entscheidet das Bundesgericht.

6. Abschnitt: Vollzug

Art. 52

Vollstreckbarkeit
1 Die Auslieferung kann vollzogen werden, wenn der Verfolgte

a. ausdrücklich den sofortigen Vollzug verlangt oder
b. nicht innert zwei Tagen nach Eröffnung der Verfügung erklärt, er wolle

Beschwerde erheben.
2 Wird die Auslieferung abgelehnt, so ist die Auslieferungshaft aufzuheben.

Art. 53

Auslieferung
1 Die Polizeiabteilung trifft die erforderlichen Anordnungen im Einverneh-

men mit den kantonalen Behörden.
2 Sie teilt dem ersuchenden Staat den Entscheid, sowie Ort und Zeit des

Vollzugs mit.

Art. 54

Aufschub. Vorübergehende Zuführung
1 Der Vollzug der Auslieferung kann aufgeschoben werden, solange der Aus-

zuliefernde in der Schweiz wegen anderer strafbarer Handlungen verfolgt wird
oder sich einer freiheitsbeschränkenden Sanktion zu unterziehen hat.

2 Indessen kann die vorübergehende Zuführung des Verfolgten bewilligt wer-
den, wenn

a. ein schweizerisches Strafverfahren dadurch nicht beeinträchtigt wird und
b. der ersuchende Staat zugesichert hat, den Verfolgten während seines Aufent-

haltes in diesem Staat in Haft zu behalten und ihn ohne Rücksicht auf seine
Staatsangehörigkeit zurückzuliefern.

t

Art. 55

Rückgabe von Gegenständen

1 Gegenstände und Vermögenswerte, die der ersuchende Staat nicht als Be-
weismittel benötigt, können zurückbehalten werden, namentlich wenn

a. der Geschädigte in der Schweiz wohnt und sie ihm zurückzugeben sind ;
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b. eine an der strafbaren Handlung nicht beteiligte Person glaubhaft macht, sie,
habe an ihnen m der Schweiz gutgläubig Rechte erworben, und ihre An-
sprüche nicht sichergestellt sind, oder

c. die Gegenstände und Vermögenswerte für ein in der Schweiz hängiges Straf-
verfahren benötigt werden.
2 Unter den gleichen Voraussetzungen kann bei der Auslieferung von Be-

weisstücken deren kostenlose Rückgabe verlangt werden.

Art. 56

Fiskalische Pfandrechte
1 Werden Gegenstände oder Vermögenswerte unter Verzicht auf ihre Rück-

gabe ausgeliefert, so wird das Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung
nach schweizerischem Zoll- oder Steuerrecht nicht geltend gemacht, sofern der
durch die strafbare Handlung geschädigte Eigentümer die Abgabe nicht selbst
schuldet.

2 Der Verzicht auf ein solches Pfandrecht kann vom Gegenrecht abhängig
gemacht werden.

Art. 57

Übernahmefrist

Sorgt der ersuchende Staat nicht innert zehn Tagen nach Empfang der Voll-
zugsanzeige für die Übernahme des Auszuliefernden, so wird dieser freigelassen.
Auf begründetes Verlangen des ersuchenden Staats kann die Frist bis auf 30 Tage
verlängert werden.

Art. 58

Kosten
1 Bei der Auslieferung an das Ausland übernimmt der Bund die Haft- und

Transportkosten, soweit sie im internationalen Verkehr üblicherweise vom ersuch-
ten Staat getragen werden.

2 Persönliches Eigentum des Verfolgten kann zur Deckung der Kosten ver-
wendet werden, soweit es nicht auszuliefern ist.
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Dritter Teil: Andere Rechtshilfe

1. Kapitel: Voraussetzungen

1. Abschnitt: Im allgemeinen

Art. 59

Grundsatz
1 Rechtshilfe nach diesem Teil umfasst Auskünfte, nach schweizerischem

Recht zulässige Prozesshandlungen und andere Amtshandlungen, soweit sie für
ein Verfahren in strafrechtlichen Angelegenheiten im Ausland erforderlich erschei-
nen oder dem Beibringen der Beute dienen.

2 Als Rechtshilfemassnahmen fallen namentlich in Betracht : Zustellung von
Schriftstücken, Beweiserhebung. Herausgabe von Akten und Schriftstücken,
Durchsuchung von Personen und Räumen, Beschlagnahme, Gegenüberstellung
und Durchlieferung von Personen.

3 Als Verfahren in strafrechtlichen Angelegenheiten gelten insbesondere
a. Verfolgung strafbarer Handlungen;
b. Verwaltungsmassnahmen gegen einen Straftäter;
c. Strafvollzug und Begnadigung;
d. Wiedergutmachung wegen ungerechtfertigter Haft.

4 Rechtshilfe kann auch einer internationalen Organisation geleistet werden
in Verfahren, die mit einer strafbaren Handlung in Beziehung stehen.

5 Rechtshilfe zur Entlastung eines Verfolgten ist auch bei Vorliegen der
Ausschlussgründe nach den Artikeln 3 und 4 zulässig.

Art. 60

Zwangsmassnahmen
1 Massnahmen, welche die Anwendung prozessualen Zwanges erfordern,

dürfen nur angeordnet werden, wenn aus der Darstellung des Sachverhalts hervor-
geht, dass die im Ausland verfolgte Handlung die objektiven Merkmale eines nach
schweizerischem Recht strafbaren Tatbestandes aufweist. Sie sind nach schweize-
rischem Recht durchzuführen.

2 Artikel 32 Absatz 3 ist sinngemäss anwendbar.

Art. 61

Schutz des Geheimbereiches
1 Auskünfte über den Geheimbereich von Personen, die nach dem Ersuchen

am Strafverfahren im Ausland nicht beteiligt sind, darf die ausführende Behörde
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erteilen, sofern sie für die Feststellung des Sachverhalts unerlässlich sind und die
Bedeutung der Tat es rechtfertigt.

2 Banken müssen solche Auskünfte nur aufgrund besonderer Verfügung und
nur dann erteilen, wenn die Voraussetzungen nach Absatz l erfüllt sind und die
Abklärung des Sachverhalts auf andere Weise nicht möglich erscheint.

3 Die ausführende Behörde holt vor ihrem Entscheid die Stellungnahme der
Polizeiabteilung ein.

4 Wer in Erfüllung verfahrensrechtlicher Aussage- oder Editionspflichten
Tatsachen offenbart, wodurch der ersuchenden Behörde oder am Strafverfahren
im Ausland Beteiligten gesetzlich geschützte Geheimnisse zugänglich werden, han-
delt rechtmässig im Sinne von Artikel 32 des Strafgesetzbuches D. Dasselbe gilt für
die Behörde, die solche Geheimnisse nach diesem Gesetz an den ersuchenden
Staat weiterleitet, sofern sie nicht Anlass hat, eine missbräuchliche Verwendung
der Geheimnisse zu befürchten.

Art. 62

Anwendung ausländischen Rechts
1 Bei Rechtshilfemassnahmen gilt:

a. Die Anwesenheit von Prozessbeteiligten sowie die Einsichtnahme in die
Akten ist zu gestatten, wenn der ersuchende Staat es gestützt auf seine
Rechtsordnung verlangt;

b. die Aussagen von Zeugen oder Sachverständigen werden in der vom Recht
des ersuchenden Staats vorgeschriebenen und im Ersuchen ausdrücklich ver-
langten Form bekräftigt, auch wenn das massgebende schweizerische Recht
die Bekräftigung nicht vorsieht;

c. die Aussage kann auch verweigert werden, soweit das Recht des ersuchenden
Staats es vorsieht oder die Tatsache der Aussage nach dem Recht dieses
Staats oder des Staats, in dem der Aussagende wohnt, strafrechtliche oder
disziplinarische Sanktionen nach sich ziehen kann.
2 Besondere Formen, die nach dem für die ersuchende Behörde geltenden

Verfahrensrecht für die Beschaffung eines gerichtlich zulässigen Beweismittels
beachtet werden müssen, können auf ausdrückliches Verlangen der ersuchenden
Behörde bei der Ausführung von Rechtshilfehandlungen berücksichtigt werden,
soweit sie mit dem schweizerischen Recht nicht unvereinbar sind und nicht zu
befürchten ist, dass den daran Beteiligten daraus wesentliche Nachteile entstehen.

D SR 311.0
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Art. 63

Ablehnung der Rechtshilfe
1 Die Rechtshilfe kann verweigert werden, wenn der Verfolgte sich in der

Schweiz aufhält und hier wegen der Tat. auf die sich das Ersuchen bezieht, bereits
ein Strafverfahren hängig ist.

2 Rechtshilfe ist unzulässig in Verfahren wegen einer Tat, die unter mehrere
Strafbestimmungen des schweizersichen oder des fremden Rechts fällt, wenn mit
Bezug auf einen dieser Tatbestände, der die Tat nach allen Seiten umfasst, keine
Rechtshilfe geleistet werden darf. Trifft dies nicht zu, ist Rechtshilfe zulässig,
wenn Gewähr dafür besteht, dass der ersuchende Staat die gestellten Bedingungen
beachtet.

Art. 64

Verwendung von Auskünften
1 Durch Rechtshilfe erhaltene Auskünfte dürfen im ersuchenden Staat in

Verfahren wegen Taten, derentwegen Rechtshilfe nicht zulässig ist, weder für
Ermittlungen benützt noch als Beweismittel verwendet werden. Jede weitere Ver-
wendung von Auskünften bedarf der Zustimmung der Polizeiabteilung.

2 Der gleichen Bedingung unterliegt die Bewilligung der Akteneinsicht für
einen fremden Staat, der sich als Geschädigter an einem schweizerischen Strafver-
fahren beteiligt.

2. Abschnitt : Einzelne Rechtshilfemassnahmen

Art. 65

Zustellungen. Allgemein
1 Schriftstücke, um deren Zustellung eine schweizerische Behörde ersucht

wird, können durch einfache Übergabe an den Empfänger oder mit der Post
zugestellt werden.

2 Der Bundesrat kann die Zustellung von Schriftstücken aus dem Ausland
unmittelbar an Empfänger in der Schweiz als zulässig erklären. Er regelt die
Voraussetzungen.

Art. 66

Ziistelhmgswirkungen und -naclnveis
1 Wer eine Vorladung zum Erscheinen vor einer ausländischen Behörde

entgegennimmt, ist nicht verpflichtet, ihr Folge zu leisten.
2 Vorladungen, die Zwangsandrohungen enthalten, werden nicht zugestellt.
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3 Die Zustellung gilt als erfolgt, wenn die Annahme der Urkunde oder die
Verweigerung ihrer Annahme schriftlich bestätigt ist.

Art. 67

Zuführung von Häftlingen
1 Personen, die sich in der Schweiz in Haft befinden, können einer ausländi-

schen Behörde zur Vornahme von Erhebungen zugeführt werden, wenn ihnen
freies Geleit zugesichert und gewährleistet ist, dass sie in Haft behalten und auf
Anforderung in die Schweiz zurückgeführt werden.

2 Schweizerbürger sowie Personen, die im Ausland nicht angeschuldigt sind,
dürfen nur mit ihrer schriftlichen Zustimmung zugeführt werden. Dieser bedarf es
nicht, wenn die Behandlung eines schweizerischen Rechtshilfeersuchens'oder eine
Gegenüberstellung mit ändern Personen im Ausland die Zuführung erfordert.

Art. 68

Durchlieferung
1 Für ein nach diesem Gesetz zulässiges Verfahren in einem ändern Staat

kann die Polizeiabteilung auf Ersuchen dieses oder eines dritten Staats die Durch-
lieferung ohne Anhören des Betroffenen bewilligen. Der Entscheid ist nicht an-
fechtbar. Er wird nur dem ersuchenden Staat mitgeteilt.

2 Die Bewilligung ist nicht erforderlich, wenn der Häftling mit einem Luft-
fahrzeug ohne Zwischenlandung über schweizerisches Gebiet befördert werden
soll. Im Falle einer unvorhergesehenen Zwischenlandung darf der Häftling nur
festgehalten werden, wenn

a. die Voraussetzungen seiner Festnahme nach Artikel 39 vorliegen oder
b. der Staat, der die Beförderung veranlasst hat, die Polizeiabteilung vorher

davon verständigt hat unter Angabe des Grundes der Zuführung und der sie
begründenden strafbaren Handlung.

3 Für Massnahmen zur Strafverfolgung oder zum Strafvollzug in der
Schweiz darf die Durchlieferung nur mit Zustimmung der Polizeiabteilung unter-
brochen werden.

Art. 69

Aufrechterhaltung der Haft

1 Wird ein Häftling zur Durchführung einer Rechtshilfemassnahme den
schweizerischen Behörden vorübergehend zugeführt, so ist der im Ausland gegen
ihn erlassene Haftbefehl während des Aufenthaltes in der Schweiz wirksam.

2 Während der Durchlieferung bleibt der Verfolgte auf Grund des Durchlie-
ferungsbefehls der Polizeiabteilung in Haft.
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3 Der Häftling darf nur mit Zustimmung der zuständigen ausländischen
Behörde freigelassen werden.

Art. 70

Freies Geleit in der Schweiz
1 Eine Person mit gewohnlichem Aufenthalt im Ausland, die in einer Strafsa-

che auf Vorladung hin in der Schweiz erscheint, darf hier aus Gründen, die vor
ihrer Einreise eingetreten sind, weder verfolgt noch in ihrer persönlichen Freiheit
beschränkt werden.

2 Kein freies Geleit hat der Verfolgte für die in der Vorladung aufgeführten
Handlungen.

' 3 Der Schutz nach Absatz l endet, wenn diese Person die Schweiz wieder
verlässt, spätestens jedoch drei Tage nachdem die vorladende Behörde sie entlas-
sen hat.

Art. 71

Herausgabe von Gegenständen
1 Gegenstände, insbesondere Schriftstücke und Vermögenswerte, deren Be-

schlagnahme das schweizerische Recht zulässt. sowie amtliche Akten und Ent-
scheide werden den in Strafsachen und den für die Erteilung oder den Entzug von
Führerausweisen zuständigen Behörden auf Ersuchen zur Verfügung gestellt,
soweit sie für deren Entscheid von Bedeutung sein können.

2 Andere Gegenstände und Vermögenswerte, die aus einer strafbaren Hand-
lung herrühren, können zur Rückerstattung an den Berechtigten auch ausserhalb
eines Strafverfahrens im ersuchenden Staat herausgegeben werden.

3 Für die Rechte von Behörden und Dritten gilt Artikel 30 Absätze 3 und 4;
für die Rückgabe gilt Artikel 55 und für die fiskalischen Pfandrechte Artikel 56.

2. Kapitel: Verfahren

1. Abschnitt: Rechtshilfeersuchen

Art. 72

Berechtigung
1 Um Rechtshilfe können Behörden ersuchen, die Widerhandlungen zu ver-

folgen oder in anderen Verfahren zu entscheiden haben, auf welche dieses Gesetz
anwendbar ist.

2 Schweizerische Behörden können Ersuchen um Vornahme von Prozess-
handlungen, die nach den Vorschriften des ersuchenden Staats Sache der Parteien
sind, auch von den dazu legitimierten Parteien entgegennehmen.

Bundesblatt 128 Jahrg Bd II
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Art. 73

Inhalt und Unterlagen

Ausser den Angaben und Unterlagen nach Artikel 24 sind in einem Ersuchen
aufzuführen oder ihm beizufügen:

a. in Zustellungsersuchen : Name und Anschrift des Empfängers und dessen
Stellung im Verfahren sowie die Art des zuzustellenden Schriftstückes ;

b. den Ersuchen um Durchlieferung: eine der Urkunden nach Artikel 37;
c. den Anträgen auf Durchsuchung von Personen oder Räumen, Beschlag-

nahme oder Herausgabe von Gegenständen: eine Bestätigung, dass diese
Massnahmen nach dem Recht des ersuchenden Staats zulässig sind.

Art. 74

Anschrift
1 Ausländische Ersuchen sind durch Vermittlung der Polizeiabteilung an die

zuständige kantonale Behörde zu richten.
2 Ersuchen um Erteilung von Auskünften aus dem Strafregister oder zur

Feststellung der Identität einer Person sind unmittelbar an das Schweizerische
Zentralpolizeibüro zu richten.

2. Abschnitt: Befugnisse

Art. 75

Polizeiabteilung
1 Die Polizeiabteilung prüft, ob das Ersuchen den formellen Anforderungen

dieses Gesetzes entspricht; sie leitet es an die zuständige kantonale Behörde wei-
ter, wenn die Rechtshilfe nicht offensichtlich unzulässig erscheint,

2 Sie kann an die Leistung der Rechtshilfe Auflagen knüpfen.
3 Sie trifft die für die Durchlieferung notwendigen Anordnungen.
4 Sie stellt das Ersuchen um Rechtshilfe, die ausserhalb eines Strafverfahrens

benötigt wird.

Art. 76

Kantonale Behörden
1 Die kantonalen Behörden entscheiden über die Zulässigkeit der Rechtshilfe

und über Fragen des zwischenstaatlichen Verfahrens nach den Vorschriften dieses
Gesetzes, soweit dafür nicht ausschliesslich eine Bundesbehörde zuständig ist.
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2 Sie treten, soweit der unmittelbare Verkehr zwischen den zuständigen
Strafverfolgungsbehörden der Schweiz und des Auslands vereinbart ist, bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Artikel 75 Absatz l auf das Ersuchen ein.

3 Für die Akteneinsicht gelten auch im kantonalen Verfahren die Artikel 6,
26 und 27 des Verwaltungsverfahrensgesetzes D. Der danach Berechtigte kann
auch das Rechtshilfeersuchen und die zugehörigen Unterlagen einsehen, soweit
dies für die Wahrung seiner Interessen notwendig ist. Dem Beschuldigten, den die
Rechtshilfemassnahme nicht persönlich trifft, steht dieses Recht nur zu, wenn er
in der Schweiz seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, und nur im Interesse der
Wahrung seiner Verteidigungsrechte im ausländischen Strafverfahren.

4 Gegen Verfügungen einer kantonalen Behörde stehen der Polizeiabteilung
im Rahmen ihrer Aufsichtsbefugnisse die Rechtsmittel des kantonalen Rechts
nach Artikel 19 zu.

Art. 77

Erhebungen in mehreren Kantonen
i

Erfordert die Erledigung eines Ersuchens Erhebungen in mehreren Kanto-
nen, so kann die Polizeiabteilung die zuständige Behörde eines dieser Kantone mit
der Leitung beauftragen. Die Artikel 352-355 des Strafgesetzbuches2' sind ent-
sprechend anwendbar.

Art. 78

c Polizeiliche Ersuchen
1 Die obersten Polizeistellen des Bundes und der Kantone können Ersuchen

nach Artikel 59 in eigenem Namen stellen und solchen Ersuchen ausländischer
Behörden entsprechen.

2 Der Bundesrat regelt Einzelheiten und Verfahren.

3. Abschnitt: Besondere Bestimmungen

Art. 79

Geheimniswahrung
1 Würden den Prozessbeteiligten bei der Ausführung eines Ersuchens Tatsa-

chen aus dem Geheimbereich einer Person zugänglich gemacht, die an der im
Ausland verfolgten Tat nicht beteiligt zu sein scheint, so sind sie von den weiteren
Ermittlungen auszuschliessen. bis festgestellt ist, ob die Voraussetzungen für die
Offenbarung des Geheimnisses gegeben sind.

D SR 172.021
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2 Angaben über solche Tatsachen in Schriftstücken oder Entscheiden, die
nach Artikel 71 herausgegeben oder die den Parteien oder fremden Behördevertre-
tern zur Einsichtnahme vorgelegt werden, sind zu entfernen, wenn die Vorausset-
zungen für ihre Offenbarung nicht vorliegen.

3 Gegen die Weiterleitung von Auskünften aus dem Geheimbereich stehen
die Rechtsmittel nach den Artikeln 19 und 21 zur Verfügung.

Art. 80

Abschluss des Rechtshilfeverfahrens
1 Erachtet die ausführende Behörde die Rechtshilfehandlungen als abge-

schlossen, so übermittelt sie die Akten der zuständigen kantonalen oder eidgenös-
sischen Stelle. Diese prüft, ob das Ersuchen ordnungsgemäss ausgeführt wurde,
und weist die Akten nötigenfalls zur Ergänzung an die ausführende Behörde
zurück.

2 Ergibt sich aus den Akten, dass an der Zulässigkeit der Rechtshilfe Zweifel
bestehen, so teilt die zuständige Behörde den Berechtigten mit, welches Rechtsmit-
tel ihnen gegen die Übermittlung der Vollzugsakten an den ersuchenden Staat zur
Verfügung steht, sofern sie noch nicht Beschwerde erhoben haben.

3 Die Vollzugsakten können ohne weiteres der ersuchenden Behörde über-
mittelt werden,

a. wenn bei der Ausführung des Ersuchens keine Rechtsmittel ergriffen wurden
oder alle Rechtsmittelverfahren rechtskräftig erledigt sind;

b. wenn die Prüfung nach Absatz l ergibt, dass keine Geheimnisse Dritter
berührt sind oder wenn die Frist für das in Absatz 2 erwähnte Rechtsmittel
unbenutzt abgelaufen ist.
4 Sind die Voraussetzungen von Absatz 3 nicht erfüllt, so ist durch beschwer-

defähige Verfügung anzuordnen, ob und in welchem Umfang oder in welcher
Form die Vollzugsakten zu übermitteln sind.

Art. 81

Kosten

Dem ersuchenden Staat werden die Kosten berechnet für
a. Sachverständige;
b. Herausgabe von Gegenstanden zur Rückerstattung an den Berechtigten.
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Vierter Teil : Stellvertretende Strafverfolgung

1. Kapitel: Voraussetzungen

1. Abschnitt: Übernahme durch die Schweiz

Art. 82

Grundsatz

i Wegen einer im Ausland begangenen Tat kann die Schweiz auf Ersuchen
des Tatortstaates stellvertretend für diesen die Strafgewalt ausüben, wenn

a. die Auslieferung nicht zulässig ist;
b. der Verfolgte sich in der Schweiz wegen anderer schwerer wiegenden Taten

zu verantworten hat und
c. gewährleistet ist, dass der ersuchende Staat ihn nach einem Freispruch oder

Strafvollzug in der Schweiz wegen der gleichen Tat nicht weiter verfolgt.

- Absatz l gilt auch, wenn die Auslieferung eines Ausländers, der seinen
gewöhnlichen Aufenthalt in der Schweiz hat, sich nicht rechtfertigen lässt und die
Übernahme der Verfolgung im Hinblick auf seine persönlichen Verhältnisse und
seine soziale Wiedereingliederung angezeigt erscheint.

3 Die Absätze l und 2 gelten nicht, wenn die Tat aufgrund anderer Vor-
schriften der schweizerischen Gerichtsbarkeit unterworfen ist.

Art. 83

Anwendbares Recht
1 Die Tat wird nach schweizerischem Recht beurteilt, wie wenn sie in der

Schweiz begangen worden wäre.
2 Das ausländische Recht ist anwendbar, wenn es milder ist. Der Richter

kann nur die im schweizerischen Recht vorgesehenen Sanktionen verhängen.

3 Ein Abwesenheitsverfahren ist unzulässig.

Art. 84

Gerichtsstand

Der schweizerische Gerichtsstand bestimmt sich nach Artikel 348 des Straf-
gesetzbuches1', wenn nicht bereits ein anderer Gerichtsstand begründet ist.

« SR 311.0
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2. Abschnitt: Übertragung an das Ausland

Art. 85

Voraussetzungen

Ein anderer Staat kann um Übernahme der Strafverfolgung wegen einer der
schweizerischen Gerichtsbarkeit unterworfenen Tat ersucht werden, wenn seine
Gesetzgebung die Verfolgung und die Ahndung der Tat zulässt und der Verfolgte

, a. sich dort aufhält und seine Auslieferung an die Schweiz unzweckmässig oder
unzulässig ist, oder wenn er

b. diesem Staat ausgeliefert wird und die Übertragung der Strafverfolgung eine
bessere soziale Wiedereingliederung erwarten lässt.

Art. 86

Wirkungen
1 Übernimmt ein anderer Staat die Strafverfolgung, so dürfen die schweizeri-

schen Behörden gegen den Verfolgten wegen derselben Tat keine weiteren Mass-
nahmen ergreifen,

a. solange der ersuchte Staat nicht mitgeteilt hat, dass er nicht in der Lage sei,
das Verfahren zu Ende zu führen, oder

b. wenn aufgrund des in diesem Staat ergangenen Entscheides die Vorausset-
zungen nach Artikel4 Buchstabe« oder b erfüllt sind.
2 Die Verjährung nach schweizerischem Recht ruht, solange im ersuchten

Staat das Verfahren, einschliesslich des Strafvollzuges, hängig ist.
3 Wurde der Verfolgte wegen anderer Taten an den ersuchten Staat ausgelie-

fert, so braucht dieser die Auslieferungsbedingungen nach Artikel 34 nicht zu
beachten, soweit er dem Ersuchen um Strafverfolgung entspricht.

2. Kapitel: Verfahren

Art. 87

Unterlagen

Ausser den Unterlagen nach Artikel 24 Absatz 3 sind einem Ersuchen die
Akten des Strafverfahrens sowie allfällige Beweisgegenstände beizufügen.

Art. 88

Entscheid über das Ersuchen
1 Die Polizeiabteilung entscheidet nach Rücksprache mit der Strafverfol-

gungsbehörde über die Annahme des ausländischen Ersuchens.
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2 Nimmt sie es an, übermittelt sie der Strafverfolgungsbehörde die Akten
und verständigt den ersuchenden Staat und den Betroffenen.

3 Der Entscheid verpflichtet nicht, ein Strafverfahren zu eröffnen.
4 Die Polizeiabteilung kann die Übernahme der Strafverfolgung ablehnen,

wenn wichtige Gründe ihr entgegenstehen oder die Bedeutung der Tat sie nicht
rechtfertigt.

Art. 89

Ausländische L'ntersuchungshandhmgen

Jede von den Behörden des ersuchenden Staats nach dessen Recht durchge-
führte Untersuchungshandlung wird im Strafverfahren einer entsprechenden
schweizerischen Untersuchungshandlung gleichgestellt.

Art. 90

Kosten
1 Die vom ersuchenden Staat festgesetzten Verfahrenskosten werden zu den

Kosten des, Verfahrens in der Schweiz geschlagen und eingefordert. Sie werden
dem ersuchenden Staat nicht erstattet.

2 Über bezahlte Geldbussen, eingezogene Gegenstände oder verfallene Be-
träge verfügen die Kantone.

3 Dem ersuchten Staat werden, wenn er die Verfolgung übernimmt, die bis
dahin in der Schweiz aufgelaufenen Verfahrenskosten gemeldet. Ihre Erstattung
wird nicht verlangt.

Fünfter Teil: Vollstreckung von Strafentscheiden

1. Kapitel: Voraussetzungen

1. Abschnitt: Übernahme durch die Schweiz

Art. 91

Grundsatz

1 Rechtskräftige und vollstreckbare Strafentscheide eines ändern Staats kön-
nen auf dessen Ersuchen vollstreckt werden, wenn

a. der Verurteilte in der Schweiz seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder sich
hier wegen einer schweren Tat verantworten muss ;

b. Gegenstand der Verurteilung eine im Ausland verübte Handlung ist. die im
Falle ihrer Begehung in der Schweiz strafbar ist, und
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e. die Vollstreckung in der Schweiz insbesondere aus einem der in Artikel 82
Absätze l und 2 genannten Gründe angezeigt oder wenn sie im ersuchenden
Staat ausgeschlossen erscheint.
2 Ist die schweizerische Gerichtsbarkeit gegeben, so dürfen keine Sanktionen

vollzogen werden, die schwerer sind als die nach schweizerischem Recht vorgese-
henen. Sanktionen, die den schweizerischen Strafrahmen unterschreiten, dürfen
vollzogen werden.

3 Bussen sowie Kosten aus Verfahren nach Artikel 59 können unter der
Voraussetzung, dass der ersuchende Staat Gegenrecht hält, auch vollstreckt wer-
den, wenn der Verurteilte seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, in der
Schweiz aber über Vermögenswerte verfügt.

Art. 92

Unzulässigkeit der Vollstreckbarerklärung
1 Die Vollstreckbarerklärung (Exequatur) ist unzulässig, wenn

a. die Verurteilung in einem Zeitpunkt erfolgte, in dem bei Anwendung schwei-
zerischen Rechts die Strafverfolgung absolut verjährt gewesen wäre ;

b. die Sanktion nach schweizerischem Recht verjährt wäre, sofern eine schwei-
zerische Behörde sie im gleichen Zeitpunkt ausgesprochen hätte, oder

c. die Tat auch der schweizerischen Gerichtsbarkeit unterworfen ist und nach
schweizerischem Recht aus ändern Gründen keine Sanktion verhängt werden
könnte.
2 Entscheide über Kosten werden nur vollstreckbar erklärt, soweit diese an

die Staatskasse zu zahlen sind.

Art. 93

Ablehnung der Vollstreckung

Der Richter kann die Vollstreckung ganz oder teilweise ablehnen,
a. wenn der Verurteilte in der Schweiz wegen anderer Taten eine freiheitsbe-

schränkende Sanktion verwirkt hat und die nachgesuchte Vollstreckung
offensichtlich eine schwerere Bestrafung zur Folge hätte, als wenn die Ge-
samtheit der Taten in der Schweiz beurteilt würde, oder

b. soweit der Vollzug einer strafrechtlichen Nebenfolge in der Schweiz unzuläs-
sig ist oder unzweckmässig erscheint.

Art. 94

Verbindlichkeit der Feststellung über den Sachverhalt

Der Richter ist bei der Beurteilung der Strafbarkeit und der Verfolgbarkeit
nach schweizerischem Recht an die Feststellungen über den Sachverhalt gebun-
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den, auf denen der Entscheid beruht. Soweit sie nicht ausreichen, können Beweis-
erhebungen angeordnet werden.

Art. 95

Verbindlichkeit der Sanktion

Unterliegt die im Ausland beurteilte Tat der schweizerischen Gerichtsbarkeit
nicht, so kann der Richter den Vollzug der Sanktion auch dann anordnen, wenn
sie nach schweizerischem Recht für diese Tat nicht vorgesehen ist oder das
Höchstmass der vorgesehenen Sanktion übersteigt.

Art. 96

Wirkungen der Übernahme

Wenn die Schweiz die Vollstreckung übernimmt, so darf hier gegen den
Verurteilten wegen derselben Tat kein Strafverfahren eingeleitet oder fortgeführt
werden.

Art. 97

Benutzung schweizerischer Anstalten durch das Ausland
1 Bei Fehlen der Voraussetzungen nach Artikel 91 Absatz l können freiheits-

beschränkende Sanktionen, die in einem ändern Staat gegen Nicht-Schweizer-
bürger ausgesprochen worden sind, in der Schweiz nach schweizerischem Recht
vollzogen werden, wenn dieser Staat sie nicht selbst vollziehen kann.

2 Rechtsgrundlage für die Beschränkung der persönlichen Freiheit des Ver-
folgten in der Schweiz ist in diesem Falle der rechtskräftige und vollstreckbare
ausländische Entscheid.

3 Werden Personen aufgrund von Absatz l der Schweiz zugeführt, so dürfen
sie mangels anderweitiger Vereinbarungen mit den zuständigen Behörden des
Staats, der sie zugeführt hat, wegen Handlungen, die sie vor ihrer Zuführung
begangen haben und die nicht Gegenstand ihrer Verurteilung waren, von den
schweizerischen Behörden weder verfolgt noch bestraft noch an einen dritten Staat
ausgeliefert werden. Diese Wirkungen entfallen zehn Tage nach der bedingten
oder endgültigen Freilassung aus der Anstalt.

4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten.

2. Abschnitt : Übertragung an das Ausland

Art. 98

Grundsatz

Ein anderer Staat kann um Übernahme der Vollstreckung eines schweizeri-
schen Strafentscheides ersucht werden, wenn
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a. die Beachtung der Verbindlichkeit des Entscheides im Sinne von Artikel 94
gewährleistet ist und

b. die Übertragung der Vollstreckung eine bessere soziale Wiedereingliederung
des Verurteilten erwarten lässt oder die Schweiz seine Auslieferung nicht
erwirken kann.

Art. 99

Voraussetzungen der Zuführung

Der Verurteilte, der in der Schweiz in Haft ist, darf zur Vollstreckung nach
Artikel 98 nur zugeführt werden, wenn er zustimmt und zu erwarten ist, dass der
ersuchte Staat die von der Polizeiabteilung festgelegten Bedingungen beachtet.

Art. 100

Wirkungen der Übertragung
1 Übernimmt ein anderer Staat die Vollstreckung eines Strafentscheides, so

sieht die schweizerische Behörde von der Vollstreckung ab, solange der ersuchte
Staat nicht mitgeteilt hat, dass er sie nicht zu Ende führt.

2 Zur Sicherstellung seiner Überführung kann der Verurteilte in Haft genom-
men werden.

3 Artikel 86 Absätze 2 und 3 sind sinngemäss anwendbar.

2. Kapital: Verfahren

1. Abschnitt : Ersuchen

Art. 101

Unterlagen

Ausser den Unterlagen nach Artikel 24 Absatz 3 sind einem Ersuchen beizu-
fügen :

a. die Urschrift oder eine amtlich als richtig bescheinigte Wiedergabe des Ent-
scheides mit einer Bestätigung seiner Vollstreckbarkeit;

b. eine Bescheinigung über die im ersuchenden Staat erstandene Haft ;
c. auf Verlangen des ersuchten Staats die Strafakten m Urschrift oder amtlich

als richtig bescheinigter Abschrift.

Art. 102

Entscheid über das Ersuchen
1 Die Polizeiabteilung entscheidet nach Rücksprache mit der Vollzugsbe-

hörde über die Annahme des ausländischen Ersuchens. Nimmt sie es an, so
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übermittelt sie dieser die Akten mit ihrem Antrag und verständigt den ersuchen-
den Staat. Artikel 88 Absatz 4 ist smngemass anwendbar.

2 Ist die schweizerische Gerichtsbarkeit gegeben und im Ausland eine Sank-
tion ausgesprochen worden, die schwerer ist als die nach schweizerischem Recht
vorgesehene, so kann anstelle der Vollstreckung die Strafverfolgung übernommen
werden, wenn der ersuchende Staat es verlangt.

2. Abschnitt: Exequatunerfahren

Art. 103

Zuständiger Richter

Der nach Artikel 348 des Strafgesetzbuches D zuständige Richter unterrichtet
den Verurteilten über das Verfahren, hört ihn und seinen Rechtsbeistand zur
Sache an und entscheidet über die Vollstreckung.

Art. 104

Vollstreckbarerklärung
1 Der Richter prüft von Amtes wegen, ob die Voraussetzungen der VoIIstrek-

kung gegeben sind, und erhebt die nötigen Beweise.
2 Sind die Voraussetzungen erfüllt, so erklärt der Richter den Entscheid für

vollstreckbar und trifft die für die Vollstreckung erforderlichen Anordnungen.
3 Der Entscheid hat in Form eines begründeten Urteils zu erfolgen. Das

kantonale Recht stellt ein Rechtsmittel zur Vefügung.

3. Abschnitt: Vollstreckung

Art. 105

Vollzug der Sanktion

i Die vom Richter bestimmte Sanktion wird nach schweizerischem Recht
vollzogen.

2-Der Vollzug ist einzustellen, wenn die Vollstreckbarkeit des Entscheides im
ersuchenden Staat erlischt oder aufgehoben wird.

3 Wurde nur ein Kostenentscheid vollstreckt, so werden die eingezogenen
Beträge nach Abzug der entstandenen Kosten dem ersuchenden Staat überwiesen,
sofern er Gegenrecht hält.

D SR 311.0
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Art. 106

Kosten

Neben den Kosten für den Vollzug der Sanktion gelten auch jene für das
Exequaturverfahren und die übrige Vollstreckung als Kosten im Sinne von Arti-
kel 27.

Sechster Teil: Schlussbestimmungen

Art. 107

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts
1 Das Bundesgesetz vom 22. Januar 1892 D betreffend die Auslieferung ge-

genüber dem Auslande wird aufgehoben.
2 Das Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege2) wird wie

folgt geändert:

Art. 100 Est. f

f. Verfügungen auf dem Gebiete der Strafverfolgung, ausser ge-
gen die Verweigerung der Ermächtigung zur Strafverfolgung
gegen Bundespersonal.*)

*) Siehe jedoch Artikel 21 und 22 IRSG (AS ).

Art. 108

Übergangsbestimmungen
1 Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes hängigen Auslieferungsverfahren

werden nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom 22. Januar
1892 D betreffend die Auslieferung gegenüber dem Auslande zu Ende geführt.

2 Die Strafverfolgung und die Vollstreckung von Strafentscheiden nach dem
vierten und fünften Teil kann nur übernommen werden, wenn die Tat, auf die sich
das Ersuchen bezieht, nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen worden
ist.

Art. 109

Vollzug
1 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen.
2 Der Bundesrat kann eine ständige Kommission einsetzen zur Begutachtung

der Frage, ob die Bedeutung der Tat die Erteilung von Auskünften aus dem

D BS 3 509
2) SR 173.110
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Geheimbereich rechtfertigt. Die Kommissionsmitglieder sind wie die Beamten des
Bundes zur Geheimhaltung verpflichtet.

Art. 110

Inkrafttreten und Referendum
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.
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(Entwurf)

Bundesbeschluss
über Vorbehalte zum

Europäischen Auslieferungsübereinkommen

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 8 der Bundesverfassung,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 8. März 1976 D,

beschliesst :

Art. l

1 Der Rückzug der nach Artikel 2 des Bundesbeschlusses vom 27. September
19662> zu den Artikeln 2, 7 und 8 des Europäischen Auslieferungsübereinkom-
mens 3) dem Generalsekretariat des Europarates mitgeteilten Vorbehalte wird ge-
nehmigt.

2 Die aufgrund des gleichen Bundesbeschlusses abgegebene Erklärung zu
Artikel 6 jenes Übereinkommens erhält folgenden Wortlaut:

Zu Artikel 6:

Der Schweizerische Bundesrat erklärt hiermit, dass das schweizerische Recht die
Auslieferung von Schweizerbürgern nur unter den einschränkenden Voraussetzungen des
Artikels 5 des Bundesgesetzes vom über internationale Rechtshilfe in Straf-
sachen zulässt. Ausserhalb der Schweiz begangene, nach schweizerischem Recht als Ver-
brechen oder 'Vergehen strafbare Handlungen können bei Vorliegen der gesetzlichen Vor-
aussetzungen von den schweizerischen Behörden verfolgt und geahndet werden,
- wenn sie gegen Schweizerbürger verübt worden sind (Art. 5 des Strafgesetzbuches vom

21. Dez. 1937),
- wenn das schweizerische Recht dafür die Auslieferung zulassen würde und der Täter

Schweizerbürger ist (Art. 6 des Strafgesetzbuches),
— wenn sie an Bord eines schweizerischen Seeschiffs oder Luftfahrzeuges verübt worden

sind (Art. 4 des Bundesgesetzes vom 23. Sept. 1953 über die Seeschiffahrt unter der
Schweizerflagge; Art. 97 des Bundesgesetzes vom 21. Dez. 1948 über die Luftfahrt),

» BB11976 II 444
z) AS 1967 805
3) AS 1967 814
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- wenn besondere gesetzliche Bestimmungen es für bestimmte Straftaten vorsehen
(Art. 202 und 240 des Strafgesetzbuches; Art. 19 des Bundesgesetzes vom 3. Okt. 1951
über die Betäubungsmittel; Art. 101 des Bundesgesetzes vom 19. Dez. 1958 über den
Strassenverkehr; Art. 16 des Bundesgesetzes vom 14. März 1958 über die Verantwort-
lichkeit des Bundes sowie seiner Behördemitglieder; Art. 12 des Bundesgesetzes vom
26. Sept. 1958 über die Exportrisikogarantie).

Andere von einem Schweizerbürger im Ausland begangene strafbare Handlungen
können aufgrund des Bundesgesetzes vom über internationale Rechtshilfe
in Strafsachen in der Schweiz auf Ersuchen des Tatortstaats geahndet werden, wenn sich
der Verfolgte in der Schweiz befindet und sich hier wegen schwerer wiegender Taten
ohnehin zu verantworten hat. und wenn der Freispruch oder der Strafvollzug in der
Schweiz seine weitere Verfolgung wegen der gleichen Tat im ersuchenden Staat ausschlies-
sen.

3 Die Beilage zum Bundesbeschluss vom 27. September 1966 ist gegenstand-
los geworden.

4 Der Bundesrat wird ermächtigt, diese Änderungen dem Generalsekretariat
des Europarates mitzuteilen.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.
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